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Vorwort 
Die Initiative für die vorliegende Studie ging von einer im Mai 2004 veranstalteten GTZ-
Konferenz zum Thema „Kooperation mit der Diaspora“ aus. Die Beiträge auf dieser internati-
onalen Tagung zeigten deutlich, welch große Bedeutung die vielfältigen wirtschaftlichen und 
sozialen Aktivitäten von Diasporagemeinden für die Entwicklung ihrer Herkunftsländer sowie 
darüber hinaus für den Brückenschlag zwischen unterschiedlichen Gesellschaften haben. 
Eine wichtige Empfehlung der Konferenz war daher, diese positiven Wirkungen zu fördern 
und gezielter zu nutzen, um im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit gemeinsame 
Projekte zu formulieren und umzusetzen.  
Vor diesem Hintergrund hat die GTZ Ende 2005 eine umfangreiche Studie zur Erfor-
schung und Bewertung von Aktivitäten dreier ausgewählter Diasporagemeinden – der ägyp-
tischen, der afghanischen und der serbischen Diaspora – in Auftrag gegeben. Dafür konnte 
das Institut für Migration und Interkulturelle Studien (IMIS) in Osnabrück sowie zum anderen 
die Migration Research Group des Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archivs (HWWA) sowie 
des Hamburgischen WeltWirtschaftsInstituts (HWWI) gewonnen werden. Ausgangspunkt der 
Untersuchungen waren die jeweils unterschiedlichen Wanderungsbewegungen sowie beste-
henden Organisationsformen der Diaspora in Deutschland. Darauf aufbauend stellte sich die 
zentrale Frage, welche Entwicklungsbeiträge die jeweiligen Gemeinschaften bereits leisten 
und was unternommen werden kann, um diese nützlichen Aktivitäten besser mit denen der 
staatlichen Entwicklungszusammenarbeit zu verbinden und mithin das Potenzial von Diaspo-
ragemeinschaften besser auszuschöpfen. 
Die nunmehr vorliegenden Ergebnisse der Studie enthalten für die GTZ drei wesentliche 
Schlüsselbotschaften, die wiederum als Ausgangspunkt für konkrete gemeinsame Vorhaben 
mit der Diaspora im Rahmen des neu gestarteten Sektorvorhabens „Migration und Entwick-
lung“ dienen: 
1.  Die Autoren der Studie weisen anhand umfangreichen Interviewmaterials und auf fun-
dierter wissenschaftlicher Basis das tatsächlich vorhandene Potenzial der Diasporage-
meinschaften nach, über das bisher nur ungesicherte Annahmen und vereinzelte Infor-
mationen existierten. 
2.  Eine gute Integration der Migranten im Aufnahmeland wirkt sich positiv auf deren Aktivitä-
ten im Herkunftsland aus. Integration und transnationales Engagement stellen also, wie 
bisweilen unterstellt wird, keinen Widerspruch dar; und  
3.  Diaspora-Aktivitäten und entwicklungspolitische Ansätze liegen nah beieinander und bie-
ten somit eine gute Grundlage für zukünftige gemeinsame Vorhaben. 
 
Dr.  Hans  Werner  Mundt        Dr.  Irina  Kausch 
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Zusammenfassung 
In neueren wissenschaftlichen und politischen Diskussionen ist der Beitrag so genannter 
Diasporagemeinden zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer registriert worden. Es besteht 
jedoch ein erheblicher Wissensbedarf bezüglich (1.) der Typen und Muster ökonomischer, 
sozialer und kultureller Transferleistungen zwischen Diaspora und Herkunftsländern, (2.) der 
sozialen, ökonomischen und politischen Bedingungen für das Zustandekommen oder die 
Blockierung solcher Leistungen sowie (3.) die Anforderungen an eine Politik, die versucht, 
solche Leistungen in konstruktiver Weise zu unterstützen und für entwicklungspolitische Ziel-
setzungen zu nutzen.  
Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel der hier vorgestellten Pilotstudie, am Beispiel der 
Diasporagemeinden der Ägypter, Afghanen und Serben in Deutschland explorativ einen For-
schungsansatz zu entwickeln und zu erproben, der die relevanten Dimensionen bei der Un-
tersuchung des Beitrags von Migration zur Entwicklung erfassen soll.  
Die Studie, welche vom Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Studien 
(IMIS), Universität Osnabrück, gemeinsam mit der Migration Research Group (MRG) des 
Hamburgischen Welt-Wirtschafts-Archivs (HWWA) sowie des Hamburgischen WeltWirt-
schaftsInstituts (HWWI) durchgeführt wurde, stützt sich primär auf etwa 80 Leitfadeninter-
views. Diese Interviews wurden in einer Vielzahl von Städten in Deutschland mit „Schlüssel-
figuren“ der drei Gemeinden, welche anhand des sogenannten „Schneeballverfahrens“ ermit-
telt worden waren, durchgeführt. Ein Teil der Interviews fand zudem direkt vor Ort in Serbien 
(Belgrad) sowie in Ägypten (Kairo) statt (aus sicherheitstechnischen Überlegungen und fi-
nanziellen Beschränkungen wurden keine Interviews in Afghanistan durchgeführt). Des Wei-
teren basiert die Studie auf der Auswertung wissenschaftlicher Studien sowie verschiedens-
ter Dokumente von nationalen Gremien und internationalen Organisationen.  
Ergebnisse der Studie 
Für die Analyse der entwicklungspolitischen Beiträge von Diasporagemeinden haben wir 
folgende Rahmenbedingungen zu Grunde gelegt und die Fallbeispiele der Ägypter, Afgha-
nen und Serben in Deutschland in dieser Perspektive untersucht: (a) die Migranten selbst, 
d.h. ihr Humankapital, (b) die Gründe für ihre Migration (Arbeit, Bildung, Flucht, Fami-
lie/Heirat), (c) die sozialen Bedingungen im Aufnahmeland und ihre dortige soziale Integrati-
on, (d) die sozialen Bedingungen im Herkunftsland und die Stellung der Migranten bzw. ihrer 
Familien dort sowie (e) die sozialen Organisationsformen von Migranten im Aufnahmeland 
(Struktur der Diaspora). 
Je nach Diasporagemeinde treten die Variablen dieses Bezugsrahmens in unterschiedli-
chen Kombinationen auf, wie sich bei den von uns betrachteten Gemeinden in Deutschland 
zeigt: 
Ägypter 
Bei den Ägyptern handelt es sich hauptsächlich um Elitenwanderung von Bildungs-
migranten der oberen Mittelschicht seit den 1950er Jahren nach Deutschland. Ein hoher An-
teil der Ägypter gehört zum akademischen Fachkräftepersonal, weist relativ hohe Einbürge-
rungszahlen sowie deutsch-ägyptische Ehen auf und ist in Deutschland gut integriert. Hoch-
qualifizierte mit ägyptischem Hintergrund organisieren sich mehrheitlich in professionellen 
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Vereinen oder ägyptischen Kulturvereinen. Ähnlich den ‚Rotary Clubs’ dienen auch diese 
Vereine der Reproduktion, Stabilisierung und Stärkung der eigenen Elitennetzwerke. Im Ver-
gleich zu den beiden anderen von uns betrachteten Gruppen bzw. Herkunftsländern herr-
schen in Ägypten relativ stabile politische und ökonomische Verhältnisse, verbunden mit 
zahlreichen Möglichkeiten zu profitablen Investitionen. Diese Möglichkeiten werden auch von 
einer Reihe von Ägyptern ergriffen, weswegen wir auf eine beträchtliche Anzahl von gewinn-
orientierten Investitionen sowie von individuell motivierten, gemeinnützigen Aktivitäten stie-
ßen, vor allem in den prestigeträchtigen Bereichen Bildung und Wissenschaft. 
Afghanen 
Die ersten afghanischen Migranten, ab den 1950er Jahren, waren vorrangig Geschäfts-
leute, insbesondere Teppichhändler, sowie Studierende. Seit Beginn des Krieges im Jahr 
1979 und den darauf folgenden mehrfachen politischen Machtwechseln kamen Flüchtlinge 
nach Deutschland, die über die für den Fluchtweg notwendigen Ressourcen verfügten. Zu-
nächst suchten vor allem Angehörige der westlich orientierten Bildungselite in Deutschland 
Asyl, und nach Machtübernahme der Mujaheddin kamen Anhänger der kommunistischen 
Partei. Das Taliban-Regime löste eine weitere Fluchtwelle von vorwiegend Angehörigen der 
urbanen Mittelschicht sowie ethnischer und religiöser Minderheiten aus. Aus den verschie-
den motivierten und sozial differenziert zusammengesetzten Zuwanderungen aus Afghanis-
tan resultierte eine sehr heterogen zusammengesetzte Diaspora. 
Flüchtlinge der späteren Wellen waren und sind zumeist mit erheblichen Integrations-
schwierigkeiten in Deutschland konfrontiert, die aus den aufenthalts- und arbeitsmarktrechtli-
chen Einschränkungen ihrer Handlungsmöglichkeiten in Deutschland resultieren. Die zweite 
Generation afghanischer Zuwanderer ist jedoch zunehmend erfolgreich in das deutsche Bil-
dungssystem eingebunden. 
Das Engagement in Afghanistan durch individuelle (z.B. Rücküberweisungen und verein-
zelte Investitionen) und vor allem kollektive, durch eine Vielzahl von Vereinen organisierte 
Aktivitäten setzte mit dem Beginn des Kriegs 1979 ein und hat sich bis in die Gegenwart, 
insbesondere im Gefolge der politischen Entwicklungen nach 2001, noch intensiviert. Durch 
den mehr als zwei Jahrzehnte andauernden Krieg sind weite Teile der physischen und sozia-
len Infrastruktur des Landes weitgehend zerstört. Der neue afghanische Staat ist (noch) nicht 
in der Lage, die erforderlichen öffentlichen Güter zur Normalisierung des gesellschaftlichen 
Lebens zur Verfügung zu stellen. Dem Engagement der Diaspora in Infrastrukturprojekte in 
den Bereichen Bildung, Gesundheit, Wissenschaft, Mädchen- und Frauenförderung, humani-
täre Hilfe, Energie, Wasser und Verkehr kommt daher eine kompensatorische Funktion für 
den Ausfall des Staates zu. Das gesteigerte Engagement der Diaspora in Afghanistan ist 
ohne Zweifel durch die große internationale Aufmerksamkeit (besonders unmittelbar nach 
dem Nato-Einsatz im Jahr 2001) stimuliert und unterstützt worden. In diesem Zusammen-
hang konnten erfolgreich finanzielle und politische Ressourcen nationaler und internationaler 
Geber sowie weiterer Akteure wie Nichtregierungsorganisationen mobilisiert und zum Teil 
auch synergetisch mit den Projekten der Diaspora verknüpft werden.  
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Serben 
Die Zuwanderung der Serben - zunächst als Jugoslawen – nach Deutschland begann in 
den 1960er Jahren mit dem Gastarbeiterabkommen und erfolgte auf dieser Basis bis zum 
Anwerbestopp im Jahr 1973. Ihre Qualifikationsstruktur reichte von ungelernten bis zu quali-
fizierten Facharbeitern, eine größere Zahl der niedrig Qualifizierten kehrte jedoch nach dem 
Anwerbestopp in ihr Herkunftsland zurück. Anschließend erfolgte die Zuwanderung der Ser-
ben nach Deutschland maßgeblich auf der Grundlage der Familienzusammenführung. Ne-
ben den Gastarbeitern war darüber hinaus bereits seit den 1950er Jahren eine geringe, je-
doch stete Zahl von serbischen Intellektuellen, in ihrer Mehrzahl Gegner des kommunisti-
schen Regimes, zugewandert.  
Jugoslawen und später Serben organisierten sich in der Regel in Clubs (oder Sportverei-
nen), die im Kern am Leben der serbischen Migranten in Deutschland ausgerichtet waren. 
Mit dem Anwachsen der ethnischen Konflikte in Jugoslawien und seinem einsetzenden Zer-
fall nahm auch das nationale Bewusstsein der Serben in Deutschland zu; es wurden serbi-
sche anstelle der jugoslawischen Clubs gegründet.  
Vor dem Beginn der Konflikte in Jugoslawien und bis in die Gegenwart standen im Fokus 
der auf das Herkunftsland bezogenen Aktivitäten der serbischen Migranten hauptsächlich 
individuelle Investitionen, insbesondere der Erwerb von Immobilien. Demgegenüber war im 
Vergleich zu den Ägyptern und Afghanen ihr Engagement in Infrastrukturentwicklungsprojek-
ten in Jugoslawien eher gering. Anders stellte sich dies zur Zeit der jugoslawischen Auflö-
sungskriege sowie im Kosovo-Konflikt dar. Hier sprang die serbische Diaspora vergleichbar 
zu den Afghanen, wenn auch weniger umfassend als diese, aus patriotischem Engagement 
heraus kompensatorisch für den im Krieg gebundenen Staat ein und engagierte sich in ver-
schiedenen Projekten in den Bereichen Gesundheit, Wasserversorgung, Verkehr sowie hu-
manitäre Hilfe.  
Der Unterschied zu den Afghanen besteht darin, dass dieses Engagement auf die Stüt-
zung des geschwächten Staates zielte, von dem sich die Migranten national vereinnahmen 
und patriotisch mobilisieren ließen. Die Aktivitäten der Afghanen sind demgegenüber sehr 
viel stärker durch Staatsausfall gekennzeichnet, weshalb insofern auch der Staat gar nicht 
der Adressat ihrer Aktivitäten ist. Die Serben in Deutschland hingegen engagierten sich öf-
fentlich, um das ihrer Ansicht nach einseitige Bild Serbiens in der internationalen Öffentlich-
keit zu korrigieren. Erst in jüngster Zeit gibt es wieder Bemühungen des serbischen, 2005 
eingerichteten Diasporaministeriums, das ökonomische und politische Potenzial der serbi-
schen Diaspora zu reaktivieren. Dies verdeutlicht, dass Organisationsformen wie auch politi-
sche Ausrichtung und Engagement im Herkunftsland bei den serbischen Migranten – ganz 
anders als in den beiden anderen von uns untersuchten Fällen – in starkem Maße durch die 
politische Entwicklung im Herkunftsland bestimmt sind.  
Handlungsempfehlungen 
Die von uns untersuchten Fälle machen deutlich, dass es einer genauen Fall-zu-Fall-
Analyse des Zusammentreffens der unterschiedlichen Rahmenbedingungen zu verschiede-
nen Zeitpunkten und ihrer kombinierten Wirkung auf die Mobilisierung von Diasporagemein-
den bedarf, um erkennen zu können, an welchem Punkt eine entwicklungspolitisch orientier-
te Unterstützung ansetzen könnte. Auf dieser Basis lassen sich Handlungsempfehlungen in 
unterschiedlichen Bereichen formulieren:  
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(A) Unterstützung der Aktivitäten im wirtschaftlichen Bereich,  
(B) Unterstützung der Aktivitäten im Bereich der sozialen Infrastruktur,  
(C) Unterstützung der politischen Partizipation von Diaspora,  
(D) Unterstützung vorhandener Diaspora-Strukturen,  
(E) Gestaltung der rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen im Aufnahmeland sowie  
(F) Internationale Kooperation.  
A) Unterstützung der Aktivitäten im wirtschaftlichen Bereich 
• Förderung  von  Exportmöglichkeiten durch die Unterstützung bei der Entwicklung von 
EU kompatiblen Produkt- und Qualitätsstandards, insbesondere im Fall von Ägypten und 
Serbien.  
•  Unterstützung beim Ausbau des Energiesektors als Grundlage für die Erfolgsaussichten 
zahlreicher laufender und zukünftiger infrastruktureller und ökonomischer Aktivitäten in 
Afghanistan.  
• Förderung  des  Agrarsektors in Afghanistan durch Kooperationen zwischen in Deutsch-
land lebenden afghanischen Agraringenieuren und der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit.  
• Fokus  auf  Aktivitäten in den ruralen Regionen Afghanistans, da viele ausländische 
Nichtregierungsorganisationen überwiegend in Kabul tätig sind. Afghanische Diaspora-
Organisationen hingegen scheinen es aufgrund ihrer spezifischen Kenntnisse über ihre 
Herkunftsregionen eher zu wagen, auch in ländlichen Regionen Projekte aufzubauen.  
B) Unterstützung der Aktivitäten im Bereich der sozialen Infrastruktur 
•  Aufbauend auf Projekten, wie beispielsweise der Deutschen Universität in Kairo, würden 
es Stipendiatenprogramme ermöglichen, diese oder ähnliche Einrichtungen für alle In-
teressierten zu öffnen. 
•  Bezogen auf Afghanistan wäre zunächst Unterstützung beim Wiederaufbau und Ausbau 
des Bildungssektors vonnöten. Den größten Bedarf für Unterstützung gibt es bei der 
Qualifizierung von Lehrpersonal.  
•  Auch im Bereich der Gesundheitsversorgung in Afghanistan wird qualifiziertes Perso-
nal benötigt. Mögliche Ansätze können hier Stipendien für die Fortbildung bzw. Speziali-
sierung von Ärzten oder der Austausch im Rahmen von internationalen Kongressen sein.  
•  Darüber hinaus ist ein Wissenschaftsaustausch und Wissenstransfer im Bildungs-, 
Forschungs-, Gesundheits- oder auch in anderen Bereichen auf unterschiedlichen Ebe-
nen (Studenten, Dozenten oder Professoren) für alle drei Länder wünschenswert.  
C) Unterstützung der politischen Partizipation der Diaspora 
•  Aus unseren Analysen geht hervor, dass die Serben ein starkes politisches Interesse an 
ihrem Herkunftsland haben; dennoch hat die Mehrzahl der Serben in Deutschland auf-
grund des organisatorischen Aufwands an den Wahlen im Jahr 2004 nicht teilgenom-
men, obwohl sie rechtlich die Möglichkeit dazu besaßen. Hier wäre es denkbar, bilateral 
die serbische Regierung beim Aufbau eines effizienten Wahlverfahrens für die Diaspora 
(z.B. mittels Briefwahl o.ä.) zu unterstützen.  
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D) Unterstützung vorhandener Diaspora-Strukturen 
•  Förderung des wechselseitigen Kontakts und der Information zwischen offizieller Poli-
tik und Diaspora in Deutschland.  
•  „Quasi-Rückkehrer“ - meist erfolgreiche Unternehmer - können als Multiplikatoren des 
Wissens über Formen, Möglichkeiten und Perspektiven des Engagements gewonnen 
werden.  
•  In der Diaspora gibt es einzelne Akteure, die zwar interessiert, kompetent und engagiert 
sind, jedoch nicht über die notwendigen finanziellen Ressourcen verfügen. Hier könn-
ten Möglichkeiten der Unterstützung vorgesehen werden.  
•  Eine starke Fraktionierung innerhalb der Diaspora – insbesondere der afghanischen Di-
aspora – behindert die Wirksamkeit entwicklungsrelevanten Engagements, da vorhande-
ne Aktivitäten oftmals nicht gebündelt werden. Eine Koordinationsstelle, die den Aus-
tausch über und die Verknüpfung von Engagement mit laufenden Projekten organisiert, 
könnte Abhilfe schaffen.  
•  Darüber hinaus wäre eine Steigerung der Professionalisierung von Diasporaprojekten 
wünschenswert (z.B. über länderspezifische Seminarangebote zu Fundraising etc.).  
•  Ein besonderes Augenmerk sollte auf die zweite Generation gerichtet werden, die ver-
stärkt Interesse an ihrem Herkunftsland zeigt und somit in eine Brückenfunktion als inter-
kulturelle Vermittler hineinwachsen könnte.  
•  Es wurde großes Interesse an weitergehenden Informationen über die Strukturen der 
Diaspora selbst, ihr Spektrum und die von ihr ausgehenden verschiedenen Aktivitäten in 
den Herkunftsländern gezeigt. Ein Informationszentrum könnte hier Möglichkeiten des 
Engagements (Fördermöglichkeiten, Investitionsschwerpunkte etc.) aufzeigen. Informati-
onen über Engagement und erfolgreiche Projekte unterstützen darüber hinaus die Wert-
schätzung der eigenen Arbeit und können im Weiteren als „Best Practices“ dienen.  
E) Gestaltung der rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen im Aufnahmeland  
•  Grundsätzlich tragen vor allem jene Migranten, die auf der Basis eines gefestigten Auf-
enthaltsstatus und eines gleichberechtigten Zugangs zum Arbeitsmarkt eine gute 
soziale Stellung in der Aufnahmegesellschaft erreicht haben und damit gut integriert sind, 
durch ihr oftmals hohes Engagement zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer bei, d.h. ein 
hoher Integrationsgrad sowie eine gute soziale Stellung sind Voraussetzung für Aktivi-
täten der Diaspora. Das Potenzial von Migration kann sich nur dann entfalten, wenn es 
allen drei Parteien zugute kommt – zunächst den Migranten, dann dem Aufnahmeland 
durch deren soziale Integration und auf dieser Basis schließlich dem Herkunftsland. Die 
Integration von Migranten würde unseres Erachtens auch „Brain Circulation“ fördern.  
•  In diesem Zusammenhang ist die Frage der Zulassung der doppelten Staatsbürger-
schaft ebenfalls von Bedeutung. Mit dem Verlust der Staatsbürgerschaft des Herkunfts-
landes können der Verlust des Wahlrechtes sowie des Rechtes, Grund und Boden zu 
erwerben, und die Visumspflicht bei der Einreise einhergehen. Die Zulassung der doppel-
ten Staatsbürgerschaft kann daher auch eine angemessene Strategie sein, um das En-
gagement der in Deutschland niedergelassenen Zuwanderer bei der Entwicklung ihrer 
Herkunftsländer zu unterstützen. 
•  In der Konsequenz dessen liegt, dass eine Migrations- und Integrationspolitik mit der 
Zielsetzung der sozialen Integration der absehbar dauerhaft im Lande lebenden Migran-
ten zusammen mit einer Politik, die die Diaspora in ihrem Engagement für ihr Herkunfts-
land im Sinne der hier vorgeschlagenen Richtung unterstützt, zugleich Teil einer guten 
Entwicklungspolitik ist, die eben an die Ressourcen der Betroffenen selbst anschließt 
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und für Entwicklung zu mobilisieren versucht. In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, 
dass nach unserem Eindruck eine Reihe der Migranten in den Diasporagemeinden und 
ihre Netzwerke über spezifisches und wertvolles Wissen verfügen, das in dieser Perspek-
tive bei der Ausarbeitung künftiger entwicklungspolitischer Strategien aufgegriffen wer-
den sollte. Daher sollte man darüber nachdenken, in welcher Weise Vertreter der Diaspo-
ragemeinden in konsultativer Funktion stärker in die Entwicklungspolitik einbezogen 
werden können.  
F) Internationale Kooperation  
•  Nicht nur auf der nationalen Ebene im Aufnahmeland, sondern auch international gehört 
zu den wichtigsten Themen im Zusammenhang mit den Aktivitäten von Diasporagemein-
den das Ausmaß und die Auswirkungen ihrer Rücküberweisungen. Wie von vielen in-
ternationalen Organisationen mittlerweile angeregt, gilt es, durch internationale Koopera-
tionen, transparente und vor allem kostengünstigere Systeme des Geldtransfers zu ent-
wickeln.  
•  Des Weiteren wäre ein internationaler (oder bilateraler) Austausch mit Staaten, die 
Aufnahmeländer größerer Diaspora-Gemeinden unterschiedlicher Herkunft sind, denk-
bar. Darüber hinaus wäre die Unterstützung bei der internationalen Vernetzung der je-
weiligen Diaspora ein möglicher Ansatz, der bilateral oder auch international diskutiert 
werden könnte. 
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1. Einleitung 
1.1.  Ziele der Studie 
Das Interesse an den Beiträgen so genannter Diasporagemeinden zur Entwicklung in ih-
ren Herkunftsländern resultiert aus der wachsenden Einsicht, dass Migranten im Verlaufe 
ihres Migrationsprojektes in soziale Bezüge sowohl der Ausgangs- als auch der Zielregionen 
eingespannt bleiben. Migration wird dabei als ein Prozess verstanden, der über Generatio-
nen hinweg für verschiedene Aspekte der Lebensführung bedeutsam bleibt. Eben dies be-
gründet in entwicklungsperspektivischer Hinsicht auf verschiedene Weise die Relevanz der 
Migranten für die Herkunftsländer. 
Auf der Grundlage empirischer Hinweise wird angenommen, dass für die Art dieser Be-
züge verschiedene Randbedingungen bedeutsam sind. Diese betreffen systematisch be-
trachtet:  
•  die Migranten selbst (ihr Humankapital), 
•  die Gründe für ihre Migration (Arbeit, Bildung, Flucht, Familie/Heirat), 
•  die sozialen Bedingungen im Aufnahmeland und ihre dortige soziale Integration, 
•  die sozialen Bedingungen im Herkunftsland und die Stellung der Migranten bzw. ihrer 
Familien dort, 
•  ihre sozialen Organisationsformen im Aufnahmeland (Struktur der Diaspora). 
Diese Bedingungen formulieren einen Bezugsrahmen, der der durchgeführten Studie 
zugrunde gelegt wurde, in dem vorläufig die Dimensionen unterschieden sind, die bei der 
Untersuchung des Beitrags von Migration zur Entwicklung der Herkunftsländer zu berück-
sichtigen sind. Es war ein Hauptziel der Studie über die drei ausgewählten Diasporagemein-
den der Ägypter, Afghanen und Serben, die in den gegenwärtigen Diskussionen zur Bedeu-
tung von Migration für Entwicklung (oftmals unzusammenhängend) vorgetragenen Annah-
men über Zusammenhänge, Ursachen und Wirkungen in konkrete Fragestellungen und ein 
entsprechendes Forschungsdesign zu übersetzen. Dieses soll die Beiträge der verschiede-
nen Gemeinden zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer konkret erforschbar und damit realis-
tisch einschätzbar machen. 
1.2.  Methodisches Vorgehen und Aufbau der Studie 
Die durchgeführte Untersuchung stützt sich primär auf etwa 80 semi-strukturierte Leitfa-
deninterviews, die mit ägyptischen, afghanischen und serbischen Migranten geführt worden 
sind, welche auf der Grundlage von vermittelten Adressen, Internetrecherchen und Schnee-
ballverfahren als Schlüsselfiguren oder Führungspersonen zentraler Organisationen, Träger 
bedeutsamer Transferaktivitäten in den Gemeinden oder als renommierte Vertreter der je-
weiligen Migrantengruppen ermittelt worden waren. Dabei wurden diese Interviews für die 
Ägypter in den Städten Frankfurt, München und Berlin, für die Afghanen in Hamburg, Berlin, 
Köln, Bonn, Bochum, Detmold, Hagen i.T., Freiburg und Karlsruhe und für die Serben in Ber-
lin, Frankfurt, München, Hamburg, Bonn und Bielefeld durchgeführt. Recherchen zu Zahl und 
Aufenthalt der untersuchten Migrantengruppen haben ergeben, dass jeweils größere Anteile 
bzw. Vorsitzende aktiver Organisationen in diesen Städten leben und der Zugang zu ihnen 
dort gesichert erschien. Repräsentativität ist mit dieser Untersuchung nicht beansprucht. 
Wesentliche Ziele der durchgeführten Interviews waren:  
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•  Transferwege und -zusammenhänge in explorativer Weise zu erschließen, über die bis-
her kein oder wenig gesichertes Wissen oder nur Vermutungen vorliegen - so erlauben 
z.B. auch die nicht publizierten Daten der Deutschen Bundesbank zur Zahlungsbilanzsta-
tistik keine Rückschlüsse auf inoffizielle Rücküberweisungsflüsse;  
•  Einsichten in Kosten von Überweisungen, Formen und Strukturen von Überweisungska-
nälen, Stabilität und Vertrauenswürdigkeit des Bankwesens, der staatlichen Finanzpolitik 
sowie der praktischen Überweisungsagenten zu gewinnen;  
•  Welche sozialen Bindungen dauerhaftes Engagement in soziale, politische und kulturelle 
Transferaktivitäten und auch die Beteiligung an öffentlichen oder privaten Projekten im 
Herkunftsland begründen oder verhindern.  
Es wurde darauf geachtet, dass der Fragebogen die im dargelegten Bezugsrahmen un-
terschiedenen Dimensionen erfasste (Merkmale der Migranten, Migrationsgründe, soziale 
Integration und Einbindung, soziale Organisationsformen, Bedingungen im Herkunftsland). 
Über die Auswertung dieser Interviews hinaus stützt sich der nachfolgende Bericht auf 
die Auswertung weiterer Materialien. Dies sind insbesondere verschiedenste Dokumente 
(wissenschaftliche Artikel und Forschungsberichte; Dokumente von nationalen Stellen wie 
z.B. der Deutschen Bundesbank sowie von internationalen Organisationen wie Weltbank, 
Global Commission on International Migration, Internationaler Währungsfonds, International 
Organization for Migration etc.), Websites, Broschüren, Jahresberichte von Organisationen 
und Vereinen sowie Statistiken (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Statistisches Bun-
desamt, Visa-Statistiken des Auswärtigen Amts etc.). 
Im Rahmen der Untersuchung wurden darüber hinaus für zwei der untersuchten Grup-
pen, Ägypter und Serben, Gespräche in den Herkunftsländern mit Vertretern dortiger Regie-
rungen und politischer Administration, Unternehmern, Banken, Wirtschaftskammern, Univer-
sitäten und Schulen, aber auch zurückgekehrten Migranten sowie mit Repräsentanten deut-
scher Einrichtungen wie dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, der Industrie- und Handelskammer, der Deutschen Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ), sowie dem Deutschen Akademischen Austausch Dienst (DAAD) 
geführt. Dies verschaffte einen Einblick in die Art und Weise, in der die Aktivitäten und ihre 
Auswirkungen auf die Herkunftsländer aus der Sicht dortiger insbesondere politischer und 
wirtschaftlicher Organisationen registriert und bewertet werden. Aufgrund beschränkter zeitli-
cher und finanzieller Ressourcen der Studie wurde auf eine entsprechende Untersuchung in 
Afghanistan verzichtet. 
Nachfolgend werden die Ergebnisse der Auswertung der erhobenen Materialien anhand 
des skizzierten Bezugsrahmens der Untersuchung dargestellt. Zunächst wird ein zusammen-
fassender Überblick über die drei untersuchten Migrantengruppen in Deutschland sowie die 
durchgeführten Einzeluntersuchungen gegeben (Kap. 2). In Kapitel 2 werden die verschie-
denen Zuwanderungsgeschichten und –formen für die drei Gruppen präsentiert. Es wird 
ausgeführt, welche Typen von Wanderungen (Arbeits-, Flucht-, Bildungs- oder Familienmig-
ration) für die untersuchten Gruppen charakteristisch waren, denn diese erweisen sich für 
den Bezug zu den Herkunftsregionen und die Art der Transferaktivitäten als bedeutsam. An-
schließend wird auf die soziale Integration der drei Gruppen eingegangen, insbesondere, 
soweit erfassbar, ihre aufenthaltsrechtliche Stellung, ihre Eingliederung in den Arbeitsmarkt, 
berufliche Stellung, Bildungsgrad und berufliche Ausbildung, Einkommen und familiäre Situa-
tion. Wie im Weiteren zu zeigen sein wird, erweist sich die soziale Integration der Migranten 
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im Zuwanderungskontext, das unterschiedliche Ausmaß des Zugangs insbesondere zu mo-
netären, beruflichen/professionellen und politischen Ressourcen, als eine entscheidende 
Bedingung für ihre Kapazitäten, dauerhafte und nachhaltige Transferaktivitäten in Gang zu 
setzen.  
Anschließend wird auf die verschiedenen Formen des Engagements und der Aktivitäten 
der Migranten in ihren Herkunftsländern eingegangen (Kap. 3): auf ihre ökonomischen 
Transaktionen, ihre Bedingungen und ihre Schwerpunkte, ihre Bedeutung für die Infrastruk-
turentwicklung in ihren Herkunftsländern und auf ihr politisches Engagement. Die Ergebnisse 
werden jeweils vergleichend präsentiert. Wir fragen nach der Bedeutung der von uns erfass-
ten Formen der Organisation der untersuchten Migrantengruppen und nach deren Bedeu-
tung für die Mobilisierung von Migranten für Problemstellungen in ihren Herkunftsregionen 
und -ländern sowie für ihre Bereitschaft, sich ökonomisch, sozial oder politisch in einem noch 
auszuführenden Sinne zu engagieren. Obwohl wir keine Repräsentativität beanspruchen, 
glauben wir dennoch, auf Grundlage der durchgeführten Recherchen und Gespräche für die 
untersuchten Migrantengruppen selbst relevante Organisationen erfasst zu haben. 
Zur Erläuterung ist hier eine methodische Bemerkung einzufügen: Für die Durchführung 
unserer Untersuchung sind wir nicht von der Existenz ägyptischer, serbischer oder afghani-
scher Diaspora oder Gemeinden ausgegangen. Beiden Begriffen liegen starke Annahmen 
über zwischen den Migranten gültige soziale Konstellationen zugrunde,
1 die von uns nicht zu 
unterstellen, sondern ggf. in ihrer Relevanz für die von uns untersuchte Fragestellung zu 
beweisen sind. Darüber hinaus wohnt ihnen eine Tendenz zur Homogenisierung inne, der in 
der Realität eine große soziale Heterogenität auch unter den Migranten aus einem Her-
kunftsland gegenübersteht. Unsere Fragestellung interessiert sich für die differenzierten 
Auswirkungen, die von Zuwanderern auf ihre Herkunftsregionen ausgehen. Dies stützt sich 
auf die Annahme, dass Migranten im Verlaufe ihres mehrere Generationen überspannenden 
Migrationsprojektes in transnationale soziale Bezüge ökonomischer, rechtlicher, politischer, 
familiärer und kultureller Art eingespannt bleiben, die Ausgangs- und Zielregionen ihres 
Wanderungsprozesses umfassen. Vor diesem Hintergrund sind (Selbst-)Organisationen der 
Migranten ein guter Ausgangspunkt für die Untersuchung: Sie sind einerseits empirisch gut 
zugängliche Adressen für die Durchführung von Erhebungen und andererseits im Unter-
schied zu formalen Organisationen hinsichtlich ihrer Handlungskapazitäten immer auch von 
den Motiven ihrer Mitglieder und ihrer mehr oder weniger erfolgreichen Mobilisierung abhän-
gig.
2 In diesem Zusammenhang wird dann erst ersichtlich, in welchem Ausmaß diese Mobili-
sierung von Mitgliedschaftsmotiven ggf. ethnisch oder national, vergemeinschaftend oder 
vergesellschaftend (Weber, 1972) strukturiert und welche Art von Problemstellungen – öko-
nomische, politische, soziale oder kulturelle – fokussiert werden. 
Ökonomische Transaktionen umfassen dabei zunächst Geldflüsse, die ohne weitere Un-
terscheidung als Rücküberweisungen erfasst werden. Im Weiteren ist aber zwischen Trans-
aktionen zu unterscheiden, mit denen Migranten entweder ihren im Herkunftsland verblei-
benden Familien (oder anderen) ein Einkommen zur Verfügung stellen, und investiven 
Transaktionen, die an der Erzielung von Gewinn orientiert sind. Darüber hinaus umfassen 
ökonomische Transaktionen noch Im- und Exportgeschäfte mit dem Herkunftsland. Mit der 
                                                  
1 Diese betreffen Formen der gemeinsamen Ausrichtung am Herkunftsland sowie der mehr oder weniger weit reichenden 
Vergemeinschaftung. Zum Begriff der Diaspora vgl. Cohen, 1999.  
2 Zu dem Unterschied zwischen formalen Organisationen und Vereinen, Selbstorganisationen etc. vgl. Luhmann, 2000 und 
Stichweh, 2000. 
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Ausrichtung an sozialer Infrastruktur meinen wir solche Aktivitäten, die in irgendeiner Weise 
an Problemen der Bereitstellung von Gütern insbesondere in den Bereichen Erziehung, Ge-
sundheit, Verkehr oder Wissenschaft ausgerichtet sind. Dabei ist zu beachten, dass in Län-
dern, in denen Güter wie Erziehung, Wissenschaft oder Gesundheit primär oder alternativ 
marktvermittelt bereit gestellt werden, Migranten in diesen Bereichen auch als Unternehmer 
tätig werden können. Das ist zu unterscheiden von einer Konstellation, in der solche Güter 
als Kollektivgüter politisch bereitgestellt werden – bzw. bereitgestellt werden sollten. In die-
sem Fall springen Migranten ggf. substitutiv für das Leistungsversagen ihrer Herkunftsstaa-
ten ein. Dieser Unterschied erweist sich, wie weiter unten gezeigt wird, als relevant für das je 
unterschiedliche Engagement von ägyptischen, afghanischen und serbischen Migranten.
 
Politisch ausgerichtet sind im Unterschied dazu Aktivitäten, die sich primär auf die Herstel-
lung oder Veranlassung politischer Entscheidungen oder auf die strukturellen Bedingungen 
der Herstellung solcher Entscheidungen in den Herkunftsländern beziehen, sich in diese 
einmischen oder die sich durch politische Dynamiken in diesen Ländern mobilisieren lassen. 
Den Abschluss des Berichtes bildet das Kapitel 4, in dem unsere Schlussfolgerungen aus 
der Untersuchung und Handlungsempfehlungen formuliert sind.  
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2.  Beschreibung der Diasporagemeinden 
2.1.  Die ägyptische Diaspora in Deutschland 
2.1.1.  Ägyptische Bildungsmigranten: die „Rotary Clubs“ 
Einwanderer aus Ägypten nach Deutschland waren traditionell überwiegend männliche 
Studenten der oberen Mittelschicht (Schmidt-Fink, 2001). Diese Studenten kamen bereits 
seit den 1950er Jahren. Sie studierten Sprach- und Kulturwissenschaften, Naturwissenschaf-
ten und Ingenieurwesen
3. Diese Tradition der Bildungsmigration setzt sich bis heute fort. Im 
Jahre 2001 reisten 58% aller ägyptischen Bürger, die nach Deutschland kamen, zu Bil-
dungszwecken ein. In den Jahren 2003 und 2004 lag der Anteil der Bildungsmigranten bei 
76% (Tab. 2). Insgesamt leben heute knapp 14.500 ägyptische Staatsangehörige in 
Deutschland. Ägyptische Behörden geben die weit höhere Zahl von 24.000 Personen an. Die 
Unterschiede in den Zahlen ergeben sich aus unterschiedlichen Vorgehensweisen bei der 
statistischen Erfassung der Aus- bzw. Einwanderer in den Herkunfts- und Aufnahmeländern. 
Oft werden in den Aufnahmeländern nur die Einwanderer erster Generation gezählt, die ei-
nen ausländischen Pass besitzen. Die eingebürgerten Migranten sowie die Migrantenkinder 
mit dem Anspruch auf die Staatsangehörigkeit des Aufnahmelandes fallen oft aus Einwande-
rerstatistiken heraus.
4
Tabelle 1: Einwanderungszahlen ägyptischer Staatsbürger nach Deutschland 
Jahr Zugezogene  Fortgezogene 
1988 2.400  (*)   
1995 1.600  (*)   
2000 1.742  1.327 
2001 1.917  1.361 
2002 1.870  1.348 
2003 1.592  1.512 
2004 1.446  1.458 
Quelle: Statistisches Bundesamt, VI B, Wanderungsstatistik; (*) Daten aus: (2001). International Migration Statistics in the Medi-
terranean Countries: Current Data Sources and Statistics Available from International Organizations. Luxembourg, Office for 
Official Publications of the European Communities: 47. 
Ägyptische Bildungsmigranten haben sich in Deutschland im Vergleich zu Migranten aus 
anderen arabischen Ländern und der Türkei recht gut etablieren können. Diese Einwande-
rergruppe weist hohe Einbürgerungsquoten (Tab. 3) und einen hohen Prozentsatz von Ehe-
schließungen mit deutschen Partnern auf (Gesemann, 1995). Außerdem gehören ägyptische 
Migranten mit 14,6% zu einem relativ hohen Anteil zum akademischen Fachkräftepersonal 
(Gesemann, 1995). Die ägyptischen Bildungsmigranten haben zahlreiche Vereine und pro-
fessionelle Interessenverbände gegründet, sind in der deutschen Politik aktiv, und waren 
                                                  
3 Im Jahr 1992, zum Beispiel, studierten 30,8% der ägyptischen Studenten in Deutschland Ingenieurwissenschaften, 24,5% 
Sprach- und Kulturwissenschaften sowie Sport und 23,6% Mathematik und Naturwissenschaften.   
4
 Zu Problemen und Besonderheiten bei Vergleichen in den Wanderungsstatistiken aus Med-MENA-Staaten vgl. Fargues, 
2005. 
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Mitbegründer verschiedener muslimischer und koptischer Gemeinden.
5 In dieser Studie ha-
ben wir uns aber auf säkulare Organisationen und Netzwerke der ägyptischen Bildungs-
migranten konzentriert, weil ihre Bedeutung für Aktivitäten dieser Migranten im Herkunftsland 
herausragte. 
Tabelle 2: Bildungsausländer und Bildungsinländer aus Ägypten (absolute Zahlen) 
Jahr   Bildungsausländer  Bildungsinländer 
2001 1.125  66 
2002 1.222  56 
2003 1.211  53 
2004 1.124  68 
Quelle: wissenschaft-weltoffen, 2005 
Tabelle 3: Einbürgerungen der Ägypter in Deutschland 
  2000 2001 2002  2003  2004 
Zahlen (Absolut)  423  465  443  437  381 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 2005 
Bereits in den 1960er Jahren gab es regelmäßige Treffen ägyptischer Studenten in 
Deutschland. Solche Gruppen gab es in Darmstadt, Stuttgart, München, Düsseldorf, Ham-
burg und Heidelberg. Wenige von ihnen waren bei den deutschen Behörden als Vereine ein-
getragen. Die ersten Gruppen stellten so etwas wie erweiterte Freundschaftskreise dar. Oft 
beruhten sie zunächst auf Bekanntschaften, die auf familiäre Kontakte und Verpflichtungen 
in Ägypten zurückgingen. Über das Studium wurden auch neue Bekanntschaften in Deutsch-
land geknüpft. Einige dieser Studententreffen haben sich dann als Kulturvereine formiert. 
Ihre aktiven Mitglieder bestanden in der Zwischenzeit aus professionell erfolgreichen Ägyp-
tern. Während der 70er und 80er Jahre entstanden weitere solcher ägyptischen Kulturverei-
ne und professionelle Vereinigungen. 1983 schlossen sich 24 ägyptische Vereine zum „Ä-
gyptischen Haus“, einem Dachverband der ägyptischen Vereine in Deutschland, zusammen, 
um die informell untereinander bestehenden Kontakte zu stärken.
6  
 
                                                  
5 Die Selbstorganisation ägyptischer Migranten entlang religiöser Kriterien stellt im Übrigen ein weiteres Unterscheidungs-
merkmal bei der Herausbildung ihrer Migrantennetzwerke dar. In den 1950er Jahren, nach dem Anschlag auf den ägyptischen 
Präsidenten Nasser, flohen einige Vertreter der religiösen Intelligenzija aus Ägypten in unterschiedliche Staaten, unter anderem 
nach Deutschland. Sie wurden ein Teil der islamischen Elite in Deutschland. Sie gründeten Moscheen und übernahmen Füh-
rungspositionen in den islamischen Vereinen. Eine islamische Organisation in Deutschland, die von ägyptischen muslimischen 
Aktivisten gegründet worden ist und bis heute dominiert wird, ist die Islamische Gemeinschaft in Deutschland (die IGD). Das 
erste islamische Zentrum der Gemeinschaft entstand im Jahre 1960 in München unter der Führung eines der wichtigsten ägyp-
tischen Aktivisten der Muslimbrüder. Nach Auskunft des IGD-Präsidenten koordiniert die Gemeinschaft heute um die 60 islami-
sche Gemeinden bundesweit. Der Verfassungsschutz schätzt die Zahl der aktiven Mitglieder der IGD auf etwa 1300 Menschen 
(Verfassungsschutzbericht 2004, www.bmi.bund.de oder www.verfassungsschutz.de). In den 1960er Jahren kamen die ersten 
koptischen Einwanderer aus Ägypten nach Deutschland. Ägypter christlichen Glaubens waren meist Bildungsmigranten. Etwa 
66% von ihnen hatten einen Universitätsabschluss (Ibrahim, 2000). Über die Hälfte der ägyptischen Kopten in Deutschland 
heirateten Deutsche. Über die Hälfte aller Kopten ließen sich in Deutschland einbürgern (Ibrahim, 2000). Die offizielle Zahl der 
Kopten in Deutschland beläuft sich heute auf 5.000 Personen (Ibrahim, 2005). Anfang der 1990er Jahre gründeten Kopten mit 
Unterstützung der christlichen Kirchen in Deutschland zwei Klöster, die als Kultur- und Begegnungszentren dienen. Insgesamt 
gibt es heute 12 aktive koptische Gemeinden in Deutschland. 
6 Es gibt in Deutschland auch ägyptische Vereine, die nicht Mitglieder im Ägyptischen Haus sind. Es wäre interessant zu er-
fahren, wie diese Vereine zusammengesetzt sind, welches Verhältnis sie zum Ägyptischen Haus haben und welche Aufgaben 
sie sich stellen. In dieser Pilotstudie war es aber nicht möglich, diese „unabhängigen“ Vereine systematisch einzubeziehen. 
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Tabelle 4: Zuwanderer aus Ägypten in den ausgewählten Bundesländern 
  2001 2002 2003 2004 
Baden-Württemberg  1.507 1.507 1.466 1.176 
Bayern  1.460 1.528 1.551 1.230 
Berlin  1.678 1.783 1.789 1.810 
Hamburg  1.559 1.635 1.677 1.698 
Hessen  1.628 1.571 1.556 1.262 
Nordrhein-Westfalen  2.257 2.298 2.271 1.920 
Quelle: Zusammengestellt aus Ausländerstatistiken des Statistischen Bundesamtes, Wiesbaden 
Die ägyptische professionelle Elite in Deutschland ist auf diese Weise bundesweit ver-
netzt. Das Netzwerk ist öffentlich durch die jeweiligen kulturellen und professionellen Vereine 
und durch den Dachverband repräsentiert. Von außen betrachtet, wird es durch die gemein-
same nationale Herkunft zusammengehalten: Die Vereine definieren sich als „ägyptische 
Vereine“. In den offiziellen Vereinssatzungen ist die ägyptische Herkunft meist das wichtigste 
Mitgliedschaftskriterium. Faktisch steht der Zugang zu diesem Netzwerk jedoch nur Men-
schen mit einem bestimmten sozialen Status offen. Einige Vereine selektieren mittels hoher 
Mitgliedsbeiträge, in anderen Vereinen greifen informelle Ausschlussmechanismen wie Be-
ziehungen oder familiärer Hintergrund. Letztlich sind diejenigen Kernmitglieder, die in 
Deutschland professionell erfolgreich sind oder aus bedeutenden ägyptischen Familien 
stammen. Religiöse Zugehörigkeit spielt demgegenüber kaum eine Rolle. Die Form der 
Selbstorganisation der ägyptischen Hochqualifizierten besitzt daher einige Ähnlichkeit zu den 
Rotary Clubs. Wie Rotary Clubs dienen auch die ägyptischen Vereine in Deutschland der 
Reproduktion, Stabilisierung und Stärkung der eigenen Elitennetzwerke.
7
2.1.2.  Ägyptische Heiratsmigranten, Flüchtlinge und Irreguläre: schwach organisierte 
Netzwerke 
Eine kleine Gruppe der legal einreisenden Einwanderer aus Ägypten bilden Personen, 
die im Rahmen der Familienzusammenführung, am häufigsten infolge der Heirat mit einem 
deutschen Ehepartner, einreisen. Zwischen 1984 und 1992 kam aber auch eine gewisse 
Anzahl asylsuchender Ägypter nach Deutschland. Die Zahlen der ägyptischen Asylan-
tragsteller stieg insbesondere in den Jahren 1991 und 1992 stark an, sank jedoch nach dem 
sog. Asylkompromiss im Jahre 1993 wieder rapide ab. Meist beriefen sich die Antragsteller 
auf Verfolgung wegen religiöser Zugehörigkeit. Viele waren ägyptische Christen, d.h. Kopten, 
oder Mitglieder der Muslimbruderschaft, welche in Ägypten verboten war. Die Anerken-
nungsquote der beiden Antragstellergruppen ging nicht über 1,2% hinaus. Trotzdem kann 
man davon ausgehen, dass einige Asylbewerber ägyptischer Herkunft sich in Deutschland 
                                                  
7 Nicht alle ägyptischen Professionellen gehören diesem sich von den 1960er und bis in die 1980er Jahre hinein herausge-
bildeten und relativ geschlossenen Netzwerk an. Einige ägyptische Intellektuelle sind nicht in den rein ägyptischen, sondern in 
den arabischen Vereinigungen aktiv (für Beispiele siehe, Gesemann, 1995). Viele haben kein Interesse an der Teilnahme in 
diesen Vereinen, obwohl sie oft in persönlichem Kontakt zu Vereinsmitgliedern stehen. Insbesondere ägyptische Studenten, die 
in jüngster Zeit nach Deutschland gekommen sind, und die zweite Generation der Ägypter in Deutschland sind kaum in den 
ägyptischen Vereinen vertreten. Die Vereine bzw. ihre Mitglieder altern und ihre Aktivitäten schlafen allmählich ein. Der Vor-
stand des Ägyptischen Hauses hat dieses Problem erkannt und setzt sich zum Ziel, die Vereine jungen Mitgliedern zu öffnen. 
So möchte der Dachverband seinen Internetauftritt verbessern, da junge Menschen lose Beziehungen über das Internet bevor-
zugen würden. Auch andere Strategien der Nachwuchsförderung werden verfolgt. Ein ägyptischer Kulturverein beabsichtigt, 
seine Satzung zu ändern, um jüngeren Vereinsmitgliedern den Zugang zum Vorstand zu erleichtern. Außerdem übernimmt er 
die Betreuung neu ankommender ägyptischer Studenten an einer Hochschule vor Ort.  
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langfristig niedergelassen haben (Gesemann, 1995). Seit Anfang der 1990er Jahre reisten 
zudem regelmäßig irreguläre Einwanderer ägyptischer Herkunft in Deutschland ein. Über 
ihre genaue Zahl und soziale Herkunft gibt es nur wenige Informationen. Bekannt ist einzig, 
dass in den 1980er und zu Beginn der 1990er Jahre organisierte Schleusungen von Ägyp-
tern stattfanden, für die bis zu 10.000 DM verlangt wurden. Das lässt vermuten, dass nicht 
die Ärmeren kamen, sondern auch auf diese Weise Mitglieder ägyptischer Mittelschichtfami-
lien in den Westen gelangen konnten (vgl. Elwert, 2002). 
In den 1980er und 1990er Jahren kamen also ägyptische Migranten hauptsächlich aus 
der Mittelschicht in der geschilderten Weise nach Deutschland. Über die soziale Situation 
dieser Migranten ist wenig bekannt. Es ist anzunehmen, dass sie ähnlich wie Migranten mit 
vergleichbaren Einwanderungsmustern auf dem deutschen Bildungs- und Arbeitsmarkt 
schwer Anschluss finden (vgl. Bommes 1999). Ihr rechtlicher Aufenthaltsstatus ist zumindest 
in den ersten Jahren unsicher. Sie können keine in Deutschland anerkannten Bildungsab-
schlüsse vorweisen und finden nur mit Schwierigkeiten Zugang zum deutschen Bildungs- 
und Beschäftigungssystem. Ein zusätzliches Problem sind unzureichende Sprachkenntnisse. 
Vor diesem Hintergrund durchlaufen viele von ihnen einen sozialen Abstiegsprozess relativ 
zum sozialen Status ihrer Familien im Herkunftsland. Diese Migranten stützen sich in 
Deutschland vermutlich auf persönliche Netzwerke, die vor allem Arbeit, Einkommen, Wohn-
raum und andere Formen sozialer Unterstützung im Einwanderungskontext vermitteln. 
Im Rahmen dieser Pilotstudie wurde diese Gruppe ägyptischer Migranten und ihre sozia-
len Unterstützernetzwerke nicht näher erforscht. Die empirische Untersuchung richtete sich 
hauptsächlich auf die Selbstorganisationen der Migranten. Hier stießen wir jedoch auf keine 
Organisationen, die diese strukturell schwach positionierten ägyptischen Migranten einbezo-
gen oder repräsentierten. Von uns darauf angesprochen, vermuteten unsere ägyptischen 
Gesprächspartner, dass diese Migranten sich eher in den muslimischen Organisationen an-
zutreffen seien. Zudem finden sich Hinweise in der Literatur auf formell als ägyptische Verei-
ne anerkannte, faktisch aber als kleine Unternehmen (meist Reisebüros) funktionierende 
Gesellschaften, welche von familiären oder freundschaftlichen Netzwerken unter ägyptischen 
Migranten mit relativ niedrigem sozialen Status in Deutschland getragen seien (Gesemann, 
1995). 
2.2.  Die afghanische Diaspora in Deutschland 
2.2.1.  Struktur, Verteilung und Zuwanderungsphasen 
Nach Angaben des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung haben sich etwa 100.000 afghanische Migranten und Migrantinnen in Deutschland nie-
dergelassen.
8 Diese grob geschätzte Zahl umfasst afghanische Staatsangehörige und Deut-
sche afghanischer Herkunft. Da letztere nach der Einbürgerung nicht mehr im Ausländer-
zentralregister geführt werden, beziehen sich die folgenden demographischen Angaben nur 
auf Personen mit afghanischer Staatsbürgerschaft. 
Im Dezember 2004 lebten laut Statistischem Bundesamt insgesamt 57.933 afghanische 
Staatsangehörige in der Bundesrepublik, von denen 50.457 im Ausland und 7.476 in 
Deutschland geboren waren. Der Anteil der Männer überwiegt gegenüber dem der Frauen 
noch um knapp 5.000 Personen, jedoch ist die Differenz in den letzten Jahren geringer ge-
                                                  
8 Siehe http://www2.gtz.de/migration-and-development/konferenz-2/deutsch/afghanen.htm
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worden (Tab. 5). Alle Altersgruppen sind vertreten, jedoch sind 60% aller in Deutschland 
lebenden Afghanen unter 30 Jahre alt (Abb. 1). Fast zwei Drittel der afghanischen Bevölke-
rung in Deutschland wohnt in den Bundesländern Hamburg, Hessen und Nordrhein-
Westfalen, wobei in Hamburg mit 14.469 Personen die größte afghanische Population in 
Deutschland (und Europa) registriert ist
9 (Tab. 6). Afghanen haben sich bevorzugt in urbanen 
Zentren und Ballungsgebieten niedergelassen und ihre Konzentration in einzelnen Bundes-
ländern und Städten ist auf den erweiterten Familiennachzug und auf bessere Vermittlungs-
chancen von Arbeitsmöglichkeiten innerhalb solcher größeren „Communities“ zurückzufüh-
ren. 
Tabelle 5: Afghanische Bevölkerung in Deutschland, 2001 –2004  
Jahr  männlich  weiblich  insgesamt 
2001  39.766  31.896  71.662 
2002  38.193  30.823  69.016 
2003  36.179  29.651  65.830 
2004  31.321  26.612  57.933 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 2005 
Tabelle 6: Regionale Verteilung der afghanischen Bevölkerung in Deutschland, Stand 
31.12.2004 
         männlich           weiblich    insgesamt 
Baden-Württemberg 1.674  1.286  2.960 
Bayern 4.634  3.351  7.985 
Berlin 441  349  790 
Brandenburg 329  196  525 
Bremen 189  170  359 
Hamburg 7.655  6.814  14.469 
Hessen 7.370  6.551  13.921 
Mecklenburg-Vorpommern 70  21  91 
Niedersachsen 1.902  1.678  3.580 
Nordrhein-Westfalen 4.881  4.533  9.414 
Rheinland-Pfalz 758  638  1.396 
Saarland 51  35  86 
Sachsen 861  512  1.373 
Sachsen-Anhalt 67  25  92 
Schleswig-Holstein 706  548  1.254 
Thüringen 42  15  57 




                                                  
9 Zu den Unterschieden in der Sozialstruktur bei den afghanischen Populationen in den genannten Bundesländern vgl. Horr 
u.a., 1989. 
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Abbildung 1: Afghanische Staatsangehörige in Deutschland nach Altersgruppen, Stand 
31.12.2004 
Altersgruppen 
















Quelle: Ausländerzentralregister, 2005 
Vor 1979 lebten weniger als 2.000 Afghanen in Deutschland, bei denen es sich vorrangig 
um Geschäftsleute und Studierende handelte. Insbesondere Hamburg als Hafenstadt zog 
damals afghanische Kaufleute an, darunter viele Teppichhändler, die in der Speicherstadt 
Firmen gründeten. In den 1960er und 1970er Jahren kamen zudem zahlreiche vorrangig 
männliche Studenten, wie auch einige unserer Gesprächspartner, um an verschiedenen 
deutschen Universitäten insbesondere Medizin und Ingenieurwissenschaften, aber auch an-
dere Fächer zu studieren. Mit Beginn des Krieges in Afghanistan suchten viele afghanische 
Flüchtlinge in Deutschland Asyl.
10 Im Laufe der 1980er und besonders der 1990er Jahre 
wuchs die afghanische Bevölkerung stark an, so dass im Jahr 2000 72.199 afghanische 
Staatsangehörige in Deutschland lebten (Abb. 2). Danach fiel die Zahl der afghanischen 
Migranten in Deutschland, was zum einen durch die geringere Zahl von neu zuwandernden 
afghanischen Asylsuchenden nach 2001 (Tab. 7) und zum anderen durch Einbürgerungen 
(Abb. 5) erklärt werden kann. Es lassen sich drei Zuwanderungswellen afghanischer Flücht-
linge unterscheiden, die im Zusammenhang mit den Phasen des Krieges und den jeweiligen 
politischen Machtverhältnissen in Afghanistan stehen.
11 In der ersten Phase, die der Macht-
übernahme der kommunistischen DVPA 1978 und der sowjetischen Invasion 1979 folgte, 
waren Flüchtlinge vor allem Angehörige der westlich orientierten Bildungselite (z.B. Universi-
tätsprofessoren, Lehrer und Studenten), hohe Beamte oder wohlhabende Kaufleute, die Re-
pressionen von Seiten des kommunistischen Regimes ausgesetzt waren oder diese fürchte-
ten. Nach der Machtübernahme der Mujaheddin 1992 flüchteten Personen, die der kommu-
nistischen Regierung angehört, für diese gearbeitet hatten bzw. mit dieser assoziiert wur-
                                                  
10 Der gewaltsame Konflikt in Afghanistan seit Ende der 1970er Jahre erzeugte eine sehr große Flüchtlingsdiaspora. Wäh-
rend die meisten afghanischen Flüchtlinge in den Nachbarländern Pakistan und Iran Schutz suchten - Ende der 1980er Jahre 
lebten in den beiden Ländern jeweils um die 3 Millionen afghanische Flüchtlinge (vgl. UNHCR Afghan Refugee Statistics, Sep. 
2001) -, schaffte es eine Minderheit, die über die notwendigen wirtschaftlichen und sozialen Ressourcen verfügte, in den Wes-
ten zu gelangen. In Europa war Deutschland das wichtigste Zielland für afghanische Flüchtlinge. Schon seit Anfang des 20. 
Jahrhunderts hatten sich enge institutionelle und wirtschaftliche Beziehungen zwischen den beiden Ländern entwickelt, die für 
den Fluchtweg nach Deutschland Anknüpfungspunkte boten (vgl. Schetter, 2004).  
11
 Zu den unterschiedlichen Fluchtphasen siehe z.B. Centlivres-Demont, 2000; Tietjens, 2002. 
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den.
12 Die dritte Phase begann mit dem Aufstieg der Taliban, ihrer Einnahme Kabuls 1996 
und reichte bis zum Sturz des fundamentalistischen Regimes im Jahr 2001. Die repressive 
Politik der Taliban, insbesondere die Unterdrückung der Frauen, führte dazu, dass nun auch 
die Mitglieder der urbanen Mittelschicht, die bis dahin im Land ausgeharrt hatten, versuch-
ten, in den Westen zu gelangen. Ebenso flüchteten verstärkt ethnische und religiöse Minder-
heiten, z.B. schiitische Hazaras, Ismailiten, Hindus und Sikhs, deren Leben durch die extre-
mistischen Taliban bedroht war.
13






























Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 2005 
Hinweis: 1967 bis 1990 – früheres Bundesgebiet, ab 1991 – Deutschland; wegen einer Bereinigung des Ausländerzentralregis-
ters im Jahre 2004 sind die Angaben mit Vorjahren nur eingeschränkt vergleichbar. 
Tabelle 7: Asylanträge afghanischer Staatsangehöriger von 1995-2004 
Jahr  1995  1996  1997  1998  1999  2000  2001  2002  2003  2004 
Anträge  7.515 5.663 4.735 3.768 4.458 5.380 5.837 2.772 1.473  918 
Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Während die ersten Flüchtlinge noch fast ausschließlich der Elite angehörten, kamen im 
Laufe der Zeit auch immer weniger wohlhabende und gut ausgebildete Afghanen nach 
Deutschland (Tietjens, 2002). Nicht selten haben diese Flüchtlinge ihr Eigentum verkaufen 
oder sich hoch verschulden müssen, um die Flucht bezahlen zu können. Teilweise wurden 
sie auch von Angehörigen der Diaspora in Deutschland unterstützt. Aus den verschieden 
motivierten und sozial differenziert zusammengesetzten Zuwanderungen aus Afghanistan 
                                                  
12 Außerdem gingen unmittelbar nach dem Fall der Berliner Mauer zahlreiche afghanische Stipendiaten an den Universitäten 
der ehemaligen Ostblockstaaten in den Westen (vgl. Centlivres-Demont, 2000). Zu afghanischen Migranten (Studenten) in der 
DDR siehe z.B. Hötzeldt u.a.; Zamani, 2000.  
13 Nicht alle verließen Afghanistan aufgrund politischer Verfolgung. Menschen flüchteten auch vor den Bombardierungen und 
sonstigen Gefahren der kriegerischen Auseinandersetzungen. In den 1980er Jahren kamen nach Aussagen eines Gesprächs-
partners viele Menschen aus Herat und Kandahar nach Deutschland, weil diese Städte besonders vom Kriegsgeschehen be-
troffen waren. Während der Kämpfe zwischen den rivalisierenden Mujaheddin Anfang der 1990er Jahre lag besonders Kabul 
unter Dauerbeschuss, womit die Hauptstadtbevölkerung zur Flucht gezwungen wurde. Außerdem standen bei vielen auch 
ökonomische Beweggründe hinter der Migration nach Deutschland. Sie wollten hier Geld verdienen, um ihre Familien in Pakis-
tan und Afghanistan unterstützen zu können.  
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resultiert daher eine sehr heterogene Migrantenpopulation. Afghanen in Deutschland unter-
scheiden sich erheblich nach ihren jeweiligen religiösen und politischen Orientierungen, ih-
rem Bildungshintergrund sowie ihrer sozialen Schichtzugehörigkeit.  
2.2.2.  Aufenthaltsstatus, Bildungshintergrund und berufliche Qualifikation 
Afghanische Migranten in Deutschland verfügen über unterschiedliche Arten des Aufent-
haltsrechts. Etwa 40% besitzen die deutsche Staatsangehörigkeit. Zwischen 1981 und 2004 
ließen sich insgesamt 37.456 Personen einbürgern (Abb. 5) und im Vergleich zu anderen 
Migranten in Deutschland ist die Zahl der Einbürgerungen unter der Bevölkerung afghani-
scher Herkunft damit relativ hoch.
14 Unter den Afghanen ohne deutschen Pass verfügen 
mehr als 80% über einen relativ gefestigten Aufenthaltsstatus (Abb. 4) und knapp 17% ha-
ben eine Duldung.
15 Der Aufenthaltsstatus hat großen Einfluss auf die sozialen Chancen in 
Deutschland. Menschen mit einem Duldungsstatus wie auch Personen, die sich noch in ei-
nem laufenden Asylverfahren befinden, dürfen in der Regel nicht studieren oder eine Be-
rufsausbildung machen, unterliegen Arbeitsbeschränkungen und der Residenzpflicht. 
Abbildung 4: Afghanische Staatsangehörige nach Aufenthaltstatus, 31.12.2004 




















Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 2005. Im Diagramm nicht aufgeführt sind die geringen Zahlen der Personen mit 
Aufenthaltserlaubnis EU befristet: 42, und unbefristet: 12 Personen. 
Afghanen in westlichen Ländern sind in der Mehrzahl städtischer Herkunft und verfügen 
über ein durchschnittlich höheres Bildungsniveau als die ländliche Bevölkerung Afghanistans 
(Centlivres-Demont, 2000). In einer Studie der Arbeitsgruppe Entwicklung und Fachkräfte im 
Bereich der Migration und Entwicklungszusammenarbeit (AGEF, 2002) zum Fachkräftepo-
                                                  
14 Im Jahr 2000 betrug die Einbürgerungsquote von Afghanen 6,61% und die aller Ausländer 2,56% (Tietjens, 2002). 
15 Die unterschiedlichen Aufenthaltstitel stehen im Zusammenhang mit den Zeitpunkten der Zuwanderung und Veränderun-
gen in der deutschen Asyl- und Einwanderungspolitik. Bis 1980 konnten afghanische Staatsangehörige ohne Visum einreisen 
und sich für drei Monate in der Bundesrepublik aufhalten. Vor dem Hintergrund des Kalten Krieges wurden Anfang der 1980er 
Jahre Afghanen als „Opfer kommunistischer Aggression“ aufgenommen und ihre Asylanträge meist innerhalb kurzer Zeit positiv 
entschieden. Dies änderte sich im weiteren Verlauf der 1980er Jahre und schon 1988 wurden 74% der Asylanträge abgelehnt 
(Horr u.a., 1989). In den 1990er Jahren wurden nahezu alle Asylanträge negativ beschieden, da im Gefolge des Bürgerkriegs 
keine staatliche Institution in Afghanistan mehr vorhanden war und somit staatliche Verfolgung nicht mehr nachgewiesen wer-
den konnte (Hötzeldt u.a.). Flüchtlinge, die häufig illegal oder mit gefälschten Papieren einreisten, hatten kaum noch Chancen 
auf der Grundlage des Asylrechts oder der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt zu werden. Ihr Aufenthalt wurde aus huma-
nitären Gründen oder aufgrund eines allgemeinen Abschiebestopps nach Afghanistan lediglich geduldet (Arendt-Rojan u.a., 
2005; Gehrig, 2004).  
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tenzial afghanischer Migrantinnen und Migranten in Deutschland (eingeschlossen wurden 
auch Deutsche afghanischer Herkunft) gaben 30,9% der Befragten an, die Hochschulreife zu 
besitzen, und 18,2% ein Hochschulstudium absolviert zu haben. Die am häufigsten vertrete-
nen Berufsgruppen sind der Studie zufolge Lehrer, Architekten, Ingenieure, Mediziner und 
Pflegekräfte. Diese gute Qualifizierung ist jedoch zu relativieren, denn in vielen Fällen liegt 
der Zeitpunkt der Abschlüsse sehr lange zurück, und nur ein geringer Anteil unter ihnen hatte 
die Möglichkeit, Berufserfahrungen in Deutschland im erlernten Beruf zu sammeln, bedingt 
durch die mit dem Asyl- und Aufenthaltsrecht verbundenen Arbeitsbeschränkungen.
16 Sie 
mussten daher häufig weniger qualifizierte Arbeiten annehmen und haben entsprechend 
auch keine Weiterbildungen in den ursprünglich erlernten Berufen durchlaufen. Unsere Inter-
viewpartner vermuteten demgegenüber ein größeres Potenzial bei den Mitgliedern der zwei-
ten Generation, die noch in der Ausbildung sind oder ihr Studium erst vor Kurzem abge-
schlossen haben. Die afghanischen Migranten, die selber einen sozialen Abstieg im Auf-
nahmeland erfahren haben, scheinen besonderen Wert auf die Ausbildung ihrer Kinder zu 
legen, um so durch langfristige Investition in Bildung die Risiken des Exils zu bewältigen 
(Centlivres-Demont, 2000; Zulfacar, 1998). 



























































Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden, 2005 
Hinweis: Bis 1990 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland; 1997-1999 ohne Hamburg. 
2.2.3.  Soziale Interaktionen und Organisationsformen 
Familiären und verwandtschaftlichen Beziehungen und Loyalitäten sowie Freundschaf-
ten, die schon in Afghanistan bestanden, kommt eine sehr große Bedeutung zu. Zudem spie-
len soziale Netzwerke innerhalb der afghanischen Diaspora offenkundig eine große Rolle. 
Ihre innere Struktur und Funktionsweise ließ sich aber im Rahmen dieser Pilotstudie auf der 
Grundlage der uns zugänglichen Informationen und Materialien nicht im Einzelnen auf-
schlüsseln. Im Folgenden soll auf übergreifende Gesichtspunkte eingegangen werden, an 
denen sich die sozialen Interaktionen und Zusammenschlüsse in Vereinen unter den afgha-
nischen Migranten ausrichteten. 
Die Afghanen in Deutschland unterscheiden sich nach ethnischer Zugehörigkeit, regiona-
ler Herkunft und Muttersprache. Tadschiken und Paschtunen bilden die größten Gruppen, 
darüber hinaus sind insbesondere Hazaras, Usbeken, Nuristani, Paschaien sowie Hindus 
und Sikhs vertreten (AGEF, 2002). In einigen Vereinen sind nach Angaben der von uns Be-
                                                  
16 78,4% der Befragten gaben an, gar keine oder weniger als ein Jahr Berufserfahrung im erlernten Beruf zu besitzen. 
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fragten faktisch nur Angehörige einer bestimmten ethnischen Gruppe Mitglieder, z.B. Pasch-
tunen,  auch wenn eine solche Exklusivität in der Vereinssatzung nicht vorgesehen ist. 
Migranten gleicher regionaler oder lokaler Herkunft pflegen intensivere Kontakte untereinan-
der und in einem Fall war dies offensichtlich die Grundlage dafür, dass ein Verein zur Förde-
rung des Wiederaufbaus der Infrastruktur in der Herkunftsregion gegründet wurde. Zudem 
sind ethnische Zugehörigkeit und/oder geteilte regionale Herkunft meist mit gemeinsamer 
Muttersprache als Basis der Verständigung gepaart. Die Bedeutung von Ethnizität für soziale 
Abgrenzungsprozesse ist jedoch mit Vorsicht einzuschätzen, denn Nassery (2003) zufolge 
ist Schichtzugehörigkeit für die Binnenstruktur der Diaspora weit bedeutsamer. 
Ein weiteres bedeutendes Kriterium ist die Religionszugehörigkeit. Die überwiegende 
Mehrheit der Afghanen bekennt sich zum Islam entweder sunnitischer oder schiitischer Kon-
fession. Der Anteil der schiitischen Muslime ist Tietjens (2002) zufolge in Deutschland im 
Vergleich zur Bevölkerung in Afghanistan relativ hoch, da viele Angehörige der verfolgten 
schiitischen Minderheit über den Iran nach Europa geflohen sind. Die afghanischen Hindus 
und Sikhs bilden unter den Afghanen in Deutschland eine eigene geschlossene Gruppe mit 
starker Innenorientierung (Daume, 2004). Sie haben in einer Reihe deutscher Städte Vereine 
gegründet, die in einem Dachverband der afghanischen Hindus und Sikhs zusammen ge-
schlossen sind, der sich für die Belange seiner Mitglieder im Aufnahmeland einsetzt. 
Der politische Hintergrund der afghanischen Migranten stellt ebenfalls eine bedeutende 
Basis für Gruppenbildungen und innere Abgrenzungen untereinander dar. In den 1960er und 
1970er Jahren waren Studierende aus Afghanistan in Vereinen zusammengekommen, die 
meist linksorientiert und von der Studentenbewegung der 68er beeinflusst waren.
17 Diese 
sind heute nicht mehr aktiv, aber einige dieser ehemaligen Studenten haben in Deutschland 
Hilfsorganisationen aufgebaut, die in der Entwicklungszusammenarbeit in Afghanistan tätig 
sind. Zudem haben Afghanen der zweiten Generation inzwischen wieder mehrere Vereine 
für afghanische Studierende und Jugendliche mit dem Ziel einer Vernetzung innerhalb 
Deutschlands sowie des Austauschs mit Jugendlichen und Studierenden in Afghanistan ge-
gründet. In den 1980er Jahren gründeten afghanische Migranten politische Vereine, die je-
weils den unterschiedlichen Oppositionsparteien  nahe standen, welche in den Afghanistan-
konflikt involviert waren. Dazu gehörten verschiedene islamistische Widerstandsgruppen 
(Mujaheddin), Royalisten, Maoisten oder kleinere liberale Parteien. Später gründeten Mit-
glieder oder Anhänger der gestürzten kommunistischen Regierung, die besonders Anfang 
der 1990er Jahre als Flüchtlinge kamen, ihre eigenen Vereine. So spiegelte die Organisatio-
nenbildung die politische Lagerbildung des Afghanistankonfliktes wider und reproduzierte 
seine Konfliktkonstellationen in Deutschland. 
Afghanische Frauen in Deutschland haben sich in diversen Vereinen zusammenge-
schlossen, deren Ziel die Verbesserung der Lebenssituation für Frauen und Mädchen in Af-
ghanistan ist.
18 Ihr Engagement umfasst Versuche der Netzwerkbildung, politische Öffent-
lichkeitsarbeit zur Aufklärung über die Situation der Frauen in Afghanistan sowie die Initiie-
rung und Betreuung von Bildungs- und Ausbildungsprojekten für Mädchen und Frauen. Die 
Mitglieder dieser von uns befragten Vereine leben deutschlandweit verstreut, gehören ver-
schiedenen Generationen an und besitzen unterschiedliche soziale Hintergründe. 
                                                  
17 1968 wurde die Generalunion afghanischer Studenten im Ausland (GUAFS) gegründet. 
18 Ihre Zusammenschlüsse können auf der Basis einer exklusiven politischen Orientierung geschehen (z.B. bei DVPA - An-
hängerinnen oder RAWA, einer international vernetzten Untergrundorganisation afghanischer Frauen) oder auch überpolitisch, 
d.h. politische Differenzen überwindend, ausgerichtet sein (z.B. Afghanisch-Deutsches-Frauenforum e.V. in Bonn). 
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  Es konnten mehrere Vereine ausgemacht werden, bei denen neben der afghanischen 
Herkunft die gemeinsame Profession die Organisationsgrundlage bietet. Besonders afghani-
sche Ärzte und andere medizinische Fachkräfte haben sich in Deutschland organisiert.
19 
2002 haben sich acht Vereine in dem „Dachverband des medizinischen Fachpersonals und 
deren Kollegen im deutschsprachigen Raum“ (DAMF e.V.) zusammengeschlossen (Medica-
na Afghanica, 2003). Ihr Ziel ist die Verbesserung der Gesundheitsversorgung in Afghanis-
tan. Ein Verein setzt sich darüber hinaus für die Belange der afghanischen Ärzte in Deutsch-
land ein. Es geht z.B. um die Anerkennung von Diplomen oder die Einschränkung der Be-
rufsausübung aufgrund ausländerrechtlicher Bestimmungen. Zudem haben afghanische In-
genieure und Techniker zwei  Vereine gegründet: „Verein afghanischer Ingenieure und 
Techniker in Deutschland (VAIT) und Gesellschaft für landwirtschaftliche und technische 
Entwicklung (GltEA).
20 Sie führen Projekte zur Verbesserung der Infrastruktur in Afghanistan, 
besonders im Energiesektor, durch. Des Weiteren sind afghanische Lehrerinnen
21 in einem 
Elternrat tätig, und organisieren muttersprachlichen Unterricht in Hamburg. 
  Es sei darauf hingewiesen, dass die ausgeführten leitenden Gesichtspunkte, die den 
Zusammenschlüssen, Vernetzungen und Vereinsgründungen der Migranten zugrunde lagen, 
nicht exklusiv, sondern miteinander kombinierbar sind, so dass z.B. politische Orientierung 
mit religiöser Ausrichtung und ethnischer Zugehörigkeit einhergehen und vor allem in einer 
bestimmten sozialen Schicht angetroffen werden.
22 Zudem muss im Auge behalten werden, 
dass die Mehrzahl der afghanischen Vereine in Deutschland primär auf die Lebensgestal-
tung im Aufnahmeland ausgerichtet ist. Sie ermöglichen etwa die Ausübung der Religion 
durch die Errichtung sakraler Stätten oder die Reproduktion kultureller Traditionen durch 
gemeinsame Feiern. Davon sind solche Organisationen zu unterscheiden, die primär zu dem 
Zweck gegründet worden sind, Leistungen für Afghanistan zu erbringen oder afghanischen 
Flüchtlingen in Pakistan zu helfen. Dies gilt z.B. für die genannten professionellen Vereine 
oder die Frauenvereine. Neben diesen gibt es in Deutschland zahlreiche weitere NGOs ohne 
klar definierte Mitgliedschaft, die in Afghanistan in der humanitären Hilfe und Entwicklungs-
zusammenarbeit aktiv sind.
23
2.3.  Die serbische Diaspora in Deutschland 
2.3.1.  Die Gastarbeiter: serbische Clubs 
Die massive Anwerbung der jugoslawischen Gastarbeiter in Deutschland begann bereits 
im Jahre 1961 und dauerte bis zum Erlass des allgemeinen Anwerbestopps im Jahre 1973. 
In dieser Zeit kamen rund 535.000 jugoslawische Arbeiter nach Deutschland (Tab. 8). Über 
ein Drittel davon stammte aus Serbien, die übrigen kamen v.a. aus Kroatien, Bosnien und 
                                                  
19 Laut der bereits erwähnten AGEF-Studie gaben 7,8% der Befragten an, Mediziner und weitere 7,6% Krankenpflege- oder 
andere medizinische Fachkräfte zu sein. 
20 Architekten, Ingenieure und verwandte Berufe gehören mit ca. 10,3% ebenfalls zu den häufigsten Berufsgruppen unter af-
ghanischen Migranten in Deutschland (AGEF, 2002). 
21 Lehrer und Lehrerinnen stellen mit 11,1% die am stärksten vertretene Berufsgruppe in der afghanischen Diaspora in 
Deutschland. 
22 Beispielsweise gibt es bei den kommunistischen Vereinen die Unterteilung entsprechend den beiden Flügeln Khalq und 
Parcham der DVPA (Demokratische Volkspartei Afghanistans), wobei Anhänger des Parcham-Flügels eher aus oberen Gesell-
schaftsschichten kommen. Mitglieder der Ingenieursvereine kommen aus dem Bildungsbürgertum und setzen sich mehrheitlich 
aus den Absolventen der Amani-Schule in Kabul zusammen (hier gehen demnach Berufszuhörigkeit und soziale Herkunft ein-
her). Des Weiteren soll die Afghanische Sozialdemokratische Partei nur pashtunische Mitglieder rekrutieren (d.h. die politische 
Orientierung steht in Zusammenhang mit der Ethnizität).  
23 Eine Gesprächspartnerin schätzte, dass es in Deutschland ca. 70 Hilfsorganisationen mit Afghanistanbezug gibt. Grün-
dungs- und sonstige Mitglieder sind Afghanen und Deutsche. Die vorliegende Studie konzentrierte sich in der empirischen 
Untersuchung auf Vereine, die in der Mehrzahl afghanische Mitglieder haben und durch diese initiiert wurden. 
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Herzegowina (Haberl, 1978). Zunächst wurden hauptsächlich unqualifizierte Hilfsarbeiter 
nach Deutschland angeworben, mit den Jahren jedoch immer mehr höher qualifizierte Fach-
arbeiter (Tab. 9). Nach dem Anwerbestopp und im Zuge der Rückkehrpolitik der Bundesre-
gierung kehrte etwa ein Viertel der jugoslawischen Arbeiter in ihre Herkunftsland zurück (Ma-
lac'ic', 1996). Unter den Rückkehrern waren vor allem niedrig qualifizierte Migranten mit 
schlechten Aussichten auf eine Weiterbeschäftigung. Dies hob das durchschnittliche Qualifi-
kationsniveau unter den in Deutschland verbleibenden jugoslawischen Arbeitern an (Haberl, 
1978). Der Anwerbestopp hatte jedoch nicht nur die Abwanderung niedrig Qualifizierter zur 
Folge, sondern insbesondere auch die Nachwanderung der Familien der in Deutschland ver-
bliebenen Arbeiter. Daher blieb die Zahl der jugoslawischen Staatsbürger in Deutschland 
während der 80er Jahre trotz erheblicher Abwanderung etwa auf dem gleichen Niveau (Ma-
lac'ic', 1996). Mit dem Ausbruch der ethnischen Konflikte in Jugoslawien nahm die Zahl der 
Zuwanderer aus dem zerfallenden Jugoslawien nach Deutschland wieder erheblich zu. Zwi-
schen 1991 und 1997 flohen etwa 300.000 Menschen, und knapp die Hälfte von ihnen ging 
nach Deutschland und Österreich (Simeunovic, 1997).
24 Die letzte Einwanderungswelle kam 
schließlich mit dem Kosovokonflikt Ende der 1990er Jahre.
25
Tabelle 8: Die Gesamtzahl der jugoslawischen Abwanderer nach ausgewählten 
Anwerbestaaten, 1961 -  1973 
Jahr Benelux  Deutschland  Frankreich  Österreich  Schweden Schweiz  Europa  insg. 
1961   17.500  200   1.900    30.000 
1962 6.700  36.400  500 1.000  2.400  1.100  50.000 
1963 9.800  42.900  2.000 2.700 2.600  2.000  90.000 
1964 12.000  48.800  3.900 5.500 3.700  5.500  115.000 
1965 12.000  68.700  6.600 13.200 7.600  8.500  140.000 
1966 11.000  90.500  10.000 25.700 13.100  10.000  210.000 
1967 10.000  84.800  32.800 37.500 14.000  11.000  220.000 
1968 9.000  148.400  40.800 35.600 14.800  12.500  300.000 
1969 14.500  297.000  52.100 40.100 17.700  21.000  420.000 
1970   415.500  62.700 56.100 22.600    550.000 
1971   434.900  69.900 128.800 22.900  34.000 660.000 
1972 15.000  465.600  77.200 166.200 24.000  40.000 760.000 
1973   535.000  86.200 195.500 25.800  32.000 860.000 
Quelle: Haberl, O. N. (1978) - Die Abwanderung von Arbeitskräften aus Jugoslawien. Zur Problematik ihrer Auslandsbeschäfti-
gung und Rückführung. München, R. Oldenbourg Verlag München. S. 276 
 
                                                  
24 Nach Hochrechnungen von Torsten Jäger und Reso Jasna (1999) waren nur 5% der hauptsächlich aus Bosnien stam-
menden Bürgerkriegsflüchtlingen in Deutschland serbischer Herkunft. 
25 Allerdings dürfte auch hier die Zahl der Flüchtlinge serbischer Herkunft sehr niedrig sein. Deutschland nahm in dieser 
Phase des Konfliktes überwiegend Kosovoalbaner sowie Sinti und Roma aus Kosovo auf. Serben aus dem Kosovo gehörten 
dagegen zu den sogenannten innerstaatlich vertriebenen Personen, d.h., dass sie meist aus dem Kosovo nach Serbien (und 
nicht nach Europa) flüchteten (vgl. www2.amnesty.de/internet/deall.nsf/0/e233f4a8e296414dc1256aa00045d2d4?Open 
Document). 
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Tabelle 9: Qualifikationsstruktur der in die Bundesrepublik Deutschland vermittelten 
jugoslawischen Arbeitskräfte, 1969 – 1973 
Jahr Insgesamt  vermittelte  unqualifiziert  qualifiziert 
absolut  67.745 55.526 12.226  1969 
% 100,0%  82,0%  18,0% 
absolut 106.495  77.203  29.292  1970 
% 100,0%  72,5%  27,5% 
absolut  73.492 51.389 22.103  1971 
% 100,0%  69,9%  30,1% 
absolut  47.815 30.613 17.202  1972 
% 100,0%  64,0%  36,0% 
absolut  67.111 42.663 24.448  1973 
% 100,0%  63,6%  36,4% 
Quelle: Haberl, O. N. (1978) - Die Abwanderung von Arbeitskräften aus Jugoslawien. Zur Problematik ihrer Auslandsbeschäfti-
gung und Rückführung. München, R. Oldenbourg Verlag München. S. 284 
Heute leben etwas über 500.000 Einwanderer serbischer Staatsangehörigkeit in 
Deutschland. Der gegenwärtige Einwanderungssaldo der Serben in Deutschland ist negativ 
(Tab. 11).  Es verlassen also mehr Serben Deutschland als zuziehen. Hinter den inzwischen 
wieder sinkenden hohen Abwanderungszahlen verbarg sich wahrscheinlich die politisch for-
cierte Rückkehr der Flüchtlinge des Kosovokonfliktes. Zusammen mit den eingebürgerten 
Migranten leben schätzungsweise etwa 700.000 Migranten serbischer Herkunft in Deutsch-
land. Ihre soziale Situation unterscheidet sich je nach Aufenthaltsstatus und -dauer. Die 
meisten von ihnen sind jedoch im Rahmen der Arbeitsmigration der 1960er und 1970er Jah-
re sowie des Familiennachzugs gekommen und befinden sich in einer relativ sicheren sozia-
len Lage. Im Jahre 2004 besaßen über 60% von ihnen einen gesicherten Aufenthaltsstatus 
(Tab. 10). Die jugoslawischen Arbeiter wurden wie alle vormaligen „Gastarbeiter“ zudem ü-
ber die Gewerkschaften und über die in den 1970er und 1980er Jahren eingerichteten Aus-
ländervertretungen in den Kommunen sukzessiv politisch einbezogen. Auf der Grundlage 
ihrer langjährigen versicherungspflichtigen Beschäftigung sowie ihres Einbezugs in die Ein-
richtungen des deutschen Rechts- und Wohlfahrtsstaates haben diese Arbeitsmigranten da-
her zivile, politische und soziale Rechte akkumuliert und sich zu sog. „denizens“, Wohnbür-
gern im Sinne von Hammar (1989), entwickelt. Im Laufe der Zeit hat sich daher der soziale 
Status der jugoslawischen Gastarbeiter dem Status deutscher Arbeiter immer mehr angegli-
chen. Der soziale Aufstieg darüber hinaus ist ihnen jedoch mehrheitlich und insbesondere 
der Gruppe der Serben nicht gelungen. Dies zeigt sich an der Bildungssituation der zweiten 
Generation der Migranten serbischer Herkunft. Obwohl die Serben (inkl. Montenegriner) eine 
der größten in Deutschland lebenden Migrantengruppen aus den ehemaligen Anwerbestaa-
ten sind, sind die Zahlen der in Deutschland geborenen Studenten serbischer bzw. monte-
negrinischer Herkunft relativ niedrig. Sie stellen nur 3,5% aller Bildungsinländer in Deutsch-
land, während der Anteil der Bildungsinländer aus anderen Anwerbestaaten bedeutend hö-
her liegt (Tab. 12). Die zweite Generation der Serben in Deutschland scheint daher eher den 
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Tabelle 10: Aufenthaltsstatus der serbischen Bevölkerung am 31.12.2004 













befr. unbefr.         
Jugoslawien  381.563  
 





30.510 31.594  15.827  791  13.475  23.285 
Quelle: Ausländerzentralregister, Zusammenstellung des BAMF 
Tabelle 11: Einwanderungszahlen der Staatsbürger Serbiens und Montenegro nach 
Deutschland, 2000 - 2004 
Jahr Zugezogene  Fortgezogene 
2000 33.015  89.269 
2001 28.349  35.989 
2002 25.501  36.303 
2003 21.442  27.958 
2004 20.366  25.679 
Quelle: Statistisches Bundesamt, VI-B, Wanderungsstatistik 
Die jugoslawischen Arbeitsmigranten wurden primär politisch durch die Bemühungen des 
Staates Jugoslawien, die Loyalität der Abwanderer zum Herkunftsstaat aufrechtzuerhalten, 
zur Bildung eigener Vereine veranlasst. In den 1970er Jahren wurden die „jugoslawischen 
Clubs“ in Deutschland gegründet, initiiert durch die jugoslawischen Konsulate. Wohlfahrts-
verbände, wie vor allem die AWO, und Kommunen trugen zur finanziellen Unterstützung 
dieser Clubs bei. Schon 1975 gab es 130 jugoslawische Clubs mit jeweils etwa 150 Mitglie-
dern (Haberl, 1978) und im Jahr 1980 bereits 400 Clubs (Brieden, 1996). Trotz dieser gut 
funktionierenden jugoslawischen Clubs war die Zahl der aktiv engagierten jugoslawischen 
Arbeitsmigranten eher gering. So waren in der 1970er Jahren nur etwa 4% aller jugoslawi-
schen Gastarbeiter in den Clubs aktiv (Haberl, 1978). Mit dem Zerfall Jugoslawiens in den 
1990er Jahren lösten sich die meisten dieser Clubs auf. Denn mit diesem Zerfall war die 
(Re)Mobilisierung verschiedener „Nationalismen“ eng verknüpft, die auch auf die Arbeits-
migranten übersprangen. Insbesondere Serben und Kroaten entdeckten ihre nationale Iden-
tität wieder, und ein Teil der im Ausland lebenden Serben und Kroaten wurden gewisserma-
ßen zu den Vorposten ihrer nationalen Bewegungen in den Herkunftsländern (Conversi, 
2000 und Frykman, 2002). Entsprechend formierten sich die vormalig jugoslawischen Clubs 
auf national bzw. ethnisch homogener Basis neu, und es kam in den 1990er Jahren zu ei-
nem Gründungsboom serbischer Clubs, die ähnlich wie die anderen nationalen oder ethni-
schen Gruppen aus Jugoslawien ihren neu entdeckten Nationalstolz und ihre nationale Iden-
tität zelebrierten. Die jugoslawischen Konsulate unterstützten diesen neuen „Diasporanatio-
nalismus“. Deutsche Organisationen stellten dagegen ihre Unterstützung serbischer Vereine 
ein. Mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen Deutschland und Jugosla-
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wien im Zusammenhang mit der NATO-Intervention zerbrachen jedoch auch die engen Be-
ziehungen der serbischen Clubs zu den Konsulaten, die auch nach Wiederaufnahme der 
diplomatischen Beziehungen nicht mehr wiederbelebt wurden.
26
Tabelle 12: Bildungsinländer serbischer Herkunft im Vergleich 
Herkunftsstaat Absolute  Migrantenzahlen (1)  Studierende, anteilig an der 
Gesamtzahl der Bildungsin-
länder (2) 
Türkei 1.764.318  29% 
Italien 548.194  5% 
Jugoslawien / Serbien und 
Montenegro 
507.328 3,5% 
Griechenland 315.989  6% 
Polen 292.109  4% 
Kroatien 229.172  6% 
Quelle: (1) BAMF, 2004; (2) Statistisches Bundesamt, 2004 
Tabelle 13: Bildungsausländer und Bildungsinländer aus Serbien und Montenegro 
Jahr Bildungsausländer  Bildungsinländer 
2001 1.116  2.454 
2002 1.108  2.345 
2003 1.104  2.206 
2004 1.097  2.155 
Quelle: wissenschaft-weltoffen, 2005 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die jugoslawischen Gastarbeiter zunächst 
mithilfe des Herkunftsstaates gut organisiert waren. Das Netz jugoslawischer Clubs wurde in 
den 1990er Jahren durch die serbischen Vereine ersetzt, jedoch verloren sie seit Ende der 
1990er Jahre jegliche Unterstützung durch den Herkunftsstaat. Als Folge davon wurden viele 
Clubs geschlossen. Geblieben sind eine Reihe von Sport-, Folklore- und Kulturvereinen, de-
ren Fortbestehen heute auch bedroht ist. Der Organisationsgrad der serbischen Arbeiter in 
Deutschland ist daher in der Gegenwart recht gering.  
2.3.2.  Serbische Intellektuelle und Bildungsmigranten: politische Mobilisierung der 
Elite 
Bereits in den 1950er Jahren waren einige Intellektuelle aus Serbien nach Deutschland 
migriert. Viele von ihnen waren Anhänger der serbischen Monarchie und Kritiker des kom-
munistischen Regimes. Auch später kamen kontinuierlich Serben zum Studium nach 
Deutschland; ihre Zahlen waren aber eher gering, und sie sind bis heute weitgehend unbe-
merkt. Knapp über 1.000 Studierende aus Serbien (sogenannte Bildungsausländer) schrei-
                                                  
26 Dies hatte wohl seine politische Ursache darin, dass die neue Regierung nach dem Sturz Milosevics alle Maßnahmen „der 
Diasporapolitik“ von Milosevic abschaffte. Zudem vermutete die neue sich als oppositionell und demokratisch bezeichnende 
politische Elite Serbiens, dass in den serbischen Clubs eher ressourcenarme, konservative „Bauern“ und Unterstützer des 
Milosevicregimes organisiert seien, die für sie wenig interessant waren. 
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ben sich aktuell jährlich an deutschen Hochschulen ein (Tab. 13). Der Anteil der Bildungs-
migranten an der Gesamtzahl der Einwanderer aus Serbien und Montenegro steigt allerdings 
allmählich an: Im Jahre 2001 betrug er knapp 4% und in 2004 gute 5%. Es ist zu erwarten, 
dass die Bedeutung der Bildungswanderung aus Serbien zunehmen wird, da die Bildungs-
migration aus den Grenzstaaten der EU im Rahmen der europäischen Bildungspolitik geför-
dert wird, während die Möglichkeiten anderer Wanderungsformen (Familienzusammenfüh-
rung und Flucht) auslaufen.  
Die lange in Deutschland lebenden hochqualifizierten Serben konnten sich gut etablieren. 
Den Einschätzungen unserer serbischen Gesprächspartner zufolge arbeiten viele von ihnen 
als Mediziner, Lehrer und Ingenieure in Deutschland. Im Rahmen dieser Studie haben wir 
darüber hinaus Kontakte zu serbischen Journalisten, Universitätsangestellten und Dolmet-
schern herstellen können. Zudem finden sich unter den Hochqualifizierten auch eine Reihe 
mittelständischer Unternehmer. 
Im Zusammenhang mit dem serbisch-kroatischen Konflikt Anfang der 1990er Jahre en-
gagierten sich ebenfalls die hochqualifizierten Serben in Deutschland unter nationalen Vor-
zeichen. Ähnlich wie die serbischen Gastarbeiter organisierten sie sich in serbischen Kultur-
vereinen, agierten aber, im Unterschied zu den serbischen Gastarbeiterclubs, weitgehend 
autonom. Ihre Aufmerksamkeit galt stark der politischen und sozialen Entwicklung in Jugos-
lawien, wobei einige dieser Vereine in engem Kontakt mit der serbisch-orthodoxen Kirche in 
Deutschland standen und zur Gründung neuer Kirchengemeinden in Deutschland beitru-
gen.
27 Nach Einführung des Parteienpluralismus wurden in Deutschland inoffizielle Partei-
niederlassungen fast aller neu etablierten politischen Parteien in Rest-Jugoslawien gegrün-
det, die ebenfalls meist von serbischen Hochqualifizierten und Studenten ins Leben gerufen 
wurden. Die politische Mobilisierung der hochqualifizierten Serben erreichte mit dem Koso-
vokonflikt Ende der 1990er Jahre ihren Höhepunkt. Ihre Organisationen protestierten aktiv 
gegen die NATO-Angriffe auf Serbien, veranstalteten öffentliche Auftritte gegen die aus ihrer 
Sicht verzerrte Darstellung der Situation in Jugoslawien durch die Medien, warben in Hilfsak-
tionen für Serbien und traten für oder gegen Milosevic auf. Mit dem Ende des Krieges und 
der Beruhigung der innenpolitischen Situation verloren auch die Aktivitäten dieser Vereine 
ihren mobilisierenden Elan. 
Die serbischen Hochqualifizierten und Bildungsmigranten sind zwar zahlenmäßig unbe-
deutend, besitzen jedoch ein hohes Mobilisierungspotenzial. Sie haben es in den 1990er 
Jahren vermocht, sich autonom und effektiv zu organisieren. Jedoch waren ihre Aktivitäten 
ausschließlich auf die politisch konfliktgeladenen Konstellationen ihres Herkunftslandes ge-
richtet und verloren mit der Normalisierung der Verhältnisse in Serbien an Kraft und Intensi-
tät. 
 
                                                  
27 In der Bundesrepublik Deutschland leben heute weit über 250.000 gläubige Serben, die in verschiedenen Gemeinden or-
ganisiert sind. Die serbisch-orthodoxe Kirche in Deutschland ist der orthodoxen Theologie und dem orthodoxen Kirchenrecht 
entsprechend bischöflich verfasst. Sie bildet eine Diözese mit dem Bischof an der Spitze, mit 29 Großgemeinden und 36 Got-
tesdienststätten in Deutschland. Bis zum heutigen Tag sind 16 Kirchen Eigentum der serbisch-orthodoxen Kirche, unter ande-
rem in Düsseldorf, Osnabrück, München, Hannover, Berlin, Dortmund, Stuttgart, Ulm (www.kokid.de/bistuemer/sok.htm). 
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3.  Diaspora-Aktivitäten und deren entwicklungspolitische 
Bedeutung 
3.1.  Ökonomische Aktivitäten der Diaspora 
3.1.1. Rücküberweisungen 
Rücküberweisungen von Migranten haben in den letzten Jahren die Aufmerksamkeit auf 
sich gezogen, weil sie in vielen Ländern einen erheblichen Anteil an dem Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) ausmachen, zum Ausgleich der Zahlungsbilanzen beitragen und vielfach auch die 
Höhe der von diesen Ländern bezogenen öffentlichen Entwicklungshilfe überschreiten (vgl. 
Weltbank, 2005; Straubhaar und Vadean, 2006). Jedoch bedarf es auch hier eines genaue-
ren Blicks, denn das empirische Wissen über Rücküberweisungen, über die Bedingungen, 
unter denen sie vorgenommen werden, und über ihre jeweilige Verwendung ist lückenhaft.  
a) Unsichere Datenlage 
Die Datenlage über Rücküberweisungsflüsse aus Deutschland nach Afghanistan, Ägyp-
ten und Serbien ist aus verschiedenen Gründen unvollständig. In Afghanistan und Serbien 
werden die Statistiken nur sehr dürftig geführt. Für Ägypten sind die Methoden der Datener-
hebung sehr unterschiedlich. 
In Afghanistan erfassen weder nationale Behörden noch internationale Finanzorganisati-
onen die Rücküberweisungszuflüsse. Unpublizierten Bundesbankstatistiken zufolge sind aus 
Deutschland im Jahr 2004 22 Mio. Euro an „Heimatüberweisungen von Gastarbeitern“
28 
nach Afghanistan erfolgt. Diese Statistiken erfassen jedoch nur offizielle Zahlungsströme 
nichteingebürgerter, in Deutschland lebender Afghanen.  
Die Rücküberweisungsflüsse nach Serbien werden vom Internationalen Währungsfonds 
(IWF) nicht erfasst, und die serbische Zentralbank dokumentiert nur laufende öffentliche und 
private Übertragungen in aggregierter Form, ohne diese weiter nach Herkunftsländern zu 
unterscheiden.
29 Aufgrund nicht publizierter Bundesbankstatistiken sind im Jahr 2004 240 
Mio. Euro an „Heimatüberweisungen von Gastarbeitern“ aus Deutschland nach Serbien ge-
flossen. Auch hier gilt aber, dass nur offizielle Zahlungsströme nichteingebürgerter in 
Deutschland lebender Serben erfasst sind. 
Im Falle Ägyptens ist die statistische Datenlage weit besser, dennoch stimmen die Anga-
ben der ägyptischen Zentralbank mit denen der Deutschen Bundesbank nicht überein. Laut 
ägyptischer Zentralbank betrug der Zufluss von Rücküberweisungen aus Deutschland im 
Jahr 2004 ca. 90 Mio. US$.
30 Laut nicht publizierten Statistiken der Deutschen Bundesbank 
belaufen sich die Heimatüberweisungen der Gastarbeiter aber auf nur 4 Mio. Euro. Dieser 
erhebliche Unterschied in den statistischen Angaben resultiert aus den unterschiedlichen 
Methoden der Schätzung der Rücküberweisungsflüsse. Die ägyptische Zentralbank erfasst 
in sehr breiter Auslegung als Rücküberweisungen von Arbeitskräften alle Überweisungen 
                                                  
28 Rücküberweisungen werden in der Zahlungsbilanz der Deutschen Bundesbank als „Heimatüberweisungen von Gastarbei-
tern“ ausgewiesen. Diese erscheinen als Unterkonto der Laufenden Übertragungen und sind dem Konto Private Leistungen an 
das Ausland zugeordnet. 
29 Der größte Teil der Rücküberweisungen wird in den Zahlungsbilanzstatistiken unter der Rubrik Private Laufende Übertra-
gungen erfasst. Weitere Rubriken nach Vorgaben des IWF zur Erfassung von Rücküberweisungen sind Erwerbseinkommen 
und Vermögensübertragungen von Migranten; zur Erfassung von Rücküberweisungen in den Zahlungsbilanzstatistiken (vgl. 
Straubhaar; Vadean, 2006). 
30 Vgl. Fargues, 2005. 
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von Privatpersonen aus dem Ausland, die in Ägypten Privatpersonen zugute kommen, ob-
wohl solche Überweisungen von Ausländern vorgenommen werden können. Die Deutsche 
Bundesbank definiert Rücküberweisungen  lediglich als „Heimatüberweisungen der Gastar-
beiter“, welche durch Hochrechnungen aufgrund von Statistiken der Bundesagentur für Ar-
beit über die Beschäftigten- und Arbeitslosenzahlen von Ausländern bestimmt werden. (IWF, 
2005). Das führt jedoch zu einer starken Unterschätzung, da Ausländer, die kein sozialversi-
cherungspflichtiges Arbeitsverhältnis eingegangen sind, und eingebürgerte Ausländer auf 
diese Weise nicht berücksichtigt werden.
31  
Weitere Erklärungsansätze für diese große Differenz liegen in der (möglichen) Einbezie-
hung der Erwerbseinkommen und der privaten Vermögensübertragungen bei der Schätzung 
der Rücküberweisungsflüsse durch die ägyptische Zentralbank. Des Weiteren ist es möglich, 
dass Buchungen von bestimmten privaten Überweisungen unter verschiedenen Posten vor-
genommen werden. So können private Überweisungen beispielsweise bei der ägyptischen 
Zentralbank unter Rücküberweisungen, hingegen bei der Deutschen Bundesbank unter Di-
rektinvestitionen gebucht werden. 
b) Bedeutung der Aufenthaltsdauer 
Eine Hypothese über die Verhaltensweise der Haushalte bezüglich der Rücküberweisun-
gen geht davon aus, dass im Verlauf der Niederlassung und der damit einhergehenden fort-
schreitenden Assimilation im Aufnahmeland die Intensität der Beziehungen zur Herkunftsre-
gion im Allgemeinen und zu den dort gebliebenen Verwandten im Besonderen abnimmt, und 
dass damit auch die Rücküberweisungen zurückgehen (Lucas und Stark, 1985; Glytsos, 
1997). Die finanzielle Unterstützung von Familienangehörigen blieb aber im Falle der von 
uns Befragten über Jahre hinweg relativ konstant. Auch scheinen Rücküberweisungen zum 
Zweck der Immobilienanschaffung oder produktiver Investitionen eher typisch für Migranten 
mit dauerhaftem und verfestigtem Aufenthaltsstatus in Deutschland zu sein. Diese Migranten 
konnten mit der Zeit höhere Ersparnisse ansammeln und besitzen daher ein größeres Inves-
titionspotenzial. Die Hypothese, dass Rücküberweisungen mit fortschreitender Assimilation 
abnehmen, konnte daher für die drei von uns untersuchten Diasporagemeinden nicht bestä-
tigt werden.  
c) Bedeutung offizieller Finanzsysteme 
Die ökonomische Theorie geht davon aus, dass informelle Rücküberweisungskanäle um 
so stärker genutzt werden, je schwächer das offizielle Finanzsystem ausgebaut ist bzw. von 
politischer, institutioneller oder makroökonomischer Instabilität im Herkunftsland bedroht ist 
(z.B. durch Krieg, Bankeninsolvenzen, Inflation). Dies bestätigt sich auch in dem Vergleich 
unserer drei Fallbeispiele. Aufgrund der porösen Infrastruktur des Finanzsektors fließen die 
meisten Rücküberweisungen nach Afghanistan – Angaben der IWF zufolge 80 bis 90% – 
über das informelle Hawala-System. Serbien verfügt zwar über ein gut ausgebautes Ban-
kensystem, die serbische Bevölkerung in Deutschland hat aber kein Vertrauen in dieses Sys-
tem, da die serbische Regierung in den 1990er Jahren ihre Währungskonten zum Zwecke 
der Kriegsfinanzierung gesperrt hatte. Des Weiteren ging von betrügerischen Pyramiden-
                                                  
31 In den deutschen Statistiken wie auch in anderen kontinentaleuropäischen Ländern unterscheidet man Zuwanderer und 
Inländer nach der Staatsangehörigkeit. In angelsächsischen Ländern unterscheidet man Zuwanderer nach dem Geburtsland. 
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systemen
32 sowie der Hyperinflation eine weitere Verunsicherung aus. Auch wenn mittlerwei-
le der serbische Finanzmarkt stabiler ist, erhöhte Garantien und attraktive Zinssätze (z.B. 4 
bis 6% für Festgeld in Euro) angeboten werden und auch viele westeuropäische Banken 
Filialen in Serbien eröffnet haben, wird weiterhin geschätzt, dass ca. ein Drittel der Rück-
überweisungen auf informellem Wege fließen (Jelasic, 2004). Demgegenüber registriert Ä-
gypten im Vergleich mit schätzungsweise 50 bis 70% den höchsten Anteil an Rücküberwei-
sungen auf offiziellem Wege.
33 Dies verdankt es einem relativ gut ausgebauten Bankensys-
tem und einer relativen makroökonomischen und politischen (wohl kaum in Zukunft als ge-
wiss gelten könnenden) Stabilität in den letzten Jahrzehnten. 
d) Transferkosten 
Auch Transferkosten spielen eine wichtige Rolle bei der Wahl von Rücküberweisungska-
nälen. Die informelle Hawala wird von den meisten Afghanen genutzt, weil dieser Transfer 
als sicher gilt und nur 1 bis 2% des überwiesenen Betrags kostet. Eine formelle Hawala be-
findet sich in Deutschland im Aufbau. Mit 3 bis 5% des überwiesenen Betrags ist sie zwar 
teurer als die informelle, jedoch bietet sie eine kostengünstigere Alternative im Vergleich zu 
Banken oder Geldtranferunternehmen, wie Western Union, und zudem auch bessere Dienst-
leistungen, wie die Lieferung des überwiesenen Geldes an die Adresse der Empfänger. 
Unter Ägyptern scheinen Überweisungen über Konten üblich zu sein. Die Kosten der 
Banküberweisungen sind mit 3 bis 4% vergleichsweise niedrig. Dennoch wird nach Angaben 
unserer Gesprächspartner viel Geld in bar überführt, um solche Transferkosten zu sparen. 
Demgegenüber ist im Falle der Serben der Transfer über Bus- und Reiseunternehmen 
weiter verbreitet. Die Kosten sind mit 8 bis 10% weit höher als bei einem Transfer über Ban-
ken (3 bis 4%) oder über Western Union (7%). Das Misstrauen gegenüber den Finanzinstitu-
ten scheint nach den Erfahrungen in den 1990er Jahren geblieben zu sein und gibt daher bei 
der Wahl der Rücküberweisungsmodalität den Ausschlag.  
e) Verwendung und Höhe der Rücküberweisungen 
Die Nutzung der rücküberwiesenen Gelder hängt stark von der wirtschaftlichen Situation 
der Migranten selbst, der Empfänger sowie der politischen und makroökonomischen Lage im 
Herkunftsland ab. Beispielsweise lebt der größte Teil der Bevölkerung in Afghanistan unter 
der Armutsgrenze (53%) (CIA, 2005), und viele Familien, insbesondere in der ländlichen 
Bevölkerung, sind auf Rücküberweisungen angewiesen (Weltbank, 2004). Afghanen in 
Deutschland besitzen relativ geringes finanzielles Potenzial. Aus diesen Gründen überwei-
sen afghanische Migranten, nach Auskunft unserer Interviewpartner,  regelmäßig kleinere 
Summen (ca. 200 Euro monatlich), die hauptsächlich zum Lebensunterhalt der Empfänger 
beitragen. 
Im Vergleich zur afghanischen Diaspora besitzt die serbische Diaspora schon aufgrund 
ihrer Größe in Deutschland ein stärkeres finanzielles Potenzial. Da Serbien mit einem BIP 
pro Kopf von 2.700 US-Dollar zu den Ländern mit einem mittleren Einkommen gehört (CIA, 
                                                  
32 Ein Pyramidensystem (auch Schneeballsystem genannt) ist im weiteren Sinn ein sozialer Prozess, bei dem früh Teilneh-
mende profitieren, spät Teilnehmende benachteiligt werden. Im Falle der Geldanlagen werden Teilnehmer durch hohe Zinsen 
angelockt. Die hohen Zinsen werden durch die Anlagen späterer Teilnehmer finanziert. Das System kollabiert, wenn nicht mehr 
genügend neue Teilnehmer beitreten und somit zu den jeweiligen Fristen die Anlagen samt Zinsen nicht mehr ausgezahlt wer-
den können. Je später Teilnehmer einem solchen System beigetreten sind, um so eher verlieren sie ihr angelegtes Geld. 
33 Der geschätzte Anteil ist je nach Studie unterschiedlich (vgl. Carling, 2005 und ECORYS, 2005). 
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2005), nehmen wir an, dass der Lebensunterhalt serbischer Familien nicht so stark von den 
rücküberwiesenen Geldern abhängt wie im Falle Afghanistans. Daher unterscheidet sich 
auch die Nutzung der überwiesenen Gelder im Fall der Serben von dem Fall der Afghanen. 
Laut unserer Gesprächspartner überweisen Serben im Durchschnitt ca. 5.000 Euro pro Jahr, 
davon dient ein großer Teil dem Bau oder Erwerb von Immobilien. Sie betrachten die Investi-
tionen in Immobilien als eine lukrative Geldanlage, mit der im Vergleich zu einer Investition in 
ein Unternehmen weniger Aufwand und Risiko verbunden ist.  
Ägypten gehört ebenfalls zur Gruppe der Länder mit einem mittleren Einkommen 
(BIP/Kopf 4.400 US-Dollar), genießt aber im Vergleich zu Serbien in den letzten Jahrzehnten 
eine relative politische und makroökonomische Stabilität. Zudem stammen viele Mitglieder 
der ägyptischen Diaspora in Deutschland aus der wohlhabenden Elite Ägyptens. Es ist des-
wegen nicht überraschend, dass sie den größten Teil ihres rücküberwiesenen Geldes in Im-
mobilien, Industrien, Servicebranchen, im Bildungswesen u.ä. investieren (dazu weiter unten 
unter 3.1.2: Direktinvestitionen). Individuell unterstützen viele ägyptische Migranten auch 
islamische Organisationen durch den sogenannten Zaqqat und Sadaqqa,
34 meist für den 
Aufbau bzw. Erhalt von Schulen und Moscheen in ihren Heimatdörfern (ECORYS, 2005). 
Rücküberweisungen spielen also eine wichtige Rolle im Falle ärmerer Länder bei der Ar-
mutsbekämpfung. In Ländern mit einem mittleren Einkommen tragen sie durch die erhöhte 
Nachfrage nach Immobilien zur Entwicklung der Baubranche bei. Besitzt die Diaspora das 
entsprechende finanzielle Potenzial und vertraut in die politischen und makroökonomischen 
Rahmenbedingungen, dann fließen Rücküberweisungen auch vermehrt in Investitionen und 
in den Aufbau von Infrastruktur. 
f) Makroökonomische Bedeutung 
Aus makroökonomischer Sicht spielten Rücküberweisungen in den von uns untersuchten 
Ländern eine positive und wichtige Rolle. Rücküberweisungen haben zur Deckung eines 
beträchtlichen Teils des Handelsbilanzdefizits beigetragen, in Ägypten haben sie sogar zu 
einem Zahlungsbilanzüberschuss geführt. Allgemein wird geschätzt, dass der umfangreiche 
Zufluss an Rücküberweisungen in allen drei Ländern auch zur Wechselkursstabilität beitrug. 
3.1.2. Direktinvestitionen 
a) Verschiedene Arten des Engagements 
Die von uns untersuchten serbischen, afghanischen und ägyptischen Migranten spielen 
auf unterschiedliche Weise eine wichtige Rolle bei der wirtschaftlichen Strukturentwicklung 
ihrer Herkunftsländer. Dies unterstreichen etwa die Angaben der Afghan Investment Support 
Agency (AISA),
35 der zufolge 28% der Investitionen in Afghanistan von Diaspora-Afghanen 
getätigt wurden. Es sind jedoch drei Arten des Engagements von Migranten in Direktinvesti-
tionsprozessen zu unterscheiden: 
                                                  
34 Laut Koran sollen 2 bis 5% des Einkommens für Arme oder für einen islamischen Zweck gespendet werden. Diese islami-
sche Abgabe soll als Zaqqat jährlich gezahlt werden. Sadaqqa bezeichnet Gelder, die freiwillig für solche Zwecke gespendet 
werden. 
35 Die Afghan Investment Support Agency (AISA) wurde 2003 von der afghanischen Regierung mit Beratung der GTZ aufge-
baut, um über Investitionsmöglichkeiten in Afghanistan zu informieren und verschiedene Dienstleistungen für Investoren anzu-
bieten: z.B. Beratung zu lokalen Bank- und Kreditsystemen und möglichen Förderungsprogrammen sowie Unterstützung beim 
Aufbau von Unternehmen und Hilfe bei der Beschaffung von Lizenzen (www.aisa.org.af). 
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Weniger vermögende, aber gut ausgebildete Migranten tragen zur wirtschaftlichen Struk-
turentwicklung ihrer Herkunftsländer bei, indem sie ihr dortiges Engagement als Chance zu 
einem Karriereaufstieg im Rahmen von Transnationalisierungsprozessen eines Unterneh-
mens nutzen. Solche Migranten haben zum Beispiel jahrelang für ein deutsches Unterneh-
men gearbeitet und überzeugen im Rahmen dieser Tätigkeit die Leitung ihres Unternehmens 
davon, dass es sich lohnt, in ihrem Herkunftsland tätig zu werden. Sie klären vor Ort die Be-
dingungen für entsprechende Investitionsmöglichkeiten, wirken bei der Durchführung mit und 
übernehmen nach erfolgreicher Ansiedlung eine Leitungsposition in der neu gegründeten 
Tochtergesellschaft. Solche Fälle haben wir vor allem bei Afghanen und Serben gefunden. 
Andere Migranten sind für die Realisierung von Direktinvestitionen in ihren Herkunftslän-
dern bedeutsam, indem sie ihre guten Kontakte zur Regierung des Landes zur Verfügung 
stellen und entsprechend in einer Vermittlerrolle tätig werden. So wurde zum Beispiel ein 
Serbe, der zuvor als Wirtschaftsattaché in der serbischen Botschaft gearbeitet hatte, von 
einem deutschen Beratungsunternehmen angestellt. Er nutzte seine guten Kontakte zur ser-
bischen Regierung zur Beratung von Direktinvestitionsvorhaben deutscher Firmen in Ser-
bien. Ein anderes Beispiel ist ein Afghane, der beim Aufbau einer Mineralwasserfabrik in 
Kabul mitwirkte. Er wurde über einen Bekannten, der bei der afghanischen Regierung ange-
stellt war, mit einer afghanischen Investorengruppe in Verbindung gebracht. Für diese über-
nahm er die organisatorische Verantwortung für den Ankauf von Maschinen in Deutschland, 
ihren Transport nach Afghanistan sowie ihre Montage und Inbetriebnahme. Außerdem orga-
nisierte er die Servicebereitstellung für die Maschinen und fungierte für die neu gegründete 
Firma als kaufmännischer und technischer Berater. 
Hinreichend vermögende Migranten treten demgegenüber eher selbst als Investoren auf, 
wie wir dies – wie erwartet – am häufigsten bei den Ägyptern vorgefunden haben. So be-
schäftigt ein deutscher Geschäftsmann ägyptischer Herkunft ca. 1.000 Ägypter in einer Auto-
zubehörfabrik. Zudem besitzt er eine Hydraulikfabrik, deren Mitarbeiter in Deutschland aus-
gebildet werden. Ein weiterer ägyptischer Geschäftsmann mit Wohnsitz in Deutschland be-
teiligte sich erfolgreich an einer in Ägypten angesiedelten Papierfabrik. Er gründete zusätz-
lich eine Handelsfirma, die vor allem Produkte wie Maschinen, Spezialsteine für Hochtempe-
raturöfen und Stahl im Auftrag verschiedener deutscher Firmen in Ägypten vertrieb. Zuletzt 
investierte er in der Tourismusbranche. Ein ägyptischer Arzt, der eine Facharztausbildung in 
Deutschland absolviert hat und parallel in Deutschland praktiziert, hat im Jahr 2005 eine Or-
thopädiepraxis in Kairo eröffnet, in der Patienten mittels Telemedizin von deutschen Fach-
ärzten untersucht werden. Zwei weitere Bespiele für erfolgreiche Investitionen finden sich im 
ägyptischen Bildungswesen. Ein in Deutschland ausgebildeter ägyptischer Hochqualifizierter 
eröffnete eine private Deutsche Schule in Kairo. Ein in Deutschland habilitierter Naturwis-
senschaftler gründete in Kairo eine private Deutsche Universität. 
b) Komparative Vorteile der Migranten 
Die von uns befragten Unternehmer insbesondere aus Ägypten sehen sich meist im Vor-
teil bei der Durchführung ihrer eigenen Investitionen, sowohl gegenüber Unternehmern ohne 
Migrationshintergrund, als auch gegenüber ausländischen mittelständischen Investoren. Ü-
ber das Studium in Deutschland und viele Jahre der Tätigkeit an deutschen Universitäten 
oder in Unternehmen haben sie professionelle Expertise und Kontakte gesammelt, die ihren 
Konkurrenten vor Ort fehlen; umgekehrt verfügen sie über bessere Orts- und Kulturkenntnis 
in Ägypten als ihre deutschen Konkurrenten. Zudem besitzen einige von ihnen Zugänge zur 
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Politik auf verschiedenen föderalen Ebenen in Deutschland und sie vermögen so, erfolgreich 
die Politik für die Förderung einzelner Investitionsprojekte zu mobilisieren (z.B. im Fall der 
Deutschen Universität Kairo). 
Zentrale Ressourcen der unternehmerischen Migranten, die aus ihrer Migration resultie-
ren, sind ihr relativer finanzieller Wohlstand und die starke innerethnische Vernetzung und 
Organisation. Die geknüpften und gepflegten Kontakte beschränken sich nicht auf Deutsch-
land. Ausgehend von den Bekanntschaften in der Diaspora sind wichtige Kontakte in das 
jeweilige Herkunftsland hinein erweitert und ausgebaut worden. Im Fall Ägyptens sorgten 
dafür insbesondere zwei Umstände: Erstens ist die dortige wirtschaftliche und politische Kul-
tur durch Klientelismus geprägt, und entsprechend geben die richtigen Beziehungen für un-
ternehmerischen Erfolg oftmals den Ausschlag; zweitens stammt eine Reihe der ägyptischen 
Hochqualifizierten bereits aus Familien, die in wichtige klientelistische Netzwerke der Politik 
und Wirtschaft eingebunden sind. 
Entsprechend kommt der Loyalität innerhalb der Familie eine hohe Bedeutung zu. Bei 
fast allen unternehmerischen Ägyptern, die wir interviewt haben, haben Mitglieder der erwei-
terten Familie bei der Gründung oder der Führung ihrer Unternehmen aktiv mitgewirkt. Bei 
einigen stellten sie fehlendes finanzielles Kapital zur Verfügung, bei anderen übernahmen 
sie Führungsaufgaben vor Ort oder sorgten für eine ordnungsgemäße Geschäftsabwicklung. 
c) Hindernisse 
Die beschriebenen Vorteile der tatsächlich tätig werdenden Unternehmer bezeichnen 
zugleich den Zusammenhang, der viele Migranten auch davon abhält, unternehmerisch tätig 
zu werden. Denn viele entscheiden sich, obwohl sie alle Voraussetzungen mitbringen (wich-
tige Kontakte, Kapital, Familienunterstützung), gegen ein wirtschaftliches Engagement in 
ihrem Herkunftsland, da diesem auch zahlreiche Hindernisse entgegenstehen. 
Als ein Hindernis betrachten viele, dass ihre professionelle Sozialisation in Deutschland 
und die Geschäftskultur in ihren Herkunftsländern stark auseinanderfallen. Migranten aus 
allen drei von uns untersuchten Ländern, die in ihrem Herkunftsland regelmäßig Verwandte 
besuchen oder dort Urlaub machen, klagen immer wieder über die Unzuverlässigkeit der 
dortigen Geschäftsleute und über Korruption. Für viele in Deutschland verwurzelte Migranten 
ist dies ein entscheidender Grund, dort nicht zu investieren. Die ihnen fremd gewordene Ge-
schäftskultur ist für potenzielle Investoren unter den Migranten auch dann eine besondere 
Hürde, wenn sie ihre Herkunft als einen komparativen Vorteil per se ein- und damit über-
schätzen. 
Das, insgesamt betrachtet, eher seltene wirtschaftliche Engagement wohlhabender 
Migranten in ihren Herkunftsländern erklärt sich auch daraus, dass die Gewährleistung des 
Erfolgs einer Direktinvestition einen besonderen Aufwand erfordert, der nicht zuletzt eine 
längerfristige oder gar dauerhafte Rückverlagerung des Lebensmittelpunktes ins Herkunfts-
land verlangt. Dies ist aufgrund familiärer Bindungen und eingegangener geschäftlicher oder 
professioneller Verpflichtungen im Zuwanderungsland nicht immer möglich.  
Zudem verlangen Direktinvestitionen viel Kapital und damit die Kapazität, für eine gewis-
se Zeit ggf. Verluste in Kauf nehmen und überbrücken zu können. In diesem Zusammen-
hang stellen dann nach den Angaben unserer Gesprächspartner die nach wie vor unsicheren 
politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen (Afghanistan, Serbien) und eine schlecht 
funktionierende Gerichtsbarkeit (Afghanistan, Ägypten und Serbien) ebenso erhebliche Hür-
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den dar, wie die Schwierigkeiten, ausstehende Geldsummen aus unbeglichenen Rechnun-
gen erfolgreich einzutreiben. Materiell kommt in einem Land wie Afghanistan als weiteres 
Hindernis die mangelnde Infrastruktur (insbesondere Elektrizität) sowie der schwierige Zu-
gang zu Land, ausgebildeten Arbeitskräften und Finanzdienstleistungen hinzu (Weltbank, 
2005). 
3.1.3. Außenhandel 
a) Individuelle Geschäftsbeziehungen 
Migranten trugen in allen unseren Fallbeispielen zum Erhalt und auch zum Aufbau von 
Handelsbeziehungen mit dem Herkunftsland bei. Dabei übernahmen Individuen aus den drei 
Migrantengruppen Vermittlerfunktionen. Individuelle Geschäftsverbindungen und persönliche 
Kontakte im Herkunftsland zählen zu den wichtigsten Möglichkeiten der Senkung der Trans-
aktionskosten. Dies bestätigt die Theorie, dass die Netzwerkverbindungen kleiner ethnischer 
Gruppen (wie im Fall der Afghanen, Ägypter und Serben in Deutschland) Transaktionskosten 
verringern.
36
So war die Niederlassung von Teppichhändlern in Hamburg, die dort ihre Ware im Frei-
hafen lagerten und Kontore gründeten, einer der wichtigsten Gründe, warum weitere Afgha-
nen Hamburg als Auswanderungsziel wählten. Die starke Präsenz von Afghanen in Hamburg 
führte dann dazu, dass der Teppichhandel mit Afghanistan (und allgemein mit den Ländern 
des Nahen Ostens) weiter auf- und ausgebaut wurde. Der Hafen wurde zu einem der wich-
tigsten Umschlagsorte für Teppiche weltweit. Die Hälfte der ca. 300 Teppichhandelsfirmen in 
der Hamburger Speicherstadt gehört Geschäftsleuten afghanischer Herkunft, so die subjekti-
ve Einschätzung eines unserer Interviewpartner. 
Im Falle der serbischen Diaspora berät zum Beispiel ein Mitglied eines serbischen Ver-
eins serbische Kunststoffhersteller über Absatzmärkte in Deutschland. Zudem vermittelte er 
Kontakte zwischen serbischen Forstbetrieben und deutschen Holzverarbeitungsfirmen. Ein 
weiterer Diaspora-Serbe, der bei einem deutschen Autohersteller arbeitet, hat die Erstellung 
eines Katalogs serbischer Kfz-Produkte angeregt. Der Katalog wird in Deutschland von der 
Autoindustrie sowie von Kfz-Einzelteilhändlern stark nachgefragt. 
b) Herausforderungen 
In den Interviews wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass insbesondere im Falle 
Ägyptens und Serbiens die Einhaltung von Qualitätsvorschriften (wie z.B. Verpackungsaufla-
gen) und fehlende Produktionsstandards große Hindernisse für den Ausbau von Exporten 
nach Deutschland und in die Europäische Union darstellen.
37
In Ägypten fehlen in vielen Betrieben klare Produktionsstandards und die Qualitätsüber-
prüfungsverfahren sind mangelhaft. Genau das ermöglichte es einem unserer Gesprächs-
partner, sich als Zwischenhändler für Kümmelöl zu etablieren. Man könne die Qualität der 
                                                  
36 Größere ethnische Gemeinschaften (relativ zu der Bevölkerung des Aufnahmelandes), die viele grenzüberschreitende 
Verbindungen haben, stellen eher Marktinformationen bereit, wobei Diasporamitglieder eine Vermittlungsfunktion ausüben 
(Rauch und Trindade, 2002). In diesem Fall werden Transaktionskosten nur gesenkt, wenn die Migrantengruppe aus einem 
Land stammt, dessen soziale und politische Institutionen sich stark von denen des Aufnahmelandes unterscheiden (vgl. Münz 
u.a., 2006). 
37 Vermutlich ist dieses Problem im Falle Afghanistans noch nicht aufgetreten, da die inländische Produktion zurzeit nicht 
einmal die interne Nachfrage befriedigen kann. Mit dem Ausbau der Produktionskapazitäten wird es ggf. ebenfalls bedeutsam 
werden. 
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Öle in Ägypten oftmals nicht verlässlich überprüfen und daher riskierten nur wenige Impor-
teure aus Europa, die Ware direkt aus Ägypten zu beziehen. Der ägyptische Geschäftsmann 
importiert daher den Rohstoff nach Deutschland und lässt ihn in Deutschland zu Öl verarbei-
ten. Aufgrund fehlender Standards könne er sich auf die Ölhersteller in Ägypten nicht verlas-
sen, da die Qualität sehr stark von einer Produktionscharge zur anderen variiere. Der Aufbau 
unabhängiger Prüfstellen oder Labors in Ägypten sei entscheidend, um die ägyptischen An-
bieter zu disziplinieren und zu zwingen, gleichbleibend hohe Qualität zu liefern. Eine solche 
Qualität zu erreichen, sei aber auch aufgrund mangelnder Information und Erfahrung für die 
Produzenten sehr schwer, und daher bestehe die Gefahr, dass sie den Anschluss an den 
europäischen Markt verlören. Vergleichbare Probleme sind auch für Serbien bekannt, und 
ein von der GTZ durchgeführtes Projekt zur Förderung der serbischen Exportindustrie hat 
sich zum Ziel gesetzt, serbische Produzenten über EU kompatible Produktstandards und 
Wege zu ihrer Erreichung zu informieren und zu beraten.
Die Erhöhung der Qualitäts- und Produktionsstandards bezeichnet aber kein reines Au-
ßenhandelsproblem. Wenn die heimische Produktion die nachgefragte und andernorts an-
gebotene Qualität nicht erreicht, fließen auch Rücküberweisungen vermehrt in Importe. Die 
durch Rücküberweisungen erhöhte Nachfrage trägt dann nicht mehr zum Ausbau der inlän-
dischen Produktionskapazitäten bei, und entsprechend gehen die damit potenziell verbunde-
nen Entwicklungschancen wieder verloren. 
 
 
3.2.  Aktivitäten beim Aufbau der Infrastruktur 
Das obige Kapitel behandelt die Aktivitäten von Migranten, die sich auf ihre Herkunftslän-
der beziehen, primär unter dem Gesichtpunkt ihres ökonomischen Beitrages. Dort haben wir 
den Blick auf Geldflüsse, Geldverwendung und Einsatz unternehmerischer oder beruflicher 
Kompetenzen in den Herkunftsländern gerichtet, sowie nach den Auswirkungen auf Han-
delsbilanzen, Nachfrage- und Investitionsstruktur, Aufbau von Industrie- und Handel und die 
Entwicklung von Produktstandards gefragt. Jedoch werden Migranten in Bezug auf ihre Her-
kunftsländer nicht nur und nicht primär unter ökonomischen Gesichtspunkten aktiv, auch 
wenn ihre Aktivitäten in der Folge erhebliche ökonomische Auswirkungen haben. Beispiels-
weise dient die Überweisung von Geld an Familienmitglieder zunächst dem Lebensunterhalt 
der Familie, wobei eine entsprechende Verwendung des Einkommens zu ökonomischen 
Effekten führen kann. So zeigt sich ebenfalls, dass Migranten erhebliche Leistungen in indi-
vidueller oder organisierter Form erbringen, um zum Wieder-Aufbau oder Erhalt sozialer Inf-
rastruktur beizutragen, die der Erziehung, der Gesundheit, der Wissenschaft oder der öffent-
lichen Versorgung dienen. Zwar geht es jeweils um die Schaffung oder Erhaltung von Struk-
turbedingungen der benannten Bereiche, die zweifelsohne zunächst einer Investition bedür-
fen, deren Nichtfunktionieren aber eben auch die Funktionsmöglichkeiten von Märkten er-
heblich einschränkt. Im Folgenden gehen wir auf Beiträge von Afghanen, Ägyptern und Ser-
ben zum Aufbau der Infrastrukturen in ihren jeweiligen Herkunftsländern ein. In diesem 
Rahmen untersuchen wir, ob es sich um individuelle oder kollektive Aktivitäten handelt, und 
beziehen darüber hinaus den Umfang, die Dauer sowie die jeweilige Veranlassung bzw. Mo-
tivation mit ein.  
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3.2.1. Fall  Ägypten 
Am Aufbau der Infrastruktur beteiligten sich im Falle Ägyptens hauptsächlich hochqualifi-
zierte Migranten. Fast alle Projekte, die uns bekannt wurden, lagen in der individuellen Ver-
antwortung einzelner Migranten. Seltener waren kollektive Projekte – Projekte von Migrante-
norganisationen oder anderen Migrantenbündnissen. Im Folgenden werden einige Beispiele 
der individuellen und kollektiven Infrastrukturprojekte der hochqualifizierten ägyptischen 
Migranten aufgeführt. 
a) Individuelle Aktivitäten 
Gesundheitssektor: Als Beispiel sollen die Unternehmungen eines Arztes beschrieben 
werden. Dieser studierte Medizin in Ägypten und ging in den 1980er Jahren nach Deutsch-
land, um dort eine Facharztausbildung zu absolvieren. Nach einigen Jahren Tätigkeit in ei-
nem Krankenhaus gründete er in Deutschland eine eigene gutgehende medizinische Praxis. 
In den 1990er Jahren begann er, die Idee einer Praxisgründung in Ägypten zu entwickeln, 
welche nach einigen Jahren realisiert wurde. Seitdem pendelt er im Zwei-Wochen-Rhythmus 
zwischen der deutschen und der ägyptischen Praxis hin und her.  
Bildung: Die Deutsche Universität in Kairo zählt zu den Erfolgsprojekten der ägyptischen 
Diaspora in ihrem Herkunftsland. Allerdings steht kein kollektiver Akteur, sondern eine ein-
zelne Person dahinter. Der Universitätsgründer promovierte und habilitierte sich in Deutsch-
land, kehrte jedoch im Anschluss daran nach Ägypten zurück. Dort verfolgte er die Idee, sich 
in der Wissenschaft selbstständig zu machen. Zunächst erkundete er die Möglichkeit einer 
Institutsgründung, welche sich jedoch in ihrer ursprünglichen Form nicht umsetzen ließ. So 
entschied er, bestehende Kontakte nach Deutschland zu nutzen und intensivierte - parallel 
zu den Vorbereitungen vor Ort – die Kontakte zu seiner vormaligen Gastuniversität sowie zu 
politischen Gremien in Deutschland. Die deutsche Gastuniversität stellte sich als offizielle 
Patenuniversität der Deutschen Universität in Kairo zur Verfügung. Die politischen Kontakte 
des Universitätsgründers reichten sogar so weit, dass der damalige deutsche Bundeskanzler 
Gerhard Schröder mit einer Delegation und Mitgliedern ägyptischer Vereine in Deutschland 
an der Universitätseröffnung in Kairo teilnahmen. Nach diesem erfolgreichen symbolischen 
Auftakt konnte die Deutsche Universität in Kairo sechs weitere deutsche Organisationen für 
die Unterstützung gewinnen. Die Universität ist eine private Einrichtung. Einige Gesprächs-
partner berichteten, dass der Universitätsgründer das gesamte Familienkapital in die Univer-
sität investiert habe. Sie ist auf wirtschaftlichen Gewinn ausgerichtet und adressiert sich ins-
besondere an die obere ägyptische Mittelschicht. Weniger begüterte ägyptische Familien 
haben daher keinen Zugang zu dieser Universität. 
Ein weniger bekanntes, jedoch ähnlich angelegtes Projekt, ist die Deutsche Schule in 
Ägypten. Der Gründer dieser Schule war in Ägypten bereits seit einigen Jahren unternehme-
risch tätig. Er ist Mitinhaber einer Verarbeitungsfabrik in Ägypten und einer deutsch-
ägyptischen Handelsfirma. Er beteiligt sich außerdem an einigen anderen kleineren Investiti-
onsprojekten. Auf Grundlage dieses stabilen wirtschaftlichen Erfolgs begann er, langfristig in 
Bildung zu investieren und eröffnete eine private Deutsche Schule in Kairo. Die Schule ist 
zweisprachig und nach den in Deutschland herrschenden didaktischen Unterrichtsprinzipien 
aufgebaut. Sie strebt die Kooperation mit einem Gymnasium in Deutschland an. Die Schule 
steht in Konkurrenz zu zwei weiteren etablierten Deutschen Schulen in Kairo und versucht, 
ägyptische Mittelschichtfamilien durch niedrigere Schulgelder zu gewinnen.  
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Neben diesem vor allem auch am wirtschaftlichen Gewinn ausgerichteten Aufbau von 
höheren Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen finden sich auch stärker ideell ausgerich-
tete Bemühungen ägyptischer Migranten, welche auf die Vermittlung von Wissenschafts- 
bzw. Wissenschaftleraustausch und professionellem Know-How abzielen.  
Wissenschaftsaustausch und Wissensvermittlung: Einige ägyptische Migranten, die an 
deutschen Hochschulen in längerfristigen Beschäftigungsverhältnissen standen, bemühten 
sich um Studenten- und Wissensaustausch zwischen Ägypten und Deutschland. Insbeson-
dere in Deutschland tätige Professoren ägyptischer Herkunft ermöglichten ägyptischen Stu-
denten kurze Studienaufenthalte und/oder wissenschaftliche Weiterqualifizierungen in 
Deutschland. Akademische Fachkräfte in Geschichts- und Kulturwissenschaften luden ägyp-
tische Kollegen zu Vorträgen und anderen Präsentationen ihrer Tätigkeit ein. Nach Angaben 
unserer Gesprächspartner führen auch einige Hochschuldozenten ägyptischer Herkunft un-
entgeltlich Fachseminare und Vorträge in Ägypten durch. Die Bemühungen um Wissensaus-
tausch sind nicht nur im universitären Bereich, sondern auch bei anderen ägyptischen Pro-
fessionellen zu beobachten. Beispielsweise organisierte ein in Deutschland praktizierender 
ägyptischer Arzt einen Ärztekongress in Ägypten. Ein anderer Facharzt führte in Ägypten 
Seminare zu einem spezifischen, vor Ort unbekannten Therapieverfahren durch. Eine im 
deutsch-ägyptischen Kulturaustausch engagierte Ägypterin setzte sich für die Unterstützung 
der neugebauten Bibliothek in Alexandria ein. Zwei in Deutschland promovierte Ingenieure 
gründeten ein Institut zur Erforschung der Sonnenenergie in Ägypten, in dem die Zusam-
menarbeit mit deutschen Wissenschaftlern angestrebt werden soll.  
Sozialwesen: Ein ägyptischer Politikwissenschaftler, der in Deutschland als Leiter einer 
sozialen Beratungsstelle bei einem deutschen Wohlfahrtsverband arbeitete, gründete einen 
Verein, der verschiedene Formen der Unterstützung für Mitglieder aus der koptischen Unter-
schicht in Ägypten organisiert. Der Verein besteht, abgesehen von seinem Gründer, haupt-
sächlich aus deutschen Akteuren. Er führt einige kleinere Projekte für koptische Müllmänner 
in Kairo durch und engagiert sich in weiteren Projekten für Frauen und Mädchen. Außerdem 
unterstützt er eine von der koptischen Kirche getragenen Schule in Ägypten und führt ein 
Ausbildungs- und Beschäftigungsprojekt in einer stark von Abwanderung betroffenen Region 
durch. Als Vereinsgründer und Hauptaktivist war der ägyptische Sozialarbeiter maßgeblich 
für den Fokus des Vereins auf Ägypten und hier speziell auf die koptische Minderheit ver-
antwortlich. Jedoch hatte er Schwierigkeiten, für seinen Verein Partner aus der Diaspora zu 
gewinnen. Einzig die koptische Kirche in Deutschland unterstützte ihn symbolisch, sie zählt 
diese Initiative jedoch nicht zu ihren eigenen Projekten und unterstützt den Verein weder 
personell noch finanziell. Der örtliche Pfarrer der koptischen Kirche ist dennoch formales 
Mitglied des Vereins und leistet persönliche Unterstützung, indem er beispielsweise den 
Verein bei Studienreisen durch Ägypten begleitet. 
b) Kollektive Aktivitäten 
Die Zahl der Infrastrukturprojekte der Organisationen ägyptischer Migranten in Deutsch-
land scheint unseren Ergebnissen zufolge eher gering zu sein. So unterstützt der Verband 
der ägyptischen Unternehmer zusammen mit dem Ägyptischen Haus in Deutschland (die 
beiden wichtigsten Vertretungsorganisationen ägyptischer Professioneller in Deutschland) 
den Aufbau einer Kinderkrebsklinik in Ägypten. Insgesamt wurden 20.000 Euro für die Klinik 
gesammelt sowie die Expertise bei der Planung und Durchführung des Projektes zur Verfü-
gung gestellt. Ein weiteres Projekt hatte den Bau eines Kindergartens in einer ägyptischen 
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Stadt zum Ziel. Dieses Projekt wurde von einem der ältesten ägyptischen Vereine in 
Deutschland, der zugleich Mitglied im „Ägyptischen Haus“ ist, durchgeführt. Dem Verein ge-
lang es, die Unterstützung anderer ägyptischer Organisationen in Deutschland zu gewinnen 
und dadurch Geld für das Projekt zu akquirieren. 
3.2.2. Fall  Afghanistan 
Im Rahmen der empirischen Erhebung konnten zahlreiche von Migrantenorganisationen 
getragene Infrastrukturprojekte ausgemacht werden. Diese Projekte im Bereich Infrastruktur 
und das zugrunde liegende Engagement müssen vor dem Hintergrund der politischen Ver-
hältnisse in Afghanistan betrachtet werden. Der (noch) schwache afghanische Staat ist nicht 
in der Lage, rechtliche und politische Vorleistungen zu erbringen, auf die sich Hilfsorganisati-
onen stützen könnten, so dass sie in großer Unsicherheit agieren müssen und sich mit Prob-
lemen wie Korruption konfrontiert sehen. Durch den über zwei Jahrzehnte dauernden Krieg 
ist die Infrastruktur in allen Bereichen größtenteils zerstört worden, und die Diaspora-
Organisationen erfüllen originär staatliche Aufgaben, wirken also substitutiv bei der Schaf-
fung von Infrastruktur.  
Für die Durchführung von Infrastrukturprojekten haben sich afghanische Migranten in 
Deutschland in unterschiedlichen Organisationen zusammengeschlossen (z.B. professionel-
le Vereine, Frauen- und Studentenvereinigungen, diverse Hilfsorganisationen, Stiftungen). 
Die ersten Organisationen entstanden bereits Ende der 1970er Jahre, als die sowjetische 
Invasion einen Flüchtlingsstrom aus Afghanistan auslöste. Programme der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit förderten Anfang der 1990er Jahre die Entstehung weiterer NGOs 
afghanischer Migranten in Deutschland. Beispielsweise führte die GTZ ein Fachkräftepro-
gramm durch, welches zum Ziel hatte, afghanische Migranten in Deutschland nach dem En-
de des kommunistischen Regimes in Wiederaufbau und Entwicklungsmaßnahmen im Her-
kunftsland einzubinden. Aufgrund der verschlechterten politischen Rahmenbedingungen in 
Afghanistan ab 1992 (Ausbruch des Bürgerkriegs) wurde das Projektziel – die Integration 
afghanischer Fachkräfte – jedoch in Frage gestellt. Das Fachkräfteprogramm wurde in ein 
Nothilfe- und Sofortprogramm für rückkehrende Flüchtlinge aus Pakistan und Iran umgewan-
delt, in welchem afghanische Migranten eine beratende Funktion einnahmen oder in Eigen-
regie Entwicklungsaufgaben wahrnahmen. Im Rahmen des Fachkräfteprogramms wurden 
Fortbildungsseminare durchgeführt und verschiedene Fachgruppen (Landwirtschaft, Ge-
sundheit, Bau- und Siedlungswesen, Energie- und Industrieanlagen, Berufsbildung, Grund-
erziehung und Frauenförderung) konstituiert. Teilweise bildeten sich aus der Fachgruppen-
arbeit eigenständige Strukturen heraus, die zu einer Vereinsgründung führten.
38 Nach den 
politischen Veränderungen 2001 in Afghanistan kam es, aufgrund des weltpolitischen Inte-
resses nach dem Sturz des Talibanregimes, zu zahlreichen weiteren Neugründungen von 
NGOs (nicht nur afghanischen Migrantenorganisationen), die im Land in diversen Infrastruk-
turprojekten aktiv sind.  
Afghanische Migranten engagieren sich sowohl individuell als auch kollektiv, wobei wir 
hier keine Unterteilung der beiden Aktionsformen vorgenommen haben, da die Mehrheit aller 
Projekte kollektiv durchgeführt werden. Das starke Interesse der Migranten am Wiederauf-
bau des Landes resultiert daraus, dass sie selbst oder ihre Familien von der gesellschaftli-
                                                  
38 Z.B. der Verein afghanischer Ingenieure und Techniker in Deutschland (VAIT), die Gesellschaft für landwirtschaftliche und 
technische Entwicklung Afghanistans (GltEA), der Afghanische Frauenverein (AFV), der Afghanische Hilfs- und Entwicklungs-
dienst (AHED) (vgl. GTZ Schlussbericht, 1995: Fachkräfteprogramm Afghanistan). 
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chen Katastrophe in Afghanistan betroffen sind. Nach den Erkenntnissen aus der empiri-
schen Erhebung konzentriert sich individuelles Engagement vor allem auf Sachspenden, z.B. 
auf die Verteilung von Schulmaterial. Herausragend viele Projekte afghanischer Diaspora-
Organisationen beschäftigen sich mit der Bereitstellung von Infrastruktur im Bereich von Ge-
sundheit und Bildung. Des Weiteren wurden bei der Erhebung Projekte identifiziert, die dem 
Aufbau des Sozialwesens, der Emanzipation von Mädchen und Frauen und der Bereitstel-
lung von Energie dienen.  
Gesundheit: Die Gesundheitsversorgung in Afghanistan ist auf einem sehr niedrigen Ni-
veau, da medizinischen Einrichtungen qualifiziertes Personal fehlt. Die Arbeit der befragten 
Organisationen dient daher der Bereitstellung der notwendigen Infrastruktur. So stellen sie 
etwa Mittel zur Verfügung, um Kliniken zu bauen, oder zu sanieren, um sie z.B. mit OPs und 
Klimaanlagen auszustatten und die Wasserversorgung zu gewährleisten oder (mobile) Am-
bulanzen einzurichten. Ein Ärzteverein unterhält beispielsweise seit 1999 eine Mutter-Kind-
Klinik in Jalalabad, wo kostenlose gynäkologische und pädiatrische Untersuchungen und 
Behandlungen durchgeführt werden. Der Verein trägt die Kosten für die Miete des Gebäudes 
und Bezahlung des Personals. Mit Hilfe von Spendengeldern konnte des Weiteren eine 
Zahnklinik, die ein Diaspora-Afghane früher geleitet hat, saniert werden. In Zusammenarbeit 
mit einer italienischen NGO hat der Dachverband des afghanischen medizinischen Fachper-
sonals und deren Kollegen im deutschsprachigen Raum (DAMF e.V.) ein Gesundheitszent-
rum für Flüchtlinge in Chewa aufgebaut. DAMF e.V. plant außerdem, in Mazar-e Sharif ein 
Universitätskrankenhaus zu errichten.  
Dem Mangel an medizinischen Geräten, Medikamenten und pflegerischen Hilfsmitteln 
(Betten, Rollstühle) in Afghanistan versucht man durch eine Überführung dieser Güter aus 
Deutschland (gesammelte Spenden von Krankenhäusern, Ärzten und Pharmakonzernen) 
abzuhelfen (vgl. Medicina Afghanica, 9/2003). Für die Bereitstellung der personellen Infra-
struktur sind einzelne Mitglieder der Ärztevereine – insbesondere unter Koordination des 
DAMF e.V. – in der Aus- und Fortbildung von Kollegen in Afghanistan im Sinne eines „Capa-
city building“ tätig. Dabei ermöglichen die unterschiedlichen Spezialisierungen der Diaspo-
ramediziner Fortbildungen in verschiedenen Bereichen (z.B. Zahnmedizin, Pädiatrie oder 
Kardiologie). Neben den Fortbildungskursen in Afghanistan stellt DAMF e.V. Einzelstipen-
dien für Ärzte aus Afghanistan zur Verfügung. Diese können für eine begrenzte Zeit entspre-
chend ihrer Spezialisierung in bestimmten Abteilungen deutscher Kliniken hospitieren. Für 
die Vermittlung von Plätzen nutzten die in Deutschland lebenden afghanischen Ärzte ihre 
Kontakte zu Krankenhäusern oder anderen medizinischen Einrichtungen.  
Bildung: Wie im Gesundheitsbereich müssen auch alle infrastrukturellen Voraussetzun-
gen für die Organisation von Bildung substitutiv geschaffen werden.
39 Nach 2001 sind bereits 
zahlreiche Schulgebäude neu gebaut worden und viele Jungen und Mädchen eingeschult 
worden.
40 Ein großes Problem besteht jedoch in der mangelnden Qualifizierung des Lehr-
personals. Aktivitäten von Diasporaorganisationen umfassen den Neu- oder Wiederaufbau 
von Schulen, Sanierungsarbeiten, Bau von Tiefbrunnen, Toiletten oder die Ausstattung mit 
Schulmöbeln. In Kunduz hat der Afghanische Frauenverein beispielsweise ein Schulgebäude 
                                                  
39 Die Analphabetenquote in Afghanistan gehört zu den höchsten in der Welt. Unter dem kommunistischen Regime hatte es 
zumindest in den Städten noch Bildungsangebote gegeben. Mit dem Bürgerkrieg in den 1990er Jahren ist das Bildungswesen 
zunehmend kollabiert, und unter den Taliban war insbesondere der Schulbesuch für Mädchen bis auf wenige Ausnahmen nicht 
möglich. 
40 Die Zahl der Neueinschulungen wird auf über 3 Mio. geschätzt (National Human Development Report, 2004).  
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gebaut, in dem vormittags Mädchen und nachmittags Jungen zum Unterricht kommen kön-
nen. Die Gesellschaft für Landwirtschaft und technische Entwicklung Afghanistans e.V. 
(GltEA) hat eine Schule in der Provinz Wardak wieder aufgebaut, die durch den Krieg zer-
stört wurde. In dem Gymnasium können Schüler von der 1. – 12. Klasse unterrichtet und auf 
die Universität vorbereitet werden. Eine Schule in der Provinz Nimroz wurde vom afghani-
schen Kommunikations- und Kulturzentrum in Berlin, dem Verein Scheherazade e.V., mit 
finanzieller Unterstützung anderer Organisationen aufgebaut. In dieser Grundschule ist koe-
dukativer Unterricht aufgrund der liberal gesinnten Provinzregierung möglich. 
Über die Bereitstellung der baulichen Infrastruktur hinaus gewährleisten einige Organisa-
tionen den laufenden Betrieb von Schulen, indem sie z.B. Lehrer und anderes Personal ein-
stellen und für deren Gehälter aufkommen. Des Weiteren stellen sie Lehr- und Lernmittel 
sowie Uniformen für die Schüler bereit. Neben der fortlaufenden Unterstützung von bestimm-
ten Schulen werden in Spendenaktionen z.B. an Kinder Schulhefte und Stifte verteilt, die vor 
Ort oder in Pakistan eingekauft werden. Ein weiteres Ziel der Organisationen ist die Qualifi-
zierung des Lehrpersonals.
41
Sozialwesen: Die hier unter Sozialwesen aufgeführten Projekte dienen der Versorgung 
der durch den Krieg zerstörten Familien. So werden von den afghanischen Migrantenorgani-
sationen schwerpunktmäßig Waisen, Witwen und kriegsverletzte Kinder unterstützt. Bei-
spielsweise hat ein Verein ein Witwen- und Waisenhaus in Kabul aufgebaut, in dem in je-
weils abgeschlossenen Wohneinheiten Witwen mit ihren eigenen Kindern und einer oder 
mehreren Vollwaisen leben. In den Friedenshäusern einer anderen NGO werden Jungen 
und Mädchen mit Kriegsverletzungen betreut. Neben diesen konkreten Projekten berichteten 
Gesprächspartner über Projektideen, z.B. eine Einrichtung für Behinderte oder ein Haus für 
geschiedene Frauen. 
Emanzipation von Mädchen und Frauen: Aufgrund der schlechten oder zeitweise fast gar 
nicht vorhandenen Bildungsmöglichkeiten für Mädchen, konzentrieren sich einige Organisa-
tionen darauf, diese Benachteilung durch den Bau und die Betreuung spezieller Mädchen-
schulen auszugleichen, da koedukativer Unterricht in weiten Teilen Afghanistans nicht tole-
riert wird. Für erwachsene Frauen unterhält beispielsweise der Afghanische Frauenverein 
(AFV e.V.) Ausbildungszentren, in denen Frauen den Beruf der Schneiderin oder Stickerin 
erlernen und parallel an Alphabetisierungskursen, Hygiene- und Ernährungsseminaren teil-
nehmen können. Die Ausbildung und der Erhalt einer Nähmaschine nach Abschluss des 
Kurses soll ihnen die Möglichkeit zur Erwerbstätigkeit eröffnen. Für die Gesprächpartner 
stellten die Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungschancen für Frauen die effektivste 
Maßnahme zu Stärkung ihrer gesellschaftlichen Stellung dar. 
Energiesektor: Afghanische Ingenieure und Techniker (VAIT e.V.) in Deutschland enga-
gieren sich im Aufbau des Energiesektors in ihrem Herkunftsland und konzentrieren sich 
dabei vorrangig auf regenerative Energie. Ein Mitglied von VAIT hat eine Solarlampe entwi-
ckelt, welche die gesundheitsschädigende Öllampe ersetzen soll. Man versucht besonders in 
den ländlichen Regionen den Aufbau zu unterstützen, da die internationale Hilfe sich bisher 
fast ausschließlich auf Kabul konzentriert. Ein Verein hat ein Musterdorf in der Provinz War-
                                                  
41 Verschiedene NGOs, die im Bildungssektor in Afghanistan tätig sind, haben nach Aussagen einer Gesprächspartnerin ei-
ne Arbeitsgruppe gebildet, um über die Möglichkeiten der Qualifizierung von afghanischen Lehrern zu beraten. Diese müssen 
anhand eines neuen Curriculums, das vom Erziehungsministerium entworfen wurde, geschult werden. Im Bildungsbereich 
engagieren sich zahlreiche Vereine in Deutschland, die afghanische und häufig mehr deutsche Mitglieder haben und von denen 
viele bei der jährlich in Iserlohn stattfindenden Tagung zusammen kommen. 
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dak auf der Basis regenerativer Energie aufgebaut. Mit Solarkraft betriebene einfache Geräte 
erleichtern die Arbeit der Frauen beim Waschen, Backen und Butterschlagen. Im Dorf sind 
zur Stromgewinnung Stationen aufgebaut worden, die aus einer Kombination aus Solarmo-
dulen und Windrädern bestehen. 
3.2.3. Fall  Serbien 
Das Engagement der serbischen Migranten beim Aufbau der Infrastruktur ist heute ver-
schwindend gering. Es gibt einzelne individuelle Bemühungen, den Wissenschafts- und Wis-
senstransfer zwischen Deutschland und Serbien voranzubringen. Insgesamt scheinen sich 
die Serben heute stärker mit den Möglichkeiten ihrer öffentlichen Repräsentation und ihrer 
politischen Interessensvertretung in Deutschland zu befassen. So ist beispielsweise die 
Schaffung eines serbischen Dachverbandes, der hauptsächlich der Interessensvertretung 
der Serben in Deutschland dienen soll, geplant. Vielen serbischen Vereinen mangelt es an 
Ressourcen. Sie sind daher damit beschäftigt, das eigene Überleben zu sichern. Beziehun-
gen unterschiedlicher serbischer Organisationen zum Herkunftsland gestalten sich eher auf 
einer politischen Ebene. Diese mündet jedoch meist in symbolische Politik: in die gegenseiti-
ge Anerkennung zwischen der sogenannten Diaspora und dem serbischen Staat, jedoch 
nicht in konkrete gemeinsame Projekte bzw. Zugeständnisse des Staates der Diaspora ge-
genüber. Allerdings gab es in der Vergangenheit  sowohl kollektive als auch individuelle Akti-
vitäten der serbischen Migranten beim Aufbau der Infrastruktur in Serbien. Diese erreichten 
ihren Höhepunkt während und unmittelbar nach dem NATO-Einsatz in Serbien Ende der 
1990er Jahre. Mit der Normalisierung der politischen Situation im Herkunftsland ist jedoch 
die Zahl der Infrastrukturprojekte drastisch gesunken. Im Folgenden wird auf die Phase der 
Mobilisierung von Migranten für den Infrastrukturaufbau während der politischen Krise in 
Jugoslawien sowie auf den Rückgang der Aktivitäten nach 2002 eingegangen. 
a) Individuelle Aktivitäten 
Einzelne Migranten serbischer Herkunft unterstützten während des Krieges vor allem ihre 
Herkunftsorte in Serbien. Beispielsweise organisierte ein bei einem deutschen Großunter-
nehmen tätiger Facharbeiter mit Hilfe seines Arbeitgebers eine Maschine zur Überprüfung 
der Wasserqualität. Durch die Bombardements chemischer Fabriken bestand die Gefahr 
einer Wasserverseuchung. Andere individuelle Initiativen beinhalteten den Transport – auf 
eigene Kosten – von Kleidung und Medikamenten nach Serbien. Die meisten jedoch spende-
ten in kleinerem Umfang für Hilfsprojekte der serbischen Vereine, für die von Serben in 
Deutschland gegründeten Hilfsfonds, oder überwiesen Gelder auf die Spendenkonten deut-
scher Hilfsorganisationen.  
b) Kollektive Aktivitäten 
Während des Kosovokrieges setzten die Clubs die durch die Mobilisierung von Migranten 
gesammelten finanziellen Mittel unter anderem für die humanitäre Unterstützung der serbi-
schen Bevölkerung ein. Humanitäre Unterstützung fand hauptsächlich in Form von Hilfsgü-
tertransporten statt. Einige Clubs lieferten die Hilfsgüter (Medikamente, Kleidung, Decken 
und andere Sachspenden) an zentrale Sammelstellen, andere wiederum suchten eigenstän-
dig nach bedürftigen Adressaten in Serbien (z.B. Krankenhäuser, Kinderheime, Flüchtlings-
lager) und belieferten diese direkt. Mit dem Ende des Konfliktes war die Mobilisierung der 
Migranten und die Hilfswelle seitens der serbischen Clubs in Deutschland zunächst  un-
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gebrochen. Es entwickelte sich eine Phase der politischen Euphorie, die sich in hohen Er-
wartungen der Migrantenorganisationen und einzelner serbischer Aktivisten im Ausland ge-
genüber dem serbischen Staat niederschlug. Die Aktivitäten konzentrierten sich in dieser Zeit 
auf den Wiederaufbau der Infrastruktur. Ein Verein serbischer Hochqualifizierter richtete bei-
spielsweise eine zahnmedizinische Fakultät in einer serbischen Stadt ein. Des Weiteren ver-
netzten sich hoch engagierte und wohlsituierte Migranten serbischer Herkunft aus Deutsch-
land, der Schweiz und Österreich (wenige aus anderen Ländern Europas und den USA) und 
gründeten unmittelbar nach dem Ende des Kosovokonfliktes den sogenannten Rat der Dias-
pora. Im Rahmen dieses Gremiums wurde ein Fonds eingerichtet, für welchen innerhalb kür-
zester Zeit 13 Mio. DM gespendet wurden. Aus den Mitteln des Fonds wurde der Aufbau 
mehrerer zerbombter Brücken in Serbien sowie zweier Kinderkrankenhäuser unterstützt. In 
einigen deutschen Städten taten sich serbische Kulturvereine zusammen, um Hilfsprojekte in 
Serbien durchzuführen. Bereits während des Kosovokrieges entstand z.B. in München ein 
Koordinierungskreis serbischer Vereine, die mit den deutschen Hilfsorganisationen zusam-
menarbeiteten. Diese Koordinationsgruppe sammelte im Rahmen von zwei Projekten Gel-
der, welche für die Einrichtung einer Schule und für unterschiedliche medizinische Geräte für 
eine Kinderklinik in Belgrad bestimmt waren. Auch die serbisch-orthodoxe Kirche in Deutsch-
land unterstützte verschiedene Initiativen, die hauptsächlich die Vermittlung von Patenschaf-
ten für Waisenkinder zum Ziel hatten.  
c) Rückgang der Aktivitäten nach dem Ende des Konfliktes 
Mit der relativen Normalisierung der politischen Situation in Serbien ließ auch das Enga-
gement der Migranten für den Aufbau der Infrastruktur nach. Dies lag zum einen daran, dass 
serbische Clubs und andere Migrantenorganisationen nicht mehr imstande waren, Spenden 
in großem Umfang zu sammeln. Mit dem Ende des Konfliktes sank die Spendenbereitschaft 
der in Deutschland lebenden Serben rapide. Zum anderen war es den besonders engagier-
ten hochqualifizierten Serben nicht gelungen, ihre eigenen politischen Aspirationen hinsicht-
lich Serbiens zu verwirklichen, weshalb sie in der Folge das Interesse an einer Beteiligung im 
öffentlichen Sektor verloren. Z.B. sank der politische Einfluss des oben erwähnten Rats der 
Diaspora mit dem Amtseintritt des neuen Premier Ministers Zizic, da viele serbische Aktivis-
ten aus dem Ausland von der neuen Regierung für bewusste Unterstützer des Milosevic-
Regimes gehalten wurden. Darüber hinaus kam das Konto des Hilfsfonds – samt der darin 
angelegten Gelder - im Zuge der Privatisierung der serbischen Nationalbank „abhanden“. 
Der Rat stellte jegliche Infrastrukturprojekte in Serbien ein und seine Aktivisten beschäftigen 
sich zurzeit damit, die verschwundenen Gelder wieder aufzufinden. 
Viele demokratisch orientierte, politisch engagierte Serben aus dem Ausland, die sich als 
Teil der Milosevic-Opposition begriffen, fühlen sich von der neuen serbischen Regierung 
verraten, denn sie haben weder politischen Einfluss noch reelle Möglichkeiten politischer 
Beteiligung. Einige serbische Clubs, die während der Krisenzeit Hilfsprojekte für Serbien 
organisiert hatten, erklärten, sie seien heute kaum aktiv, weil ihnen seitens des serbischen 
Staates kein Interesse entgegengebracht werde. Da die Regierungsstellen sie nicht ansprä-
chen, könnten sie auch nicht beurteilen, wo und in welcher Form Hilfe vonnöten sei. Des 
Weiteren seien sie heute auf die finanzielle Unterstützung von institutionellen Geldgebern 
angewiesen, weil die Mobilisierung der serbischen Migranten in Deutschland „in einer ruhi-
gen Zeit“ sehr schwierig sei. 
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3.2.4.  Vergleich der Fälle  
Im Falle Ägyptens überwiegen individuelle Projekte zum Aufbau der Infrastruktur, die 
hauptsächlich auf Bildung und Wissenschaft sowie auf den Gesundheitssektor gerichtet sind. 
Ägyptische Migranten engagieren sich in einem erheblichen Umfang beim Aufbau der Infra-
struktur. Ihr Engagement reicht von sporadischen individuellen Vermittlungsleistungen, wie 
im Falle des Wissenschafts- und Wissensaustausches, bis hin zu langfristigen Investitionen 
in Bildungs-, Wissenschafts- und Gesundheitseinrichtungen. Es engagierten sich hauptsäch-
lich Migranten, die in Ägypten der oberen Mittelschicht angehören, über den höheren Bil-
dungsweg nach Deutschland kamen und relativ erfolgreiche Karrieren in Deutschland einge-
schlagen haben. Es handelt sich daher um gebildete und gut integrierte Migranten, die sich 
am Aufbau der Infrastruktur beteiligen. Hauptmotive des Engagements dieser in Deutschland 
ansässigen Professionellen aus privilegierten ägyptischen Familien sind ihre Gewinnorientie-
rung, aber auch die Suche nach Anerkennung ihres, im Laufe der Migration erworbenen, 
sozialen Status. Ihr Engagement in Ägypten erlaubt ihnen gewissermaßen die Verdopplung 
und Verfestigung ihres wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erfolgs durch den Zugewinn 
von Ansehen und Einfluss bei der professionellen, wirtschaftlichen und politischen Elite Ä-
gyptens.  
Kollektive Projekte spielen unter den Ägyptern eine weit geringere Rolle. Insbesondere 
im Vergleich zur Vielfalt der kollektiven Infrastrukturprojekte bei den Afghanen - einer struktu-
rell ähnlichen Gruppe hinsichtlich des sozialen Status und der professionellen Qualifikationen 
der engagierten Migranten - engagieren sich ägyptische Migranten kaum kollektiv, um zur 
Lösung von Infrastrukturproblemen ihres Herkunftslandes beizutragen. Die im Migrationspro-
zess entstandenen Verbindungen untereinander dienen primär der informellen Unterstützung 
individueller Initiativen (insbesondere zur Weitervermittlung wichtiger Kontakte in Ägypten, 
finanzieller Mitbeteiligung an Erfolg versprechenden Projekten, Werbung für Projekte in 
Deutschland und in seltenen Fällen Spendensammlungen).  
Im Gegensatz zu Ägypten engagieren sich unterschiedlichste Vereine und Verbände für 
den Aufbau der Infrastruktur in Afghanistan. Das Engagement dieser Organisationen ist sehr 
umfangreich und intensiv. Die meisten Projekte sind nicht gewinnorientiert, sondern gemein-
nützig. Faktisch suchen die Migrantenprojekte in Afghanistan, die Leistungsprobleme des 
noch immer kaum handlungsfähigen Staates zu kompensieren, indem sie stellvertretend 
Infrastruktur für das Gesundheits-, Bildungs-, Erziehungs- und andere Funktionssysteme 
bereitzustellen versuchen. Dabei gehören, ähnlich wie im Fall Ägyptens, die wohlsituierten 
Afghanen aus der Diaspora zu den Hauptaktivisten. Jedoch beteiligen sich auch afghanische 
Migranten mit einem niedrigeren sozialen Status in Deutschland an den Infrastrukturprojek-
ten. Die hohe Mobilisierung der im Ausland lebenden Afghanen für Entwicklungsbelange 
ihres Herkunftslandes ist eine der wichtigsten Bedingungen für den großen Umfang und die 
Intensität des Engagements. Insbesondere nach dem 11. September und dem darauf fol-
genden Einsatz der NATO in Afghanistan stieg das Interesse der Weltgemeinschaft, unter-
schiedlicher Internationaler und Entwicklungsorganisationen, gleichzeitig aber auch der 
Migrantenorganisationen für die wirtschaftliche, politische und soziale Situation in ihrem Her-
kunftsland. Es waren nicht nur die alteingesessenen Vereine der Afghanen in Deutschland, 
die ihr Augenmerk auf Afghanistan richteten. Viele Migrantenorganisationen entstanden erst 
im Zuge der gestiegenen Bedeutung Afghanistans in der internationalen Politik. Auch das 
nationale Bewusstsein der Afghanen, das Gefühl der Zugehörigkeit und der Verantwortung 
ihrem Herkunftsland gegenüber, wuchs. Dies kann man insbesondere an der zweiten Gene-
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ration der Afghanen in Deutschland beobachten. In einem politischen Kontext, in dem Af-
ghanistan seitens deutscher Außen- und Entwicklungspolitik, aber auch seitens der internati-
onalen Politik hohe Aufmerksamkeit geschenkt wird, sind afghanische Organisationen mit 
dem Fokus auf das Herkunftsland sehr gefragt und können somit auf verschiedene Ressour-
cen zurückgreifen (Gelder unterschiedlicher Geber, wie Entwicklungsorganisationen, Interna-
tionalen Organisationen und Regierungen, Spenden der Migranten sowie auf den individuel-
len Einsatz von Afghanen  und Deutschen). Es bleibt abzuwarten, inwiefern diese unter-
schiedlichen Aktivitäten im Herkunftsland auch nach der politischen Normalisierung in Af-
ghanistan bestehen bleiben werden.  
Im Falle Serbiens war das Engagement der serbischen Migranten für den Aufbau der Inf-
rastruktur durch die politischen Konflikte in Serbien induziert. Hauptbeweggrund war hier der 
in den 1990er Jahren wiederbelebte serbische Nationalismus. Das Engagement richtete sich 
daher auf die Milderung der Krisensituation in Serbien. Engagierte Migrantenorganisationen 
und einzelne Personen hofften dabei, in diesem neu gegründeten Nationalstaat eine politi-
sche Rolle spielen zu können. Diese Hoffnung wurde jedoch enttäuscht. Nachdem Serbien 
tatsächlich die politische Eigenständigkeit erreicht hatte, verloren serbische Aktivisten aus 
dem Ausland an politischem Einfluss und das Mobilisierungspotenzial der breiten Migranten-
bevölkerung sank. Den serbischen Clubs und einzelnen Aktivisten wurden sowohl finanzielle 
als auch politische Ressourcen entzogen, was dazu führte, dass diese ihre Aktivitäten ein-
stellten. Viele Clubs stehen heute kurz vor der Schließung. Zwar finden dort kaum noch Akti-
vitäten statt, dennoch bestehen die Verbindungen der Clubaktivisten zueinander fort: man 
kennt und trifft sich. Nach Meinung unserer Gesprächspartner könnten gerade diese Verbin-
dungen von neuem für Projekte im Herkunftsland mobilisiert werden. Die Clubs erwarten 
Mobilisierungsanstöße (etwa finanzielle Unterstützung für einzelne Projekte, aber auch die 
Benennung wichtiger Infrastruktursektoren, in welchen Unterstützung notwendig ist) entwe-
der vom serbischen Staat oder von anderen Geldgebern, wie etwa Entwicklungsorganisatio-
nen. Was die Bereitstellung von Geldern aus den eigenen Reihen betrifft, so hielten unsere 
Gesprächspartner dies für wenig realistisch.  
 
Beim Vergleich der Fälle wird deutlich, dass die Aktivitäten der Migranten, welche auf den 
Aufbau der Infrastruktur gerichtet sind, stark von der politischen Situation im Herkunftsland 
abhängen. Politische Instabilität in den Herkunftsstaaten bis hin zu militärischen Konflikten 
scheint ein Grund für die Diasporamobilisierung zur Lösung der dortigen Infrastrukturproble-
me zu sein. Dies konnte im Fall von Afghanistan und Serbien beobachtet werden. Hingegen 
initiieren Migranten relativ wenige Infrastrukturprojekte, wenn sie aus Staaten mit hoher poli-
tischer Stabilität kommen. Es sind allenfalls wohlhabende Migranten, die sich in Infrastruk-
turprojekten der politisch stabilen Staaten, wie etwa in Ägypten, engagieren. Sie haben im 
Laufe und durch ihre Migration den sozialen Aufstieg erlebt. Infrastrukturprojekte im Her-
kunftsland verschaffen ihnen nun die Möglichkeit, für ihren privilegierten sozialen Status 
auch im Herkunftsland symbolische Anerkennung und u.U. finanzielle Gewinne zu erzielen. 
Dabei ist bedeutsam, ob Güter der Erziehung und Ausbildung, Wissenschaft, Gesundheit, 
Energie- und Wasserversorgung sowie Verkehrswege primär staats- oder primär marktver-
mittelt bereit gestellt werden. Werden solche Güter primär staatlich bereitgestellt, ist das En-
gagement von Migranten für den Aufbau der Infrastruktur im ausgeführten Sinne national 
und international politisch kontextuiert und erfolgt in mehr oder weniger großer Nähe zur Po-
litik und Regierung des Herkunftslandes (Bsp. Serbien, Afghanistan). Es zielt auf jene Infra-
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struktursektoren ab, die aufgrund unterschiedlicher Formen des Leistungsversagens des 
Staates unterentwickelt sind. Erfolgt die Bereitstellung der genannten Güter dagegen auch 
marktvermittelt, eröffnet dies für die Migranten Möglichkeiten, in die Infrastruktur ihrer Her-
kunftsländer zu investieren und damit Gewinn zu erzielen. 
Die unten stehende Tabelle versucht thesenartig, die Ausrichtung von Diasporaaktivitäten 
und das Engagement der Migranten in Abhängigkeit von zwei Faktoren zu fassen: der politi-
schen Situation im Herkunftsland und dem Modus der Bereitstellung von Infrastruktur im 
Herkunftsland. 
 
Modus der Bereitstellung 
von Infrastruktur 
Politische Situation im Herkunftsland 
  Politische Konflikte/Instabilität Politische  Stabilität 
Markt    Engagement aus Eigennutz: 
ökonomische Investitionen in 
Infrastruktur durch einzelne 
wohlhabende Migranten. (Ägyp-
ter) 
Staat  Engagement aus Patriotismus: 
a) vorübergehende Kompensation von 
partiellem Staatsausfall via Bereitstel-
lung von Infrastruktur wie Wasserver-
sorgung, Verkehrswegen, Bildung, 
Gesundheit und humanitäre Hilfe 
(Serben);  
b) langfristige Kompensation der de-
struktiven Folgen von komplettem 
Staatsausfall durch Bereitstellung von 
Infrastruktur wie Bildung und Ausbil-
dung, Gesundheit, Wissenschaft, 
Energie- und Wasserversorgung, 
humanitäre Hilfe, (Afghanen). 
Engagement aus Gründen von 
Macht, Zugehörigkeit, Moral, 
Ehre und Ansehen:  
Projekte in ggf. mangelhaft aus-
gestatteten Bereichen (Gesund-
heit, Sozialwesen) oder in pres-
tigeträchtigen Sektoren (Bildung, 
Kultur und Wissen-schaft) 
(Ägypter, jedoch in geringen 
Umfang) 
In der hier vorgelegten Studie haben wir, dieser Typisierung folgend, drei Formen des 
Engagements von Migranten identifizieren können. Zum einen ist der Fall Ägypten ein Bei-
spiel für das Engagement von Migranten in Orientierung an Eigennutz sowie der Mehrung 
von Ansehen und Ehre. Die Fälle Afghanistan und Serbien fallen unter den Typus des Enga-
gements aus Patriotismus. Im Folgenden wird auf die Interpretation zweier dominanter Ty-
pen der Aktivitäten der ägyptischen, afghanischen und serbischen Migranten beim Aufbau 
der Infrastruktur genauer eingegangen. Der dritte Typus, „Engagement aus Gründen von 
Macht, Zugehörigkeit, Moral, Ehre und Ansehen“, der anhand der Aktivitäten von ägypti-
schen Migranten beobachtet werden konnte, wird hier nicht näher untersucht, da er eher am 
Rande unserer Untersuchung auftauchte. Es wäre jedoch die Aufgabe einer weiterführenden 
Studie, auf der hier vorgeschlagenen Typisierung aufbauend, einen systematischen Ver-
gleich der drei Typen von Aktivitäten anzustreben.
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a) Engagement aus Eigennutz 
 Der Fall Ägypten ist paradigmatisch für das Engagement der Migranten in einem poli-
tisch stabilen Staat mit einer marktvermittelten Infrastrukturbereitstellung. Das mehrheitlich 
individuelle Engagement zeugt von einer relativ schwachen Mobilisierung der ägyptischen 
Migranten in Deutschland. Die in Ägypten bestehende Möglichkeit, Gesundheits-, Bildungs- 
und Wissenschaftseinrichtungen marktvermittelt  anzubieten, zieht Migranten mit hohen fi-
nanziellen Ressourcen und professioneller Expertise an. Beim Aufbau solcher Infrastruktur-
einrichtungen (Universitäten, Schulen, Kliniken, Forschungseinrichtungen) zielen sie auf 
Gewinn. Dabei haben die hochqualifizierten Migranten bei Investitionen in diesen Bereiche 
einen erheblichen komparativen Vorteil im Vergleich zu einheimischen Professionellen, aber 
auch im Vergleich zu ausländischen Investoren. 
Ein Beispiel für eine solche erfolgreiche Nutzung der politischen und professionellen Kon-
takte in Deutschland ist die Gründung der Deutschen Universität in Kairo, welche durch eine 
Patenschaft mit einer deutschen Universität und sechs deutschen Wissenschaftsförderungs-
einrichtungen unterstützt wird. Einige unserer Experten und Gesprächspartner, die mit der 
Gründungsgeschichte der Deutschen Universität vertraut waren, waren der Ansicht, dass ein 
solcher Erfolg einzig mit der gelungenen Nutzung dieser Kontakte und der „geschickten PR-
Strategie“ des Gründers zu erklären sei. Nicht nur die Kontakte zu deutschen Institutionen, 
sondern auch Kontakte innerhalb der Diaspora bildeten eine Ressource, zu welcher Hoch-
qualifizierte im Herkunftsland keinen Zugang haben. Ägyptische Vereine funktionieren, wie 
beschrieben, in Deutschland ähnlich den „Rotary Clubs“ und dienen der Reproduktion pro-
fessioneller ägyptischer Elite in Deutschland. Die über die Vereine geknüpften und gepfleg-
ten Kontakte erstrecken sich nicht allein auf Deutschland, sondern erlauben zugleich den 
Ausbau wichtiger Beziehungen in Ägypten.  
Bei ihren Investitionen in die Infrastruktur haben ägyptische hochqualifizierte Migranten 
auch eine Nische besetzt, die für ausländische Investoren weniger interessant ist, da solche 
Investitionen eine langfristige Bindung erfordern und daher riskant sind. Sie erfordern zudem 
ein hohes Maß an lokalem Wissen und an sozialen Kontakten. Viele unserer Gesprächspart-
ner haben sich deshalb maßgeblich selbst am Aufbau und der Führung ihrer Geschäfte be-
teiligt, was ihre ständige Präsenz vor Ort implizierte. Die Gründung eines Unternehmens in 
solchen Feldern geht daher meist mit einer Quasi-Rückkehr nach Ägypten einher. Ausländi-
sche Investoren sind aus solchen Gründen oftmals nicht bereit, „sich auf das Land einzulas-
sen“. Für ägyptische Migranten war ihr Herkunftsland gerade aus diesen Gründen ein attrak-
tiver Geschäftsstandort. 
Zusammenfassend lässt sich für diesen Typus von Engagement feststellen, dass in poli-
tisch stabilen Kontexten bestehender Marktliberalismus im Infrastruktursektor insbesondere 
für ressourcenreiche Migranten eine wichtige Voraussetzung für Investitionen zu sein 
scheint. Ihr Engagement zeichnet sich durch individuelle, an Gewinn orientierte und langfris-
tige Investitionen aus und ist auch deshalb wahrscheinlich, weil hochqualifizierte Migranten 
in ihrem Herkunftsland über erhebliche komparative Vorteile verfügen. 
b) Engagement aus Patriotismus  
Im Gegensatz zum Engagement aus Eigennutz, wie dies – wenn auch nicht ausschließ-
lich - im Fall der Ägypter zu registrieren war, handelt es sich in den Fällen der Afghanen und 
Serben eher um Formen des Engagements aus Patriotismus. Die Ähnlichkeit beider Fälle 
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besteht darin, dass die Aktivitäten der Migranten in beiden Fällen für den kompensatorischen 
Aufbau von kriegszerstörter Infrastruktur in den Herkunftsländern und partiellen (Serbien) 
bzw. kompletten (Afghanistan) Staatsausfall induziert waren. Die jeweiligen Konflikte und 
ihre Folgen lösten eine Welle der Mobilisierung der Diaspora im Ausland aus. In beiden Fäl-
len entstanden neue Migrantenorganisationen mit dem Fokus, die fehlende Infrastruktur auf-
zubauen bzw. die negativen sozialen Folgen der politischen Konflikte in den Herkunftslän-
dern abzumildern. Auch solche Migrantenorganisationen, die ansonsten überwiegend an der 
Interessenvertretung der Migranten im Aufnahmeland orientiert waren oder die religiöse und 
kulturelle Selbstentfaltung der Migranten unterstützten, beteiligten sich an der Entwicklung 
von Infrastrukturprojekten in den jeweiligen Herkunftsländern. Solche Projekte fanden hohe 
Anerkennung unter den in Deutschland ansässigen Migranten und mobilisierten diese erfolg-
reich, insbesondere für finanzielle Unterstützung. Das Engagement der serbischen Migran-
ten ging jedoch schon bald nach dem Ende des militärischen Konfliktes im Kosovo wieder 
zurück. Das Engagement der afghanischen Migranten durchlief seit Ende der 1970er Jahre 
verschiedene Konjunkturen, hat bis in die Gegenwart nicht nachgelassen und ist im Kontext 
der politischen Erneuerung Afghanistans seit dem Sturz der Taliban sogar noch gestiegen. 
Es stellt sich die Frage, warum das Engagement der serbischen Migranten eher kurzlebig 
war, während das Engagement der in Deutschland lebenden Afghanen in ihrem Herkunfts-
land vergleichend betrachtet auf hohem Niveau fortbesteht.  
Der Rückgang des Engagements der serbischen Migranten hat eine seiner Ursachen in 
den durch den neuen serbischen Staat enttäuschten Erwartungen der serbischen Aktivisten. 
Nachdem sich die Migranten insbesondere in der Zeit der Auflösung Jugoslawiens, der Krie-
ge und der Neuformierung des serbischen Staates in verschiedenen Bereichen erheblich 
engagiert hatten und gewissermaßen kompensatorisch für den im Krieg gebundenen Staat 
eingesprungen waren, stießen sie im Gefolge des Abgangs Milosevics sowie der Verände-
rung der Machtverhältnisse und Parteienlandschaft auf politisches Misstrauen oder Ignoranz. 
Die Hoffnungen insbesondere der Intellektuellen in der Diaspora auf politischen Einfluss und 
Beteiligung wurden weitgehend enttäuscht, weshalb ihr Engagement ebenso wie die Mobili-
sierung der Migranten durch die serbischen Vereine erheblich nachließ. Die Mobilisierung 
der Migranten unterlag von Beginn an zwei erheblichen Restriktionen: Zum einen waren die 
finanziellen Ressourcen der Arbeitsmigranten und ihrer Familien recht eingeschränkt. Zum 
anderen standen die Serben in Deutschland national und international weitgehend isoliert da, 
mussten ihr Engagement gegen eine öffentliche Meinung aufrechterhalten, in der sie als 
Verursacher des Balkankonfliktes galten, und fanden entsprechend weder politische noch 
finanzielle Unterstützung. Daher war das Mobilisierungspotenzial einer nationalen Rhetorik, 
die auf ethnische Identität, nationalen Stolz und Solidarität mit dem serbischen Volk abzielte, 
für ein fortgesetztes Engagement nach dem Ende des Kosovo-Krieges aus Gründen der 
innerserbischen Entwicklung wie der Isolierung der Diaspora relativ bald erschöpft.  
Eine solche Erschöpfung ist im Falle der Afghanen bislang (noch) nicht eingetreten. Viele 
Gesprächspartner sind zwar mit den politischen Entwicklungen vor Ort unzufrieden, aber ihr 
Infrastrukturengagement in Afghanistan ist in geringerem Maße als bei den Serben an politi-
scher Teilhabe orientiert, sondern wird getragen von einer eher professionellen Ausrichtung 
von Medizinern, Ingenieuren, Lehrern oder Wissenschaftlern an der Wiederherstellung von 
Funktions- und Leistungsstandards in den Bereichen, in denen sie selbst tätig sind. Ihr En-
gagement ist zwar auch von nationaler Zugehörigkeit motiviert, aber doch primär geleitet von 
den Normen professioneller Ethik und beruflichem Engagement und daher weniger anfällig 
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für Enttäuschungen, wie sie von der Politik im sich neu formierenden Staat Afghanistan aus-
gehen. Afghanische Migranten in Deutschland haben ein langfristiges Interesse daran, Infra-
strukturprojekte in Afghanistan auf- und auszubauen. Zudem erfährt Afghanistan und damit 
auch ihr Engagement noch immer große Aufmerksamkeit in der internationalen Politik. Daher 
können Migrantenorganisationen, die in Afghanistan Infrastrukturaufbau leisten, weiterhin auf 
die Unterstützung unterschiedlicher Geberorganisationen (Regierungen, Internationale Or-
ganisationen, Entwicklungsorganisationen etc.) zurückgreifen. Aber auch für den Fall Afgha-
nistans ist zu befürchten, dass die Zahl der Infrastrukturprojekte mit dem Rückgang des Inte-
resses der internationalen Gemeinschaft an der politischen Situation im Land stark abneh-
men könnte. Einiges wird auch davon abhängen, ob es den Migrantenorganisationen gelingt, 
sich im Feld der internationalen und entwicklungspolitischen Zusammenarbeit so zu etablie-
ren, dass sie auch eine solche Phase des Aufmerksamkeitsverlustes überstehen können.  
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Beobachtung, dass politische Konflikte 
im Herkunftsland eine (Neu)Identifikation mit dem Herkunftsland und ein gesteigertes ge-
meinnütziges Engagement der Diaspora hervorzurufen vermögen, in mehreren Studien zum 
Migrantentransnationalismus bestätigt wird (z.B. in der vielfältigen Literatur zu den Tamilen). 
Politische Konflikte sind in der Gegenwart keine rein innenpolitische Angelegenheit der be-
troffenen Staaten mehr, sondern Gegenstand internationaler Politik und der Medien. Instabile 
Staaten ziehen die Aufmerksamkeit Internationaler Organisationen, darunter auch entwick-
lungspolitisch orientierter Organisationen, auf sich. Dies erzeugt im Wesentlichen den politi-
schen Kontext, in dem sich Migranten für Problemstellungen in ihren Herkunftsländern hoch-
gradig mobilisieren. Wie produktiv und problemlösend dieses Engagement ausfällt, hängt 
von den gesellschaftlichen Konstellationen im Herkunftsland, von der Wanderungsgeschich-
te und sozialen Integration der Migranten im Zuwanderungsland, von ihren Ressourcen so-
wie von der internationalen Resonanz auf ihre Projekte ab.  
 
 
3.3.  Politische Beteiligung der Migranten in ihren Herkunftsländern 
Zum transnationalen politischen Engagement von Migranten gibt es bereits einige Unter-
suchungen.
42 Zum einen wird behauptet, dass politische Migrantenbündnisse autonome 
transnationale Akteure seien, die mittlerweile starken Einfluss auf die Politik ihrer Herkunfts-
länder ausüben (Koopmans und Statham, 2003; Ostergaard-Nielsen, 2002). Andere Studien 
wiederum stellen die sogenannte Diasporapolitik der Herkunftsländer in den Mittelpunkt und 
behaupten, dass die gezielte Politik der Herkunftsländer die Art und Intensität der politischen 
Beteiligung von Migranten beeinflusst (Frykman, 2002; Koser, 2002; Wayland, 2004). Unsere 
Pilotstudie zeigt, dass sich sowohl die erste als auch die zweite Behauptung als richtig er-
weisen können, je nachdem, welche Art von Migranten untersucht wird. Sogenannte Diaspo-
rapolitik übt einen begrenzten Einfluss auf Migrantennetzwerke aus, die sich entlang der Zu-
gehörigkeit zu Profession, sozialer Schicht oder gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen 
formieren. Unter bestimmten Umständen können diese Netzwerke als eigenständige Akteure 
der Politik ihres Herkunftslandes agieren. Ist die Entstehung der Migrantennetzwerke jedoch 
                                                  
42 Einen Überblick über den aktuellen Forschungsstand zum Thema politischer Migrantentransnationalismus findet man bei 
Eva Estergaard-Nielsen (2003). 
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durch politische Konflikte im Herkunftsland induziert, übt die Diasporapolitik des Landes ei-
nen großen Einfluss auf sie aus. 
In unserer Pilotstudie wird die politische Beteiligung der Migranten in ihren Herkunftslän-
dern anhand von zwei Fällen - Serbien und Ägypten – eingehend untersucht. Der Fall Af-
ghanistan wird bei der Analyse der politischen Partizipation von Migranten in ihren Herkunfts-
ländern nicht berücksichtigt. Zum einen, weil uns über die politische Beteiligung der in 
Deutschland lebenden Afghanen weitgehend nur Sekundäranalysen vorliegen. Während der 
Erhebungsphase konnten wir weder politische Vereinigungen noch einzelne politische Akti-
visten ausfindig machen. Zum anderen fehlt es an Daten über die Diasporapolitik Afghanis-
tans. Die Fälle Ägypten und Serbien sind dagegen sehr materialreich, da wir in den jeweili-
gen Ländern Interviews mit Experten führen und relevante Dokumente zur Diasporapolitik 
sammeln konnten. Die Fälle Serbien und Ägypten sind außerdem für die Argumentation die-
ses Abschnittes paradigmatisch: Die in Deutschland lebenden serbischen Migranten waren 
sehr an der Politik Serbiens interessiert. Die politische Beteiligung der Ägypter hingegen re-
duziert sich auf Lobbyarbeit für eigene Elitennetzwerke und ist wenig von der Diasporapolitik 
Ägyptens beeinflusst. Die Fälle Serbien und Ägypten stellen also zwei kontrastierende Bei-
spiele der politischen Beteiligung von Migranten dar. Ihre Analyse weist deshalb auf die Fak-
toren hin, welche die politische Partizipation der Migranten in ihren Herkunftsländern voran-
treiben bzw. verhindern. Es zeigt sich, dass die Art der politischen Beteiligung der Migranten 
mit dem Entstehungs- und Funktionsmodus ihrer jeweiligen Netzwerke zusammenhängt. Im 
Folgenden wird anhand der Fälle Ägyptens und Serbiens beschrieben, wie sich die politi-
schen Aktivitäten von Migranten und die Diasporapolitik des jeweiligen Herkunftsstaates auf-
einander beziehen. 
3.3.1. Fall  Ägypten 
a) Politische Partizipation der Migranten  
In Deutschland lebende ägyptische Migranten, die wir interviewt haben, verhalten sich 
gegenüber der Politik in ihrem Herkunftsland unter Opportunitätsgesichtspunkten. Viele ver-
stehen sich als regimekritische, demokratisch orientierte Menschen, vermögen es jedoch 
nicht, ihre Einstellungen in politisches Handeln zu übersetzen. Da viele ägyptische Migranten 
die deutsche Staatsangehörigkeit angenommen haben, stellen Ägypter in Deutschland kein 
nennenswertes Wählerpotenzial für ihr Herkunftsland dar. Ägyptische Organisationen in 
Deutschland wiesen ebenfalls eine opportune Haltung gegenüber der jetzigen politischen 
Machtkonstellation auf. Die Hochqualifizierten setzten eher auf den Ausbau ihrer politischen 
Kontakte als auf Konfrontation mit der Macht. Ebenfalls erklären sich religiöse Vereine der 
Ägypter in Deutschland offiziell für apolitisch. So hält die koptische Kirche in Deutschland 
Distanz zu Fragen der ägyptischen Politik. Es sei besser, mit der Regierung Frieden zu hal-
ten, als auf Konfrontationskurs zu gehen. Einer unserer Gesprächspartner erklärte: „Würden 
Kopten im Ausland zu viel Wirbel machen, würde es den Brüdern und Schwestern in Ägyp-
ten schlechter und nicht besser gehen“.
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43 Politisch oppositionelle Einstellungen und oppositionelles Handeln findet man sicherlich in den muslimischen Vereinen. 
Die islamischen Konservativen, etwa die Muslimbrüder, bilden in Ägypten ein wichtiges politisches Gegengewicht zur jetzigen 
Regierung. Es ist davon auszugehen, dass den ägyptischen Muslimbrüdern nahestehende Organisationen, wie etwa die IGD, in 
der einen oder anderen Weise die politische Opposition in Ägypten unterstützen. Diese Unterstützung wird jedoch informell 
verlaufen. Uns war es nicht möglich, muslimische Organisation in Deutschland zu finden, deren offizielle Existenzberechtigung 
es war, einen politischen Widerstand in Ägypten zu organisieren und zu fördern. 
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Dieser politische Opportunismus der hochqualifizierten ägyptischen Migranten und vor al-
lem auch der koptischen Minderheit ist nicht selbstverständlich. In den USA und im Vereinig-
ten Königreich formierten sich sehr wohl ägyptische Organisationen mit deutlichen politi-
schen Zielen für ihr Herkunftsland. So ist beispielsweise in den USA eine koptische Assozia-
tion aktiv, die sich vorrangig gegen die Diskriminierung von Kopten einsetzt, gleichzeitig aber 
auch Menschenrechte und Demokratisierung in Ägypten fordert (Brainard, 2003). Insbeson-
dere Kopten aus Nordamerika scheinen also politisch aktiv zu sein, was von der ägyptischen 
Regierung registriert wurde. Viele unserer Gesprächspartner wiesen darauf hin, dass eine 
der wichtigsten Personen im ägyptischen Diaspora-Ministerium Kopte sei. Unsere Ge-
sprächspartner zogen daraus den Schluss, dass sie deshalb eine solch prominente Stelle 
einnahm, „damit Kopten aus dem Ausland, insbesondere aus den USA, weniger Probleme 
machen“, mit anderen Worten, um eine gute Beziehung zur koptischen Minderheit im Aus-
land zu gewährleisten. 
Eine mögliche Erklärung für die Ursachen des politischen Opportunismus der in Deutsch-
land lebenden Ägypter sind die unterschiedlichen Migrationsstrukturen nach Deutschland 
und in die USA. Während nach Deutschland hauptsächlich hochqualifizierte Ägypter kamen, 
war die Auswanderung in die USA und Kanada, insbesondere der Kopten, stärker politisch 
motiviert. Die Ägypter in Amerika haben sich daher tendenziell eher in Vereinigungen mit 
politischen Zielen organisiert. 
Ägyptische Migranten in Deutschland sind trotz ihrer opportunen Haltung nicht politisch 
passiv. Ihre politische Beteiligung gestaltet sich in Form von Lobbyarbeit. Um die in Deutsch-
land und Ägypten tätigen Unternehmer ägyptischer Herkunft formierten sich einige hochqua-
lifizierte Migranten, die pragmatische politische Ziele in Ägypten verfolgen. Der Verband der 
ägyptischen Unternehmer baute aktiv Kontakte zur Politik auf, um die Interessen dieser 
Migranten durchsetzen zu können. Er bemühte sich um wichtige Beamte in Ägypten, über-
nahm Aufgaben für sie oder lieferte ihnen Informationen und Expertisen zu bestimmten, ihr 
Ressort betreffenden Fragen. Er engagierte Experten aus dem Ausland, um bestimmte Prob-
lemlösungen voranzutreiben, oder entwarf sogar Reden für Besuche der Ministerialbeamten 
in Deutschland. Im Gegenzug erhielt der Verband Unterstützung, vor allem in Form von 
Empfehlungen innerhalb der Regierung und nach außen, was des öfteren Früchte trug. Bei-
spielhaft lässt sich hier die Initiative von einigen ägyptischen Naturwissenschaftlern anfüh-
ren, die in Deutschland tätig waren, und ein Institut für Sonnenenergie in Ägypten gründen 
wollten, wofür sie vor allem finanzielle Hilfe benötigten. Bei den Vorbereitungen zur Eröff-
nung der Deutschen Universität in Kairo wirkte der Verband der ägyptischen Unternehmer 
mit. Er entwarf mit dem damaligen ägyptischen Ministerpräsidenten einen offenen Brief an 
den in Kairo erwarteten Bundeskanzler, in dem es vor allem um die Hilfeleistungen der deut-
schen Regierung an Ägypten ging. Die Solar- und Sonnenenergieerforschung wurde dort als 
ein Unterstützungsschwerpunkt aufgeführt. Der Bundeskanzler versprach daraufhin, 10 Mio. 
Euro an finanzieller Hilfeleistung für diese Zwecke bereitzustellen. 
Die Lobbyarbeit der hochqualifizierten Ägypter aus der Diaspora unterscheidet sich vom 
üblichen politischen Lobbyismus dadurch, dass sie ausschließlich auf informeller Ebene ab-
läuft und auf Kontakte zu Einzelpersonen (und nicht zu politischen Parteien wie im Falle der 
Bundesrepublik) baut. Die Informalität und die starke Personifizierung der Kontakte zur Poli-
tik bergen jedoch ein Problem: Politischer Einfluss, der über gegenseitige Gefälligkeiten auf-
gebaut wird, wird mit jedem Personalwechsel in der Regierung hinfällig. Auf diese Weise 
kamen beispielsweise die vom Bundeskanzler versprochenen 10 Mio. Euro für Forschungs-
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zwecke nicht in vollem Umfang bei den Institutsgründern an. Brechen alte Kontakte ab, so 
müssen neue Kontakte mühsam aufgebaut werden. Solch eine Lobbyarbeit erfordert enorme 
soziale Ressourcen und ist daher vom persönlichen Engagement und Einfluss einzelner Ä-
gypter der Diaspora abhängig. Sie ist wenig nachhaltig, weil sich derartige Vertrauensver-
hältnisse zur Politik nur schwer auf Dauer halten lassen. 
b) Diasporapolitik Ägyptens 
Die ägyptische Regierung hat früh den Nutzen der Auswanderung ägyptischer Arbeit-
nehmer erkannt. Zum einen entschärfte die Auswanderung die strukturellen Probleme auf 
dem ägyptischen Arbeitsmarkt. Zum anderen waren die im Ausland tätigen Ägypter durch 
regelmäßige Geldüberweisungen wichtige Devisenimporteure (Zohry, 2003). Im Jahre 1981 
wurde das föderale Ministerium für Wanderungsbelange eingerichtet. Dieses kümmerte sich 
hauptsächlich um die temporären Migranten in die anderen arabischen Staaten. Ein weiteres 
Ziel war es, Beziehungen zu ökonomisch erfolgreichen Ägyptern in Europa und Nordamerika 
zu stärken (vgl. Sawi, 2005). Das Ministerium konzentrierte sich hauptsächlich darauf, das 
Interesse der wohlhabenden Migranten und der Hochqualifizierten für die ägyptische Wirt-
schaft zu stärken und diese in ökonomische Aktivitäten zu involvieren. Die politische Beteili-
gung der Migranten war nicht vorgesehen (vgl. Fargues, 2005). Im Jahr 1996 wurde das 
Migrationsministerium aufgelöst. Die Verantwortung für Wanderungsbelange ging auf das 
Ministerium für Beschäftigung über. So entstand ein neuer Verwaltungskörper: das Ministeri-
um für Migration und Beschäftigung, dessen Migrationsabteilung für die Kontakte zur Diaspo-
ra zuständig ist. 
Keiner von unseren in Ägypten aktiven Gesprächspartnern hatte Kontakte zum Migrati-
onsministerium oder später zur Migrationsabteilung. Viele gaben an, dass die Tätigkeit des 
Ministeriums für sie nicht bedeutend sei. In der Tat ist es so, dass sich das Ministerium in 
seinen Projekten nur in geringem Maße mit den in Deutschland lebenden Ägyptern befasst. 
Die verantwortliche Person war nur unzureichend über die ägyptische Bevölkerung in 
Deutschland informiert. Das Ministerium wies zum Zeitpunkt der Befragung zwei Projekte 
vor, die beide von der italienischen Regierung und der International Organization for Migrati-
on (IOM) initiiert und finanziert wurden. Zielgruppe dieser Projekte sind entsprechend die 
Ägypter in Italien. Ein Resultat der Projekte ist die Diasporainternetseite des Ministeriums, 
die sich an alle Ägypter im Ausland richtet, recht anspruchsvoll aufgebaut ist und unter-
schiedliche Informationen für die Diaspora anbietet. Allerdings waren wiederum unsere Ge-
sprächspartner über die Existenz dieser Internetseite nicht informiert. Auch im Ministerium 
des Inneren, im Außenministerium und im Sozialministerium gibt es Einheiten, die sich mit 
der ägyptischen Diaspora beschäftigen. Allerdings scheinen bislang keine substantiellen 
Diasporaprojekte aus der Tätigkeit dieser Einheiten hervorzugehen. 
Die 1990er Jahre sind als Jahre der Liberalisierung des Wirtschaftssektors in die ägypti-
sche Politikgeschichte eingegangen. Eine Liberalisierungsmaßnahme aus dem Jahr 1997 
bezog sich unter anderem auf die Verabschiedung eines Investitionsgesetzes. Daraufhin 
wurde ein neues Ministerium (General Authority for Investment and Free Zones / GAFl) ein-
gerichtet. Die Aufgabe des Ministeriums bestand vor allem in der aktiven Akquise ausländi-
scher Investitionen. Zielgruppe für die Aktivitäten des Ministeriums waren unter anderem 
Ägypter im Ausland. So wurde ebenfalls eine Diasporaeinheit im Ministerium eingerichtet, 
wobei sich diese bisher auf wohlhabende Ägypter in den USA konzentriert hat. Vermutlich 
hängt dies mit persönlichen Kontakten einiger Ministerialbeamter zu Migranten in den USA 
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zusammen. Darüber hinaus seien, so die Erklärung des für die Diaspora zuständigen 
Teams, amerikanische Ägypter hervorragend organisiert und deshalb leicht identifizierbar. Im 
Raum New York führte das Ministerium eine Befragung der Ägypter über deren Wirtschafts-
interessen durch und organisierte eine entsprechende Informationsveranstaltung für einige 
der bedeutendsten Figuren der ägyptischen Diaspora in den USA. Mit den Ägyptern in Euro-
pa hat das GAFI jedoch noch nicht gearbeitet. Dem Ministerium stehen auch nur wenige 
Informationen über ägyptische Migranten in Europa und insbesondere in Deutschland zur 
Verfügung. Ägyptische Unternehmer aus Deutschland, die in Ägypten politischen Einfluss 
durch Lobbyarbeit anstreben, gaben allerdings an, dass sie bei der Kontaktaufnahme zum 
Ministerium auf Schwierigkeiten gestoßen seien. Im Rahmen unserer Interviews wurden 
hierzu jedoch keine genauen Angaben gemacht. 
Eine weitere Organisation, die Ägypter im Ausland zu repräsentieren sucht, ist eine offi-
ziell als Nichtregierungsorganisation registrierte, faktisch aber in der Obhut des Präsidenten 
stehende „Nationale Union der Ägypter im Ausland“. Ihre Haupttätigkeit bestand bis vor kur-
zem darin, jährliche Kongresse der Auslandsägypter zu organisieren. In den letzten zwei 
Jahren fanden diese Kongresse jedoch nicht mehr statt. Als Grund hierfür wurde der Ver-
dacht politischer Illoyalität der Diaspora geäußert, welches dazu führte, dass der Präsident 
den Organisatoren seine Unterstützung entzog.  
Bisher steht fest, dass keine von den diasporapolitischen Bemühungen der ägyptischen 
Regierung in irgendeiner Weise die Ägypter in Deutschland erreicht hat. Versuche der ägyp-
tischen Politik, die Diaspora für das Engagement im Herkunftsland zu aktivieren, gehen also 
an den ägyptischen Migranten in Deutschland vorbei. Wirksam sind dagegen die Strategien 
des informellen Lobbyismus, die sich unter anderem auch auf die Kontakte zur ägyptischen 
Botschaft in Deutschland erstrecken. Außer ihrer eigentlichen Funktion der Staatsbürgerre-
gistrierung, des Schutzes ägyptischer Staatsbürger und der Repräsentation des Landes, ist 
die Botschaft auch eine relevante Adresse für die ägyptische Diaspora. Sie pflegt Kontakte 
zu den ägyptischen Organisationen und Unternehmern in Deutschland und informiert enga-
gierte Ägypter darüber, welche Infrastrukturprojekte in Ägypten unterstützungswürdig sind. 
Der Botschafter wird von ägyptischen Vereinen des Öfteren zu Vereinstreffen oder als Vor-
tragender eingeladen. Es werden persönliche Bekanntschaft zu ihm gepflegt. Allerdings be-
grenzt sich die Ansprechbarkeit der Botschaft auf die Elite der ägyptischen Migranten in 
Deutschland. 
3.3.2. Fall  Serbien 
Auf Serbien gerichtete politische Aktivitäten der Serben in Deutschland können sowohl 
aus historischer Sicht als auch heute kaum von der Diasporapolitik Jugoslawiens bzw. Ser-
biens getrennt werden. Bereits in den 1970er Jahren haben sich jugoslawische Gastarbeiter 
auf Anregung der jugoslawischen Konsulate organisiert und standen in engem Kontakt zu-
einander. Anfang der 1990er Jahre teilten sich jugoslawische Gastarbeitervereine in ihre 
ethnischen Bestandteile auf und neue Migrantenorganisationen entstanden. Sowohl serbi-
sche Clubs als auch andere Migrantenvereinigungen waren während der 1990er Jahre poli-
tisch aktiv. Fast alle serbischen Organisationen in Deutschland bezogen Stellung zur politi-
schen Situation in Serbien. Dieses Interesse am politischen Geschehen im Herkunftsland hat 
bis heute nicht nachgelassen. Im Prinzip waren alle unsere Gesprächspartner über die Politik 
ihres Herkunftslandes informiert und wiesen zumindest ein  Interesse an „passiver“ politi-
scher Beteiligung (als Wähler) auf. Allerdings gehörten nur wenige unserer Gesprächspart-
  45 
ner zu den politischen Aktivisten der Diaspora. Diese wenigen waren während der 1990er 
Jahre Mitglieder in oder gründeten selbst Migrantenorganisationen, die politische Ziele in 
Serbien verfolgten. Sie versuchen auch heute noch, auf die Politik Serbiens einzuwirken. 
Besonderes Interesse bringen sie jenen Fragen entgegen, welche die Beziehung der Aus-
landsserben zum serbischen Staat betreffen. 
Die Diasporapolitik Serbiens wusste dieses Interesse der Migranten für die Politik zu nut-
zen. In den 1990er Jahren arbeiteten die jugoslawischen Konsulate an der Wiederbelebung 
des nationalen Mythos in der Diaspora mit. Zwar riss die Beziehung des serbischen Staates 
zu den Migrantenorganisationen in Deutschland nach dem Fall der Milosevic-Regierung ab, 
jedoch wurde sie recht schnell, und zwar im Jahr 2004, wieder hergestellt. Mit dem neuen 
Diasporaministerium wird von Neuem versucht, die serbischen Aktivisten in Deutschland 
(und in anderen Ländern) für sich zu gewinnen. Und diese Versuche bleiben nicht ohne Fol-
gen. 
a) Politische Aktivitäten der Serben in Deutschland und die serbische Diasporapolitik 
Die Phase der politischen Mobilisierung: Während der 1990er Jahre war das serbische 
Leben in Deutschland von massiven Umwälzungen betroffen. Vor dem Hintergrund der Wie-
derentdeckung des Nationalen und der Demokratisierung in Jugoslawien standen auch in 
den Organisationen der Migranten „die nationale Frage“ und die Zukunft des politischen Sys-
tems des Herkunftslandes im Mittelpunkt. Fast alle Organisationen waren demokratisch ori-
entiert. Fast alle verhielten sich aber auch positiv zur Wiederbelebung des serbischen Natio-
nalismus. Neu entstandene Organisationen der Serben beschäftigten sich in dieser ersten 
Mobilisierungsphase hauptsächlich mit der Pflege eigener ethnischer Wurzeln. Sie richteten 
neue Kirchengemeinden ein und veranstalteten Folkloreabende und Konzerte mit Volkssän-
gern aus Serbien. Mit diesen Aktivitäten konnten sie relativ viele in Deutschland lebende 
Serben für sich gewinnen. Die Beteiligung der serbischen Migranten an den Veranstaltungen 
der Migrantenorganisationen war so groß, dass man geradezu von einer Massenmobilisie-
rung sprechen konnte.  
Jugoslawische Konsulate zeigten besonderes Interesse an den neuen Migrantenorgani-
sationen. Sie führten Listen mit den in Deutschland aktiven serbischen Vereinen und besuch-
ten regelmäßig Vereinstreffen. Die Konsulate versuchten des Weiteren, die Tätigkeit der 
Vereine tatkräftig zu unterstützen, z.B. durch die Vermittlung von Sängern oder Folklore-
gruppen für die Veranstaltungen der Vereine. Über die Aktivitäten in Bezug auf die Pflege 
der eigenen ethnischen Identität hinaus haben sich hochqualifizierte Serben insbesondere in 
Deutschland, aber auch in ganz Europa, im Rahmen von sogenannten Diskussionsforen 
getroffen. Dort hatten sie Gelegenheit, sich über verschiedene politische Fragen auszutau-
schen, und u.a. über die Rolle der Auslandsserben im Prozess der politischen Erneuerung 
Jugoslawiens. 
Die Wiederentdeckung der ethnischen Identität der serbischen Migranten und gleichzeitig 
ihre politische Mobilisierung für das Herkunftsland bildeten einen fruchtbaren Boden für die 
jugoslawische Diasporapolitik. Wie es einer unserer Gesprächspartner formulierte: „Milosevic 
wusste sehr wohl, die Diaspora auszunutzen“. Anfang der 1990er Jahre verkündete die Milo-
sevic-Regierung ein Programm, welches sich als „Leihgabe fürs Vaterland“ bezeichnen lässt. 
Das Programm warb für staatliche Investmentfonds mit attraktiven Zinsen, in welche Migran-
ten investieren sollten. Mit diesem Geld subventionierte die Milosevic-Regierung zum einen 
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die marode Großindustrie, zum anderen floss das Geld auch, wie Milosevic später erklärte, 
in militärische Aktionen in Kroatien und Kosovo (Hockenos, 2003). Die „Investitionsstrategie“ 
war nicht profitabel und das Geld der Migranten ging mit dem Zusammenbruch des Systems 
verloren.  
Durch ihre Geldanlagen wurde die Diaspora somit zum (unfreiwilligen) finanziellen Unter-
stützer der Milosevic-Regierung. Politisch engagierte Migrantenorganisationen fungierten 
jedoch auch als Sprachrohr Serbiens in den Zeiten der politischen Isolation und des Kosovo-
krieges. Als die Situation in Jugoslawien eskalierte, fingen mehrere Migrantenorganisationen 
in Deutschland an, sich öffentlich „gegen die Verleumdung der Serben“ zu wehren. Sie orga-
nisierten Demonstrationen und Appelle, verfassten öffentliche Briefe und veranstalteten Dis-
kussionen mit deutschen Politikern. Sie wollten vor allem gegen die einseitige Berichterstat-
tung in den Medien über die politische Situation in Jugoslawien vorgehen und ihre eigene 
Sicht darauf vermitteln. Diese öffentlichen Aktionen waren jedoch verhältnismäßig wirkungs-
los. Die mehrheitliche öffentliche Meinung in Deutschland, welche im serbischen Nationalis-
mus einen maßgeblichen Grund für die politischen Konflikte in Jugoslawien sah, nahm die 
Aktionen der Migrantenorganisationen als Unterstützung für das Milosevic-Regime wahr.  
Die Zuspitzung der politischen Situation in Serbien am Ende der 1990er Jahre einerseits, 
und die symbolische Anerkennung der politisch engagierten Migranten seitens der serbi-
schen Regierung andererseits, führten dazu, dass Migranten faktisch an politischem Einfluss 
in Serbien gewannen. Im Jahr 1999 wurde in Belgrad eine Diasporakonferenz veranstaltet. 
Dort trafen sich Vertreter  europäischer und amerikanischer Migrantenorganisationen. Sie 
gründeten einen Rat der Diaspora, der für die Belange der Auslandsserben zuständig sein 
sollte und formell an das Außenministerium angegliedert war. Bald darauf wurde Milosevic 
abgesetzt. Premierminister wurde der oppositionelle Politiker Zoran Zizic.  
Die Zizic-Era: Zeit der Enttäuschung: Die Zizic-Regierung interpretierte die politische Rol-
le der Migrantenorganisationen neu. Die Auslandsserben wurden als konservative Milosevic-
Anhänger gesehen und die Beziehungen zu ihnen mehr oder weniger abgebrochen. Z.B. 
hatten die Konsulate, die vor 1999 in engem Kontakt zu den serbischen Organisationen in 
Deutschland standen, nach der Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit in Deutschland kaum noch 
Interesse an der Kooperation mit serbischen Vereinen. Plötzlich galten serbische Clubs als 
„Bauernvereine“, die kaum von Nutzen für die Politik waren. Die Beziehung der serbischen 
Vereine zu den Konsulaten hat sich bis heute nicht erholt. 
Die politischen Erwartungen der engagierten Serben in Deutschland erfüllten sich nicht. 
Der Rat der Diaspora konnte in der Zizic-Zeit kaum etwas erreichen. Die Zizic-Regierung 
zeigte auch wenig Interesse daran, andere politische Repräsentanten der Diaspora einzu-
setzen, was besonders die ehemals oppositionellen, Zizic zugeneigten Migranten enttäusch-
te. Außerdem waren sie über die Ergebnisse der lang ersehnten Demokratisierung durch 
Zizic verärgert. In Serbien baute sich ein politisches System auf, das – laut unserer Ge-
sprächspartner - vom Nepotismus durchdrungen war. Die Machtverteilung war zudem so 
organisiert, dass einzelne Parteien bestimmte Regierungsressorts direkt übernahmen. Fast 
alle Verwaltungsposten wurden auf Basis von Loyalität zu einer „das jeweilige Ministerium 
beherrschenden Partei“ besetzt. In einem solchen System zählten nur persönliche Bezie-
hungen und Parteiangehörigkeit. In Einzelfällen konnten Migranten, die bestimmten Parteien 
nahe standen oder Beziehungen zu hochrangigen Persönlichkeiten hatten, diese für ihre 
eigenen Zwecke nutzen. Die meisten Serben in Deutschland fanden jedoch schwer Zugang 
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zu diesen politischen Netzwerken. Dies lässt sich insbesondere an der Beziehung der serbi-
schen Parteien zu ihren Parteimitgliedern in Deutschland ablesen. 
Bereits während der 1990er Jahre entstanden in Deutschland Vernetzungen politisch ak-
tiver Serben, die einer bestimmten serbischen Partei nahe standen. Aktivisten dieser Netz-
werke waren oft Parteimitglieder in Serbien. Sie unterstützten Kampagnen für lokale, regio-
nale oder nationale Wahlen und agierten auch in Deutschland im Sinne ihrer Parteien. An-
hand einer in Deutschland tätigen Parteiengruppe zeigt sich jedoch, dass der Kontakt der 
Migranten zu ihren Parteigenossen im Herkunfstland einseitig verlief. Die Heimatpartei 
brachte der Arbeit ihrer Mitglieder in der Diaspora kaum Anerkennung entgegen. Dies äußer-
te sich dadurch, dass die Migrantengruppen in keiner Weise in die Organisationsstruktur der 
Partei miteinbezogen wurden und kaum Chancen auf politische Karrieren innerhalb der Par-
tei hatten. Grund dafür war, dass die Parteifunktionäre personelle Konkurrenz aus dem Aus-
land nicht zuließen. Folglich wurde keines der Parteimitglieder aus der Diaspora in das ser-
bische Parlament gewählt. Zwar nutzte die Partei das politische Engagement der Migranten, 
ermöglichte ihnen jedoch nicht den Zugang zu eigenen politischen Netzwerken und somit zu 
politischem Einfluss in Serbien. 
Wiedergeburt der serbischen Diasporapolitik nach 2004: Mit dem erneuten Machtwechsel 
in Serbien im Jahre 2004 wurde die Diaspora als politische und ökonomische Kraft in Ser-
bien wiederentdeckt. Zum einen durften Migranten an den Wahlen im Jahre 2004 teilneh-
men. Zum anderen wurde mit dem Amtsantritt des Präsidenten Kustunica ein Ministerium 
geschaffen, das sich für die Belange der Auslandsserben einsetzen sollte. Diese neuen Ver-
suche der serbischen Regierung, Auslandsserben für Serbien zu mobilisieren, gelten jedoch 
aus der Sicht vieler engagierter Migranten in Deutschland als gescheitert. Sie erachten we-
der die Art und Weise, wie die serbischen Konsulate die Stimmabgabe der Migranten vorbe-
reiteten, noch die Tätigkeit des Diasporaministeriums als effektiv. 
Die Wahlbeteiligung der Migranten an den ersten Parlamentswahlen war verschwindend 
gering. Nach Angaben eines unserer Gesprächspartner, der als Politikinsider gelten kann, 
wählten in Deutschland nur etwa 1.000 Serben. Weltweit gingen rund 10.000 Serben zur 
Wahl. Diese niedrige Wahlbeteiligung lässt jedoch nicht auf das Desinteresse der Diaspora-
serben schließen. Vielmehr ist die serbische Politik und insbesondere die mangelnde Fähig-
keit der Konsulate, die Wahlen zu organisieren, für die geringe Wahlbeteiligung verantwort-
lich. Migranten wurden über die Möglichkeit der Stimmabgabe nicht benachrichtigt, Briefwahl 
war nicht zugelassen und man musste im Vorfeld persönlich in den Konsulaten erscheinen, 
um sich registrieren zu lassen. Es wurde demnach von den Migranten erwartet, sich zu-
nächst eigenständig über die Möglichkeit der Wahl zu informieren und im Anschluss noch 
mindestens zwei Mal beim jeweiligen Konsulat zu erscheinen. Da es in Deutschland nur we-
nige serbische Konsulate gibt, ist davon auszugehen, dass nur hartnäckige politische Aktivis-
ten ihre Stimme abgegeben haben.  
Das im Jahre 2005 entstandene Diasporaministerium soll durch seine Programme die In-
teressen der Diaspora in Serbien unterstützen. Jedoch hat das Ministerium bis dato nur we-
nig Konkretes erreicht. Z.B. gehört das Thema Wehrpflicht in Bezug auf die zweite Generati-
on der Auslandsserben zu den regelmäßig diskutierten, jedoch noch immer ungelösten Prob-
lemen, welche die Beziehungen der Migranten zu Serbien erschweren. Die Befreiung von 
der Wehrpflicht für die zweite Generation wurde schon vom Rat der Diaspora angestrebt. 
Auch das neue Diasporaministerium versprach eine Neuregelung, jedoch ist bisher nichts 
passiert. Ein weiteres kontrovers debattiertes Thema betrifft die Finanzierung des mutter-
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sprachlichen Unterrichts. Mit dem Zerfall Jugoslawiens wurde der muttersprachliche Unter-
richt für Serben eingestellt. Jetzt versuchen serbische Aktivisten in der Diaspora, die Wie-
deraufnahme des muttersprachlichen Unterrichtes zu erreichen. Das Ministerium erklärte, 
dass es sich um die Unterstützung der Sprachförderung kümmern wolle, jedoch bleibt dies 
bisher ebenfalls ohne sichtbare Ergebnisse.  
Was sind die Ursachen für die mangelnde Effektivität der neuen serbischen Diasporapoli-
tik? Sie liegen in den strukturellen Besonderheiten des politischen Systems Serbiens. Wie 
bereits erwähnt sind für die Kontakte zur Diaspora sowohl das Außen- als auch das Diaspo-
raministerium zuständig. Das Außenministerium ist in dieser Hinsicht wenig aktiv, was – laut 
Aussagen der von uns Befragten – an der unzureichenden Sachkenntnis seines Personals 
liegt. Die wichtigen Posten in den Konsulaten werden meist mit politischen Beamten besetzt. 
Das Diasporaministerium hingegen wird von einer kleinen Partei beherrscht, die wenig Ein-
fluss in der heutigen serbischen Politik besitzt. Deshalb hat das Ministerium kaum Hand-
lungsspielraum und begrenzt sich auf symbolische Gesten. 
b) Effekte der symbolischen Politik des Diasporaministeriums 
Ein Fokus des Diasporaministeriums sind heute serbische Migranten, die in den Aufnah-
meländern hohe berufliche Positionen erreichen sowie finanzielle Ressourcen akkumuliert 
haben. Für diese „Elite der serbischen Diaspora“ veranstaltet das Ministerium zusammen mit 
der serbischen Industrie- und Handelskammer jährliche Diasporakongresse in Belgrad. Im 
Mittelpunkt steht dort meist die gegenseitige Anerkennung. So wurden auf solchen Treffen 
„wichtige Diasporamitglieder“ für ihr Engagement in Serbien mit Medaillen ausgezeichnet. 
Darüber hinaus verkündet das Diasporaministerium in regelmäßigen Abständen seine neuen 
Förderpläne, und die serbische Industrie- und Handelskammer (SIHK) informiert über Inves-
titionsmöglichkeiten in Serbien, was dazu führt, dass sich die Diaspora von neuem in die 
politische Gemeinschaft aufgenommen fühlt und auf die Unterstützung der serbischen Re-
gierung hofft. Resultate blieben bislang aus.  
Eine weitere Aktivität des Diasporaministeriums besteht darin, dass Ministerialbeamte 
gemeinsam mit Vertretern der SIHK serbische Migrantenorganisationen in verschiedenen 
Staaten Europas, Nordamerikas und in Australien besuchen. Einzelne hierdurch geknüpfte 
Beziehungen erwiesen sich für spätere ökonomische Tätigkeiten der Migranten in Serbien 
als hilfreich. Allerdings gingen auch aus solchen Treffen keine längerfristigen Infrastruktur-
projekte oder politische Entscheidungen zugunsten der serbischen Diaspora hervor. 
Fasst man die Tätigkeiten des Diasporaministeriums zusammen, kommt man zu dem Er-
gebnis, dass es sich hierbei hauptsächlich um symbolische Politik handelt. Diese erschöpft 
sich in der rhetorischen Anerkennung der Diaspora und geselliger Kontaktpflege. Ein Ne-
beneffekt dieser Politik ist es jedoch, dass neue informelle Kontakte zwischen serbischen 
Wirtschaftsleuten aus dem Ausland, serbischen Politikern und aktiven serbischen Migranten 
geknüpft werden. Außerdem fangen serbische Migranten wieder an, sich auf Anregung des 
Diasporaministeriums zu organisieren. Im Jahre 2006 entstand in München ein vereinsüber-
greifender Zusammenschluss „Serbische Diaspora“. Das Ziel des Verbundes ist es, Bezie-
hungen der Serben zu ihrem Herkunftsland zu stärken, wirtschaftliche und kulturelle Bezie-
hungen zwischen Serbien und Deutschland zu fördern sowie Infrastrukturprojekte zu organi-
sieren. In Norddeutschland entstand des Weiteren ein Bündnis der serbischen Diaspora, das 
Serben aus acht norddeutschen Städten zusammenbringen will. Auch auf europäischer E-
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bene gründete sich eine Diasporaorganisation, die angibt, staatenübergreifend die serbische 
Diaspora bei der EU zu vertreten. Es ist noch zu früh, das Handlungspotenzial und die Effek-
tivität dieser und anderer Neugründungen zu bewerten. Allerdings wird deutlich, dass es die 
serbische Diasporapolitik mit geringen Mitteln erneut geschafft hat, einige Serben im Ausland 
für die politische Unterstützung des Landes zu gewinnen. 
3.3.3.  Vergleich der Fälle 
Die Muster der politischen Partizipation der serbischen und ägyptischen Migranten unter-
scheiden sich stark. Entsprechend unterschiedlich sind auch die Möglichkeiten des Her-
kunftsstaates, auf die Migrantennetzwerke in Deutschland einzuwirken. Die politische Betei-
ligung der ägyptischen Migranten beschränkt sich auf die informelle Lobbyarbeit der ägypti-
schen Unternehmer und Hochqualifizierten im Ausland. Diese Migranten bilden in Deutsch-
land gewissermaßen ein eigenständiges Elitennetzwerk. Durch Kontakte zur ägyptischen 
Botschaft, aber auch zu den wichtigen Leuten in der ägyptischen Politik, versucht dieses 
Elitennetzwerk, an politischem Einfluss zu gewinnen. Dabei verfolgt das Netzwerk pragmati-
sche politische Ziele (z.B. Akquise von Geldern für eigene Projekte, Einfluss auf politische 
Entscheidungen usw.). Die Programme unterschiedlicher Organisationen der ägyptischen 
Regierung, welche offizielle Diasporapolitik betreiben, erreichen dieses Netzwerk in keinster 
Weise. Die für Migranten zuständigen politischen Organisationen verhalten sich eher reaktiv. 
Sie warten auf die Kontaktaufnahme aus der Diaspora, die oft über informelle Bekanntschaf-
ten erfolgt. Gelingt diese Kontaktaufnahme nicht, können auch die offiziell aufgelegten Dias-
poraprogramme kaum Wirkung entfalten. 
  Die politische Beteiligung der in Deutschland lebenden serbischen Migrantenorgani-
sationen ist vielschichtig und relativ intensiv. Im Laufe der 1990er Jahre nahm sie unter-
schiedliche Formen an: von der Öffentlichkeitsarbeit zugunsten der Politik Jugoslawiens bis 
hin zu Hilfen beim Aufbau der politischen Parteien und Etablierung eigener „Diasporagre-
mien“ in der politischen Landschaft Serbiens. Das Interesse an der politischen Entwicklung 
des Herkunftslandes ist sehr groß, weshalb die Maßnahmen der serbischen Diasporapolitik 
greifen. Für die Diaspora zuständige Akteure des serbischen Staates besitzen jedoch nur 
wenige politische und finanzielle Ressourcen und sind deshalb nicht im Stande, die Interes-
sen der Auslandsserben im Herkunftsland tatkräftig zu unterstützen. Nicht zuletzt deswegen 
betreiben sie fast ausschließlich symbolische Politik, die sich auf die Kontaktpflege zu wichti-
gen Serben und serbischen Organisationen im Ausland und auf gegenseitige Anerken-
nungsgesten beschränkt. Erstaunlich ist jedoch, dass diese symbolische Politik des serbi-
schen Staates nennenswerte Effekte zu erzielen scheint. Sie trägt nicht nur dazu bei, für die 
wirtschaftlichen Aktivitäten der Diaspora in Serbien folgenreiche politische Beziehungen zu 
schaffen. Mehr noch: Durch die symbolische Politik des Herkunftsstaates wurde die Entste-
hung neuer Migrantenbündnisse in den Aufnahmeländern erreicht, die sich hauptsächlich der 
Unterstützung ihres Herkunftslandes verpflichtet fühlen.  
Wie kann man die Unterschiede in den Mustern der politischen Beteiligung von Migranten 
in den Fällen Serbien und Ägypten erklären? Unserer Meinung nach muss man hier den 
Entstehungs- und Funktionsmodus der jeweiligen Migrantennetzwerke betrachten. Hoch 
organisierte ägyptische Netzwerke in Deutschland sind Elitennetzwerke der wohlsituierten 
Bildungsmigranten, die im Sinne der „Rotary Clubs“ zur Reproduktion, Stabilisierung und 
Stärkung der eigenen sozialen Position sowohl im Aufnahme- als auch im Herkunftsland 
beitragen. Es ist demnach nicht überraschend, dass ihre politische Beteiligung sich in Form 
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von Lobbyarbeit für eigene Interessen entfaltet. Serbische Migranten organisierten sich vor 
dem Hintergrund politischer Konflikte in ihrem Herkunftsland. Ihre Vernetzung und Aktivitäten 
wurden durch einen neu entflammten serbischen Nationalismus Anfang der 1990er Jahre, 
aber auch später unter nationalen Vorzeichen stimuliert. Die politische Mitgestaltung der Zu-
kunft Serbiens war daher eines der Hauptziele ihrer Aktivitäten. Dieses Ziel hat sich in den 
für moderne Nationalstaaten typischen Formen der individuellen und kollektiven politischen 
Partizipation entfaltet. 
  Der Entstehungs- und Funktionsmodus der jeweiligen Migrantennetzwerke erklärt des 
Weiteren, wie beeinflussbar diese sind. Ägyptische Elitennetzwerke agieren weitgehend au-
tonom von den Akteuren ägyptischer Diasporapolitik. Umgekehrt aber sind serbische Migran-
tennetzwerke für die Versprechungen des Herkunftslandes sehr offen. Diese Orientierung an 
den politischen Vorgaben aus dem Herkunftsland hat auch nach mehreren enttäuschenden 
Erfahrungen nicht an Bedeutung verloren. Verantwortlich dafür scheint die Tatsache zu sein, 
dass die ethnisch-nationale Identität dieser Migranten eine der wenigen Legitimationsgrund-
lagen für ihre Selbstorganisation in Deutschland darstellt, weshalb an sie adressierte politi-
sche Signale aus dem Herkunftsstaat für sie so wichtig sind.   
Diese anhand der exemplarischen Untersuchung zweier Fälle gemachten Überlegungen 
liefern Ansatzpunkte zum weiteren Nachdenken über die Wirksamkeit der politischen Bemü-
hungen der Herkunftsländer, ihre Diaspora in die politische Gemeinschaft einzubeziehen 
oder zu entwicklungspolitischen Aktivitäten zu bewegen. Die Effektivität dieser Bemühungen 
scheint, unserer Untersuchung zufolge, weitgehend davon abhängig zu sein, ob sie die Modi 
der Entstehung und Funktion der Netzwerke von Migranten entziffern konnten. Die Komplexi-
tät dieser Aufgabe erhöht sich u.a. dadurch, dass sich Entstehung und Funktionsweisen der 
Migrantennetzwerke je nach Aufnahmeland erheblich unterscheiden können. 
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4.  Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
Für die Analyse der entwicklungspolitischen Beiträge von Diasporagemeinden haben wir 
folgende Rahmenbedingungen zu Grunde gelegt und die Fallbeispiele der Ägypter, Afgha-
nen und Serben in Deutschland in dieser Perspektive untersucht: (a) die Migranten selbst, 
d.h. ihr Humankapital, (b) die Gründe für ihre Migration (Arbeit, Bildung, Flucht, Fami-
lie/Heirat), (c) die sozialen Bedingungen im Aufnahmeland und ihre dortige soziale Integrati-
on, (d) die sozialen Bedingungen im Herkunftsland und die Stellung der Migranten bzw. ihrer 
Familien dort sowie (e) die sozialen Organisationsformen von Migranten im Aufnahmeland 
(Struktur der Diaspora). 
4.1. Feststellungen 
Je nach Diasporagemeinde treten die Variablen dieses Bezugsrahmens in unterschiedli-
chen Kombinationen auf, wie sich bei den von uns betrachteten Gemeinden in Deutschland 
zeigt: 
Ägypter 
Bei den Ägyptern handelt es sich hauptsächlich um Elitenwanderung von Bildungs-
migranten der oberen Mittelschicht seit den 1950er Jahren nach Deutschland. Ein hoher An-
teil der Ägypter gehört zum akademischen Fachkräftepersonal, weist relativ hohe Einbürge-
rungszahlen sowie deutsch-ägyptische Ehen auf und ist in Deutschland gut integriert. Hoch-
qualifizierte mit ägyptischem Hintergrund organisieren sich mehrheitlich in professionellen 
Vereinen oder ägyptischen Kulturvereinen. Ähnlich den ‚Rotary Clubs’ dienen auch diese 
Vereine der Reproduktion, Stabilisierung und Stärkung der eigenen Elitennetzwerke. Im Ver-
gleich zu den beiden anderen von uns betrachteten Gruppen bzw. Herkunftsländern herr-
schen in Ägypten relativ stabile politische und ökonomische Verhältnisse, verbunden mit 
zahlreichen Möglichkeiten zu profitablen Investitionen. Diese Möglichkeiten werden auch von 
einer Reihe von Ägyptern ergriffen, weswegen wir auf eine beträchtliche Anzahl von gewinn-
orientierten Investitionen sowie von individuell motivierten, gemeinnützigen Aktivitäten stie-
ßen, vor allem in den prestigeträchtigen Bereichen Bildung und Wissenschaft. 
Gleichwohl treffen diese produktiven Investitionen und Aktivitäten in Ägypten auch auf 
Rahmenbedingungen, die, entwicklungspolitisch betrachtet, ihr Entfaltungspotenzial erheb-
lich einschränken und viele Auslandsägypter davon abhalten, sich dort zu engagieren. Diese 
betreffen Probleme der Transparenz des Rechtswesens, mangelnde Produktions- und Quali-
tätsstandards im ökonomischen Bereich sowie die Abhängigkeit von persönlichen Kontakten 
zu und darüber vermittelten Einfluss auf politische Entscheidungsträger. Die zentrale Bedeu-
tung von Netzwerken für das Zustandekommen erforderlicher Entscheidungen und Zusagen 
birgt die Gefahr, dass Entscheidungen und Verfahren mit dem Wechsel von politischen 
Amtsträgern und dem entsprechenden Funktionsverlust oder Zerfall von Netzwerken keinen 
Bestand mehr haben und entsprechend durch einen Mangel an Verlässlichkeit und Sicher-
heit gekennzeichnet sind.  
Afghanen 
Die ersten afghanischen Migranten, die ab den 1950er Jahren nach Deutschland kamen, 
waren vorrangig Geschäftsleute, besonders Teppichhändler, sowie Studierende unterschied-
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licher Fachbereiche, vor allem der Medizin und des Ingenieurwesens. Seit Beginn des Krie-
ges im Jahr 1979 und den darauf folgenden mehrfachen politischen Machtwechseln kamen 
Flüchtlinge nach Deutschland, die über die für den Fluchtweg notwendigen wirtschaftlichen 
und sozialen Ressourcen verfügten. Zunächst suchten vor allem Angehörige der westlich 
orientierten Bildungselite (z.B. Universitätsprofessoren, Lehrer, Studenten) in Deutschland 
Asyl, und nach Machtübernahme der Mujaheddin kamen Anhänger der kommunistischen 
Partei. Das Taliban-Regime löste eine weitere Fluchtwelle von vorwiegend Angehörigen der 
urbanen Mittelschicht sowie ethnischer und religiöser Minderheiten aus. Aus den verschie-
den motivierten und sozial differenziert zusammengesetzten Zuwanderungen aus Afghanis-
tan resultierte eine sehr heterogen zusammengesetzte Diaspora, deren Angehörige sich 
nach ethnischer Zugehörigkeit, ihren religiösen und politischen Orientierungen, ihrem Bil-
dungshintergrund und ihrer sozialen Schichtzugehörigkeit erheblich unterscheiden.  
Flüchtlinge der späteren Wellen waren und sind zumeist mit erheblichen Integrations-
schwierigkeiten in Deutschland konfrontiert, die aus den aufenthalts- und arbeitsmarktrechtli-
chen Einschränkungen ihrer Handlungsmöglichkeiten in Deutschland sowie bei Hochqualifi-
zierten zudem aus der Nicht-Anerkennung ihres Humankapitals resultieren. Die zweite Ge-
neration afghanischer Zuwanderer ist jedoch zunehmend erfolgreich in das deutsche Bil-
dungssystem eingebunden und interessiert sich zudem nach den Ergebnissen unserer Un-
tersuchung in hohem Maße für die Entwicklung in ihrem Herkunftsland. 
Das Engagement in Afghanistan durch individuelle (z.B. Rücküberweisungen und verein-
zelte Investitionen) und vor allem kollektive, durch eine Vielzahl von Vereinen organisierte 
Aktivitäten setzte mit dem Beginn des Kriegs 1979 ein und hat sich bis in die Gegenwart, 
insbesondere im Gefolge der politischen Entwicklungen nach 2001, noch intensiviert. Durch 
den mehr als zwei Jahrzehnte andauernden Krieg sind weite Teile der physischen und sozia-
len Infrastruktur des Landes weitgehend zerstört. Der neue afghanische Staat ist (noch) nicht 
in der Lage, die erforderlichen öffentlichen Güter zur Normalisierung des gesellschaftlichen 
Lebens zur Verfügung zu stellen. Dem Engagement der Diaspora in Infrastrukturprojekte in 
den Bereichen Bildung, Gesundheit, Wissenschaft, Mädchen- und Frauenförderung, humani-
täre Hilfe, Energie, Wasser und Verkehr kommt daher eine kompensatorische Funktion für 
den Ausfall des Staates zu. Das gesteigerte Engagement der Diaspora in Afghanistan ist 
ohne Zweifel durch die große internationale Aufmerksamkeit (besonders unmittelbar nach 
dem Nato-Einsatz im Jahr 2001) stimuliert und unterstützt worden. In diesem Zusammen-
hang konnten erfolgreich finanzielle und politische Ressourcen nationaler und internationaler 
Geber sowie weiterer Akteure wie Nichtregierungsorganisationen mobilisiert und zum Teil 
auch synergetisch mit den Projekten der Diaspora verknüpft werden.  
Vor diesem Hintergrund stellt sich entwicklungspolitisch die dringende Frage, ob es den 
Migrantenorganisationen sowie anderen relevanten Beteiligten gelingt, das gegenwärtige 
Engagement auf einem Niveau zu stabilisieren, dass das Erreichte erhalten und der weiter-
hin im Lande erforderliche Aufbau auch dann fortgeführt werden kann, wenn zukünftig - sei 
es entweder durch eine innere Stabilisierung Afghanistans oder aber durch soziale oder öko-
logische Katastrophen an anderen Orten der Welt - das Maß internationaler politischer und 
medialer Aufmerksamkeit und damit die Bereitschaft der Ressourcenbereitstellung weiter 
absinken sollte.  
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Serben 
Die Zuwanderung der Serben - zunächst als Jugoslawen – nach Deutschland begann in 
den 1960er Jahren mit dem Gastarbeiterabkommen und erfolgte auf dieser Basis bis zum 
Anwerbestopp im Jahr 1973. Ihre Qualifikationsstruktur reichte von ungelernten bis zu quali-
fizierten Facharbeitern, eine größere Zahl der niedrig Qualifizierten kehrte jedoch nach dem 
Anwerbestopp in ihr Herkunftsland zurück. Anschließend erfolgte die Zuwanderung der Ser-
ben nach Deutschland maßgeblich auf der Grundlage der Familienzusammenführung. Ne-
ben den Gastarbeitern war darüber hinaus bereits seit den 1950er Jahren eine geringe, je-
doch stete Zahl von serbischen Intellektuellen, in ihrer Mehrzahl Gegner des kommunisti-
schen Regimes, zugewandert.  
Jugoslawen und später Serben organisierten sich in der Regel in Clubs (oder Sportverei-
nen), die im Kern am Leben der serbischen Migranten in Deutschland ausgerichtet waren. 
Mit dem Anwachsen der ethnischen Konflikte in Jugoslawien und seinem einsetzenden Zer-
fall nahm auch das nationale Bewusstsein der Serben in Deutschland zu. Es wurden serbi-
sche anstelle der jugoslawischen Clubs gegründet, und diese widmeten sich hauptsächlich 
der Pflege der neu entdeckten nationalen Identität.  
Vor dem Beginn der Konflikte in Jugoslawien und bis in die Gegenwart standen im Fokus 
der auf das Herkunftsland bezogenen Aktivitäten der serbischen Migranten hauptsächlich 
individuelle Investitionen, insbesondere der Erwerb von Immobilien. Demgegenüber war im 
Vergleich zu den Ägyptern und Afghanen ihr Engagement in Infrastrukturentwicklungsprojek-
ten in Jugoslawien eher gering. Anders stellte sich dies zur Zeit der jugoslawischen Auflö-
sungskriege sowie im Kosovo-Konflikt dar. Hier sprang die serbische Diaspora vergleichbar 
zu den Afghanen, wenn auch weniger umfassend als diese, aus patriotischem Engagement 
heraus kompensatorisch für den im Krieg gebundenen Staat ein und engagierte sich in ver-
schiedenen Projekten in den Bereichen Gesundheit, Wasserversorgung, Verkehr sowie hu-
manitäre Hilfe.  
Der Unterschied zu den Afghanen besteht darin, dass dieses Engagement auf die Stüt-
zung des geschwächten Staates zielte, von dem sich die Migranten national vereinnahmen 
und patriotisch mobilisieren ließen. Die Aktivitäten der Afghanen sind demgegenüber sehr 
viel stärker durch Staatsausfall gekennzeichnet, weshalb insofern auch der Staat gar nicht 
der Adressat ihrer Aktivitäten ist. Die Serben in Deutschland hingegen engagierten sich öf-
fentlich, um das ihrer Ansicht nach einseitige Bild Serbiens in der internationalen Öffentlich-
keit zu korrigieren. Umso enttäuschter waren sie, als nach dem Sturz Milosevics und dem 
Ende des Kosovo-Konfliktes die Nachfolgeregierungen dieses Engagement abwerteten und 
sie weitgehend von Einfluss in der Politik abschnitten.  
Erst in jüngster Zeit gibt es wieder ernst zu nehmende Bemühungen des serbischen, 
2005 eingerichteten Diasporaministeriums, das ökonomische und politische Potenzial der 
serbischen Diaspora zu reaktivieren. Dies verdeutlicht, dass Organisationsformen wie auch 
politische Ausrichtung und Engagement im Herkunftsland bei den serbischen Migranten – 
ganz anders als in den beiden anderen von uns untersuchten Fällen – in starkem Maße 
durch die politische Entwicklung im Herkunftsland bestimmt sind. Die Mehrzahl der serbi-
schen Migranten in Deutschland sind Arbeitsmigranten, die sich zwar in Deutschland nieder-
gelassen, sich aber dennoch für den serbischen Staat und seine Politik insbesondere in Zei-
ten des Konfliktes stark mobilisieren lassen.  
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Die von uns untersuchten Fälle machen deutlich, dass es einer genauen Fall-zu-Fall-
Analyse des Zusammentreffens der unterschiedlichen Rahmenbedingungen zu verschiede-
nen Zeitpunkten und ihrer kombinierten Wirkung auf die Mobilisierung von Diasporagemein-
den bedarf, um erkennen zu können, an welchem Punkt eine entwicklungspolitisch orientier-
te Unterstützung ansetzen könnte. Auf dieser Basis lassen sich Handlungsempfehlungen in 
unterschiedlichen Bereichen formulieren:  
(A) Unterstützung der Aktivitäten im wirtschaftlichen Bereich,  
(B) Unterstützung der Aktivitäten im Bereich der sozialen Infrastruktur,  
(C) Unterstützung der politischen Partizipation der Diaspora,  
(D) Unterstützung vorhandener Diaspora-Strukturen,  
(E) Gestaltung der rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen im Aufnahmeland sowie  
(F) Internationale Kooperation.  
Im Folgenden werden verschiedene Ideen für diese Handlungsbereiche skizziert.  
4.2. Handlungsempfehlungen 
A) Unterstützung der Aktivitäten im wirtschaftlichen Bereich 
•  Im Fall Ägyptens sowie Serbiens wurde in unseren Interviews mehrfach darauf hingewie-
sen, dass die mangelnde Einhaltung von Qualitätsvorschriften und fehlende Produkti-
onsstandards große Hindernisse für den Ausbau von Exporten nach Deutschland und in 
die EU darstellen. Ein bereits von der GTZ gefördertes Programm zur Unterstützung der 
serbischen Exportindustrie hat zum Ziel, serbische Produzenten über EU kompatible 
Produktionsstandards und Wege ihrer Erreichung zu informieren und zu beraten. Ein 
ähnliches Programm wäre auch für Ägypten interessant. Es wäre hier denkbar, Koopera-
tionen mit Fachleuten aus der Diaspora zur Förderung der Qualität in den Herkunftslän-
dern anzustreben, z.B. in Form von Public Private Partnerships.  
•  Der Ausbau des Energiesektors  als Grundlage für die Erfolgsaussichten zahlreicher 
laufender und zukünftiger infrastruktureller und ökonomischer Aktivitäten ist für Afghanis-
tan von zentraler Bedeutung. Afghanische Ingenieure mit unterschiedlichen Spezialisie-
rungen aus der Diaspora sind in diesem Feld bereits aktiv. Sie wünschen sich vor allem 
eine bessere Integration in die deutsche Entwicklungszusammenarbeit und die Vermitt-
lung von Kooperationspartnern mit fachlichem Know-How. Hier könnte ein besonderer 
Schwerpunkt in der Zusammenarbeit zwischen Diaspora-Ingenieuren und der GTZ zu-
künftig auf regenerative Energie gelegt werden, da die natürlichen Voraussetzungen in 
Afghanistan dafür optimal sind. Ein praktischer Vorschlag beinhaltete die systematische 
und umfangreiche Erfassung von Winddaten in verschiedenen Regionen, um die Effekti-
vität des Einsatzes von Windrädern auszutesten.  
•  Ein ähnlich großes Interesse gilt dem Agrarsektor. In der afghanischen Diaspora in 
Deutschland lebt eine Reihe von Agraringenieuren, die bereits Untersuchungen zum 
Wiederaufbau der Landwirtschaft durchgeführt haben und die in der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit als Experten eingesetzt werden könnten. Da Afghanistan ein Ag-
rarland ist, kommt dem Landwirtschaftssektor für den wirtschaftlichen Wiederaufbau eine 
große Bedeutung zu.  
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•  Darüber hinaus sollte Aktivitäten in den ruralen Regionen Afghanistans (im Vergleich 
zu den Städten) mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden. Viele der ausländischen Nicht-
regierungsorganisationen sind überwiegend in Kabul tätig. Afghanische Diaspora-
Organisationen scheinen es aufgrund ihrer spezifischen Kenntnisse über ihre Herkunfts-
regionen eher zu wagen, auch in ländlichen Regionen Projekte aufzubauen. Eine Unter-
stützung dieser Projekte käme also insbesondere der Entwicklung in den ländlichen Re-
gionen zugute.  
B) Unterstützung der Aktivitäten im Bereich der sozialen Infrastruktur 
•  Aufbauend auf den individuellen, prestigeträchtigen Projekten in Ägypten, wie beispiels-
weise der Deutschen Universität in Kairo, würde es die Entwicklung von Modellen zur Fi-
nanzierung von Stipendiatenprogrammen ermöglichen, diese Einrichtung für alle Inte-
ressierten – und nicht ausschließlich für jene, die über die nötigen finanziellen Ressour-
cen verfügen – zu gewährleisten. Gleiches gilt für die Deutschen Schulen in Kairo. 
•  In Afghanistan scheint zunächst die Unterstützung beim Wiederaufbau und Ausbau des 
Bildungssektors vonnöten. Die Analphabetenquote in Afghanistan gehört zu den höchs-
ten in der Welt, daher kommt der Bildung und Ausbildung eine zentrale Rolle zu. In die-
sem Zusammenhang sind sowohl die Unterstützung des Aufbaus von Schulgebäuden als 
auch die Entwicklung und Bereitstellung von Lehrmaterialien erforderlich. Der größte Be-
darf an Unterstützung besteht jedoch bei der Qualifizierung von Lehrpersonal. Auf Ba-
sis des vom afghanischen Erziehungsministerium entworfenen Curriculums muss neues 
Lehrpersonal ausgebildet bzw. das bisherige Personal neu geschult werden. Für eine 
solche Qualifizierung vor Ort könnten für eine befristete Zeit auch entsprechend qualifi-
zierte Personen aus der Diaspora in Deutschland eingesetzt werden. Hier sollte an die 
bereits bestehende Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen angeschlossen werden, die 
an der im Text erwähnten Iserlohner Tagung teilgenommen haben und sich bereits seit 
einiger Zeit mit Problemstellungen und Erfordernissen einer angemessenen Lehrerquali-
fizierung beschäftigen.  
•  Ein weiterer Schwerpunkt sollte auf der Verbesserung der Gesundheitsversorgung in 
Afghanistan liegen. Hier mangelt es zum einen an einer adäquaten Ausstattung von Kli-
niken und Ambulanzen z.B. mit medizinischen Geräten, Medikamenten und pflegerischen 
Hilfsmitteln (z.B. Betten, Rollstühle). Aus den Interviews ging deutlich hervor, dass es zu-
dem oftmals an logistischen Mitteln für den Transport von medizinischen Geräten zu 
mangeln scheint. Dies kann ein wichtiger Ansatzpunkt bei der Unterstützung von Projek-
ten für die Verbesserung des Gesundheitssektors in Afghanistan sein. Zum anderen aber 
mangelt es insbesondere an qualifiziertem Personal. Afghanische Ärztevereine in 
Deutschland stellen hier beispielsweise Stipendien für die Fortbildung bzw. Spezialisie-
rung von Ärzten aus Afghanistan, die in Deutschland hospitieren, zur Verfügung und füh-
ren selbst auch in Afghanistan Fortbildungen entsprechend ihrer eigenen medizinischen 
Spezialisierungen durch. Diese Aktivitäten stellen sinnvolle Ansätze dar, um die Qualifi-
zierung von Medizinern in Afghanistan zu verbessern, und sie könnten durch geeignete 
Formen der finanziellen Förderung weiter ausgebaut werden. So könnte die Ermögli-
chung des Austauschs im Rahmen von internationalen Kongressen das Wissen über 
moderne medizinische Standards fördern.  
•  An dieser Stelle ist allgemein zu bemerken, dass die Förderung des Wissenschaftsaus-
tauschs und Wissenstransfers insbesondere im Bildungs-, Forschungs- und Gesund-
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heitsbereich, aber auch in anderen Bereichen auf unterschiedlichen Ebenen (Studenten, 
Dozenten oder Professoren) für alle drei Länder wünschenswert wäre. Aus unseren In-
terviews werden verschiedene Formen des Austauschs und Wissenstransfers deutlich, 
was zeigt, dass es hier nicht nur ein großes Interesse, sondern vor allem auch ein großes 
Potenzial bei den Diasporagemeinden in Deutschland gibt.  
C) Unterstützung der politischen Partizipation der Diaspora 
•  Aus unseren Analysen geht hervor, dass die Serben ein starkes politisches Interesse an 
ihrem Herkunftsland haben. Wie in der Studie beschrieben, hat jedoch die Mehrzahl der 
Serben in Deutschland aufgrund des organisatorischen Aufwands an den Wahlen im 
Jahr 2004 nicht teilgenommen, obwohl sie rechtlich die Möglichkeit dazu besaßen. Da es 
in der internationalen Zusammenarbeit (und insbesondere im Rahmen von Maßnahmen 
zur Förderung der Demokratisierung) durchaus üblich ist, auf die Expertise von internati-
onalen Organisationen zurückzugreifen, die sich wiederum an nationale Experten wen-
den (siehe hier: Expertise der OSZE zu Wahlen), wäre es denkbar, auch bilateral die 
serbische Regierung beim Aufbau eines effizienten Wahlverfahrens (z.B. mittels Brief-
wahl o.ä.) zu unterstützen.  
D) Unterstützung vorhandener Diaspora-Strukturen 
In den Ergebnissen einer neuen Diaspora-Studie (De Haas, 2006) hält der Autor u.a. fest: 
„Recognising that migrants are already mobilised for development on their own initiative. 
Rather than ‚mobilising diasporas’, development actors themselves should be ‚mobilised’ to 
engage with and to learn from diasporas in development cooperation so as to establish a 
genuine two-way working relationship“. 
Dieser Aussage können wir aufgrund unserer Ergebnisse nur zustimmen. Es gilt, das Po-
tenzial gegebener Strukturen und Netzwerke zu unterstützen und nicht davon auszugehen, 
dass zunächst eine Notwendigkeit der externen Mobilisierung besteht. Wir schlagen daher 
vor: 
•  Im Fall der ägyptischen Diaspora, die vergleichsweise ressourcenreich ist und daher we-
niger finanzielle und institutionelle Unterstützung benötigt, wäre zu überlegen, ob nicht 
eine Förderung des wechselseitigen Kontakts und der Information zwischen offizieller 
ägyptischer Politik und der ägyptischen Diaspora in Deutschland gefördert werden sollte, 
denn aus unserer Untersuchung geht hervor, dass weder das Potenzial der Ägypter in 
Deutschland, noch die spezifischen Probleme seiner Realisierung der ägyptischen Politik 
präsent sind.  
•  Ein Problem stellt der Verlust der „Quasi-Rückkehrer“ dar. Migranten, die in Ägypten ei-
gene Unternehmen aufbauen und sich daher immer weniger in Deutschland aufhalten, 
fallen aus den Netzwerken (Tätigkeiten der Vereine) heraus. Jedoch können gerade die-
se erfolgreichen Unternehmer als Multiplikatoren des Wissens über die Formen, Mög-
lichkeiten und Perspektiven des Engagements in Ägypten fungieren. So können Unter-
nehmer, die mittlerweile in Ägypten erfolgreich sind, am Besten darüber Auskunft geben, 
wo und in welcher Form investiert werden könnte und mit welchen Schwierigkeiten man 
gegebenenfalls rechnen muss. Gerade diese Unternehmer könnten Interesse und Ver-
trauen aufbauen, in Ägypten zu investieren.  
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•  Auch in der ägyptischen Diaspora gibt es einzelne Akteure, die zwar interessiert, kompe-
tent  und engagiert sind, jedoch nicht über die notwendigen finanziellen Ressourcen 
verfügen. Auch hier könnten Möglichkeiten der Unterstützung vorgesehen werden.  
•  Eine starke Fraktionierung wie in der afghanischen Diaspora behindert die Wirksamkeit 
entwicklungsrelevanten Engagements, da vorhandene Aktivitäten oftmals nicht gebündelt 
werden, wo dies sinnvoll erscheint. Einzelne Hilfsorganisationen arbeiten oft unabhängig 
voneinander oder stehen auch in Konkurrenz zueinander. Eine Ausnahme ist der Dach-
verband für afghanisches medizinisches Personal, in dem mehrere Ärztevereine zusam-
mengeschlossen sind. Im Übrigen scheint ein Austausch über die Arbeit der einzelnen 
Vereine und ihre Projekte nur selten stattzufinden. Ein Forum zum Austausch von Erfah-
rungen zwischen den verschiedenen NGOs, die in Afghanistan aktiv sind, bietet zwar ei-
ne Tagung in Iserlohn. Diese findet jedoch nur einmal im Jahr statt. Hier könnte die Un-
terstützung der Schaffung einer Koordinationsstelle, die den Austausch über und die 
Verknüpfung von Engagement und laufenden Projekten organisieren könnte, Abhilfe 
schaffen.  
•  Darüber hinaus wäre eine Steigerung der Professionalisierung von Diasporaprojekten 
wünschenswert. Dies könnte beispielsweise über ein (länderspezifisches) Seminarange-
bot zu Fundraising erreicht werden, das die erforderlichen Kenntnisse und Kompetenzen 
zu potenziellen Geldgebern, Verfahren, Personalmanagement, Rekrutierung von Freiwil-
ligen u.ä. vermittelt. 
•  Ein besonderes Augenmerk sollte auf die zweite Generation gerichtet werden. Bei die-
ser besteht insbesondere in der afghanischen und ägyptischen Diaspora ein großes Inte-
resse an ihrem jeweiligen Herkunftsland und ersichtlich auch ein ernst zu nehmendes 
Potenzial, sich zu engagieren. Zudem scheinen gerade die afghanischen Migranten der 
zweiten Generation  eher bereit zu sein, Misstrauen und Vorurteile gegenüber anderen 
afghanischen Gruppen abzubauen. Mehrere Gesprächspartner hoben dieses Potenzial 
der jüngeren Generation hervor und führten dies auf ihre Bildung und Ausbildung nach 
modernen Standards zurück. Auf der Grundlage ihrer guten sprachlichen und kulturellen 
Kenntnisse beider Länder (Afghanistan und Deutschland) könnten einige von ihnen, 
wenn sie eine angemessene Unterstützung erfahren, in eine Brückenfunktion als interkul-
turelle Vermittler hineinwachsen. Aber auch den Serben der zweiten Generation und der 
wachsenden Zahl serbischer Bildungsmigranten könnte in Zukunft eine solche Mittlerrolle 
zufallen. Hier könnte die Durchführung von Sommerschulen als Katalysator wirken, in-
dem auf diese Weise die zweite Generation und Studenten aus Serbien miteinander in 
Kontakt gebracht werden und das Thema Diaspora eigens zum Thema gemacht wird.  
•  Unsere Gesprächspartner, insbesondere die Afghanen und Serben, haben im Rahmen 
unserer Untersuchung ein großes Interesse an weitergehenden Informationen über 
die Strukturen der Diaspora selbst, ihr Spektrum und die von ihr ausgehenden ver-
schiedenen Aktivitäten in den Herkunftsländern bekundet. Zwar existieren oftmals eine 
Vielzahl von Zeitschriften, Newslettern, Websites u.ä., auch gibt es Fernseh- und Radio-
sendungen in den jeweiligen Sprachen. Aber zwischen Überangebot und mangelnden 
Ressourcen zur Verbreitung scheint es einen Bedarf der strukturierten Selbstverständi-
gung über das eigene Potenzial zu geben. In diesem Zusammenhang wurde von unse-
ren serbischen Gesprächspartnern die Idee geäußert, ein Informationszentrum zu er-
öffnen, welches Möglichkeiten des Engagements (Fördermöglichkeiten, Investitions-
schwerpunkte etc.) aufzeigt. Informationen über Engagement und erfolgreiche Projekte 
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unterstützen die Wertschätzung der eigenen Arbeit und können im Weiteren als „Best 
Practices“ dienen.  
E) Gestaltung der rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen im Aufnahmeland  
•  Grundsätzlich tragen vor allem jene Migranten, die auf der Basis eines gefestigten Auf-
enthaltsstatus und eines gleichberechtigten Zugangs zum Arbeitsmarkt eine gute 
soziale Stellung in der Aufnahmegesellschaft erreicht haben und damit gut integriert sind, 
durch ihr oftmals hohes Engagement zur Entwicklung ihrer Herkunftsländer bei. Dagegen 
reduziert sich durch einen unsicheren Aufenthaltsstatus und eine unsichere soziale Stel-
lung im Aufnahmeland das Potenzial von Migranten, zur Entwicklung ihres Herkunfts- 
und ihres Aufnahmelandes beizutragen. Das jahrelange Verbleiben außerhalb des Ar-
beitsmarktes, der beschränkte Zugang zu bestimmten Berufen und/oder zu Fortbildungen 
hat zur Konsequenz, dass das Potenzial vieler Migranten, ihr mitgebrachtes Wissen und 
ihre Fähigkeiten mit der Zeit verfallen. Aus dem Ausgeführten ergibt sich, dass das Po-
tenzial von Migration sich nur entfalten kann, wenn es allen drei Parteien zugute kommt – 
zunächst den Migranten, dann dem Aufnahmeland durch ihre soziale Integration und auf 
dieser Basis schließlich dem Herkunftsland auf der Grundlage von Engagement, Kompe-
tenz und Ressourcenreichtum der Migranten – und dafür ist die Gewährung eines gefes-
tigten Aufenthaltsstatus von zentraler Bedeutung. Die Integration von Migranten würde 
unseres Erachtens auch „Brain Circulation“ fördern.  
•  In diesem Zusammenhang ist auch die Zulassung der doppelten Staatsbürgerschaft 
von Bedeutung. Der Verlust der Staatsbürgerschaft des Herkunftslandes bei der Einbür-
gerung in Deutschland führt dazu, dass Diasporamitglieder oftmals mit höheren Hürden 
zu kämpfen haben, wenn sie sich in ihrem Herkunftsland engagieren: dem Verlust des 
Wahlrechtes sowie dem Verlust des Rechtes, Grund und Boden zu erwerben, und der 
Visumspflicht bei der Einreise. Die Zulassung der doppelten Staatsbürgerschaft kann da-
her auch eine angemessene Strategie sein, um das Engagement der in Deutschland nie-
dergelassenen Zuwanderer bei der Entwicklung ihrer Herkunftsländer zu unterstützen. 
In der Konsequenz dessen liegt, dass eine Migrations- und Integrationspolitik mit der 
Zielsetzung der sozialen Integration der absehbar dauerhaft im Lande verbleibenden Migran-
ten zusammen mit einer Politik, die die Migrantendiaspora in ihrem Engagement für ihr Her-
kunftsland im Sinne der hier vorgeschlagenen Richtung unterstützt, zugleich Teil einer guten 
Entwicklungspolitik ist, die eben an die Ressourcen der Betroffenen selbst anschließt und 
für Entwicklung zu mobilisieren versucht. In diesem Zusammenhang ist bedeutsam, dass 
nach unserem Eindruck eine Reihe der Migranten in den Diasporagemeinden und ihre Netz-
werke über spezifisches und wertvolles Wissen verfügen, das in dieser Perspektive bei der 
Entwicklung künftiger entwicklungspolitischer Strategien aufgegriffen werden sollte. Daher 
sollte man darüber nachdenken, in welcher Weise Vertreter der Diasporagemeinden zukünf-
tig in konsultativer Funktion stärker in die Entwicklungspolitik einbezogen werden können.  
F) Internationale Kooperation  
•  Nicht nur auf der nationalen Ebene im Aufnahmeland, sondern international stellt eines 
der wichtigsten Themen im Zusammenhang mit den Aktivitäten von Diasporagemeinden 
ihre Rücküberweisungen dar. Wie von vielen internationalen Organisationen mittlerwei-
le angeregt, gilt es, durch internationale Kooperationen transparente und vor allem kos-
tengünstigere Systeme des Geldtransfers zu entwickeln. Soweit dies Rücküberweisun-
  59 
gen zum Aufbau von Infrastruktur (besonders in ländlichen Regionen) betrifft, können 
hier Ko-Finanzierungsprogramme eine wichtige Rolle spielen. Diese könnten beispiels-
weise auf die jahrelange Erfahrung des „Tres por uno“-Programms in Mexiko oder auch 
auf EU-Finanzierungsprogrammen aufbauen. Entscheidend für den Erfolg solcher Pro-
jekte ist jedoch, dass die Projektleitung von den lokalen Gemeinschaften und/oder der 
Diasporagemeinschaft übernommen wird, um so Vertrauen zu schaffen und damit Inves-
titionen zu stimulieren.  
•  Sinnvoll wäre zudem ein internationaler (oder bilateraler) Austausch mit Staaten, die 
ihrerseits Aufnahmeländer größerer Diaspora-Gemeinden unterschiedlicher Herkunft 
sind. So wäre etwa im Fall Serbien ein Vergleich der Aktivitäten und Erfahrungen der 
Serben in den USA in ihrem Herkunftsland sowie der Bedeutung dieser Diaspora für die 
Entwicklung in Serbien mit den Erfahrungen in Deutschland sicher aufschlussreich für ein 
genaueres Verständnis des Verhältnisses zwischen Diaspora und Herkunftsland und sei-
ne entwicklungspolitische Bedeutung.  
Darüber hinaus könnte, wie von Vertretern der ägyptischen Diaspora gewünscht, die Un-
terstützung einer internationalen Vernetzung der ägyptischen Diaspora ein Ansatz sein, 
der bilateral oder auch international ausführlicher im Hinblick auf seine Potenziale diskutiert 
werden sollte. 
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